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Einleitung
Das Land schafft die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen für die Gemeinden und Kreise in Nordrhein-West-
falen. Die Grundlagen regeln dabei die Gemeindeord-
nung und die Kreisordnung. Sie legen die Stellung und 
Aufgaben der kommunalen Organe sowie die Mitwir-
kungsmöglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern 
fest. Die beiden Gesetze gehören damit zum wesentli-
chen Rüstzeug für alle kommunalpolitisch Aktiven und 
Interessierten. Die vorliegende kompakte Broschüre 
bietet Ihnen die Möglichkeit, die Volltexte der beiden 
Gesetze sowie Auszüge aus weiteren grundlegenden 
kommunalrechtlichen Vorschriften stets zur Hand zu 
haben.

Das nordrhein-westfälische Innenministerium gibt die 
Broschüre in Zusammenarbeit mit der Landeszentra-
le für politische Bildung Nordrhein-Westfalen heraus. 
Die Publikation leistet einen wichtigen Beitrag, die 
kommunalen Spielregeln auch auf dem Weg der Er-
wachsenenbildung und über die Schulen bekannt zu 
machen.

Weitere Informationen zu Kommunalrecht und -politik 
in Nordrhein-Westfalen bieten die Internetangebote 
des Innenministeriums unter www.im.nrw.de und 
der Landeszentrale für politische Bildung unter 
www.politische-bildung.nrw.de.

Hinweis
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von 
Wahlbewerberinnen/Wahlbewerbern oder Wahlhelfe-
rinnen/Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum 
Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies 
gilt für Landtags-, Bundestags- und Kommunalwah-
len sowie auch für die Wahl der Mitglieder des Europä-
ischen Parlaments. Missbräuchlich ist insbesondere 
die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informati-
onsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdru-
cken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen 
oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Wei-
tergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Eine 
Verwendung dieser Druckschrift durch Parteien oder 
sie unterstützende Organisationen ausschließlich zur 
Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder bleibt hiervon 
unberührt. Unabhängig davon, wann, auf welchem 
Weg und in welcher Anzahl diese Schrift der Empfän-
gerin oder dem Empfänger zugegangen ist, darf sie 
auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden 
Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als 
Parteinahme der Landesregierung zu Gunsten einzel-
ner politischer Gruppen verstanden werden könnte. 
Die Verwendung der Broschüre durch öffentliche Bil-
dungseinrichtungen zum Zweck der Informationsge-
winnung bleibt hiervon unberührt.
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Gemeindeordnung im Überblick
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Wer wissen will, wie ein Bürgermeister gewählt wird, 
wie ein Gemeinderat oder Stadtrat funktioniert oder 
ob kommunal interessierte und engagierte Bürgerin-
nen und Bürger auch die Möglichkeit haben, sich mit 
einem konkreten Antrag an den Rat zu wenden, der 
sollte die Gemeindeordnung (GO NRW) zur Hand neh-
men. Die nordrhein-westfälische Gemeindeordnung 
bietet das rechtliche Grundgerüst für das politische 
Leben in einer Kommune. Sie enthält alle wichtigen 
Bestimmungen und Grundsätze über die Strukturen, 
Aufgaben und Zuständigkeiten der Gemeinde, über 
die Rechte und Pfl ichten der Gemeindeorgane, aber 
auch der Menschen, die in der Gemeinde leben. Sie re-
gelt darüber hinaus auch die Haushaltswirtschaft und 
die wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde und gibt 
Auskunft darüber, wie die Aufsicht organisiert ist. Die 
Gemeindeordnung wird wegen ihres grundsätzlichen 
Charakters deshalb auch gerne „Kommunalverfas-
sung“ genannt.
 
Die Gemeinde
Aber was ist eigentlich eine Gemeinde, was besagt die-
ser Begriff? „Gemeinde“ bezeichnet das vielfältige Le-
ben der Menschen in ihrer örtlichen Gemeinschaft, sei 
es in kultureller, wirtschaftlicher oder politischer Hin-
sicht. Auf diese Grundform menschlichen Zusammen-
lebens ist auch die Gemeinde als Verwaltungseinheit 
bezogen. Als „Gemeindeordnung“ oder „Kommunal-
verfassung“ bezeichnet man deshalb die Gesetze, die 
die in räumlicher Nähe zusammenlebenden Menschen 
zu einer eigenständigen Rechtspersönlichkeit – zur 
so genannten „Juristischen Person des öffentlichen 
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Rechts“ – mit eigenem Namen und eigenen Rechten 
zusammenfassen. Die Gemeindeordnung bestimmt 
danach den Zweck, den die Gemeinde als Rechts-
person erfüllen soll, sowie die Rechte und Pfl ichten, 
die die Einwohner, die Bürger, der Rat und der Bürger-
meister haben, um „die Gemeinde“ aktiv werden zu 
lassen. 

Die Gemeinde hat eine auf ihre Mitglieder  bezogene 
Funktion. Deshalb ist die Gemeinde zugleich eine „Ge-
bietskörperschaft“. Damit wird gesagt, dass ihr alle 
Personen, die in dem Gebiet wohnen,  unabhängig von 
Alter, Geschlecht und Staatsan gehörigkeit angehören. 
Alle diese Personen  unterliegen der Hoheitsgewalt der 
Gemeinde. Die Gemeinde kann also gegenüber diesen 
 Personen einseitig verbindliche Entscheidungen tref-
fen. Andererseits können diese Personen die Leistun-
gen der Gemeinde in Anspruch nehmen, so wenn die 
 Gemeinde Einrichtungen (z. B. Schulen, Schwimmbad, 
Bibliothek) betreibt oder Dienstleist ungen zur Verfü-
gung stellt (Stadtwerke).

Der so geschaffenen Gebietskörperschaft  garantiert 
Artikel 78 der Verfassung des Landes Nordrhein-West-
falen das „Recht der Selbstverwaltung durch ihre ge-
wählten Organe“. Selbstverwaltung  bedeutet, über die 
Angelegenheiten nach eigenem  Willen  entscheiden zu 
können. Organe sind die Personen (z. B. der Bürger-
meister) oder Institutionen (z. B. der Rat), durch die 
eine juristische Person  entscheidungsfähig und damit 
handlungsfähig wird. Das Handeln ihrer Organe wird 
als das Handeln der juristischen Person betrachtet. 
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Aufbauend auf Artikel 78 der Landesverfassung ge-
staltet die Gemeindeordnung die „Verfassung“ der 
Gemeinde. Einige zentrale Aussagen sollen das be-
legen. In § 1 der GO NRW heißt es: „Die Gemeinden 
fördern das Wohl der Einwohner in freier Selbstver-
waltung“. Damit beschreibt die Gemeindeordnung 
den Zweck, zu dem die Gemeinde als eigenständi-
ge Rechtsperson geschaffen ist. In § 2 GO NRW wird 
dann bestimmt: „Die Gemeinden sind in ihrem Ge-
biet, soweit die Gesetze nicht etwas anderes bestim-
men,  ausschließliche und eigenverantwortliche Trä-
ger der öffentlichen Verwaltung“. Die Gemeinde ist 
demnach umfassend zuständig für alle Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft. Es bedarf keiner wei-
teren Gesetze, damit die Gemeinde tätig werden darf 
und neben ihr auch keiner weiteren Verwaltungsein-
heiten. In den Absätzen 1 und 2 des § 40 beschreibt 
das Gesetz das Prinzip der „repräsentativen Demo-
kratie“. Dort heißt es: „Die Verwaltung der Gemeinde 
wird ausschließlich durch den Willen der Bürgerschaft 
bestimmt. Die Bürgerschaft wird durch den Rat und 
den Bürgermeister vertreten.“ Damit sollen alle Ent-
scheidungen der Gemeinde auf den Willen der Bür-
gerschaft zurück geführt werden können. Angesichts 
der Größe der Gemeinden und der Komplexität der 
Sachentscheidungen ist es nicht mehr möglich, dass 
die Bürger regelmäßig durch Abstimmungen selbst 
direkt entscheiden. Vielmehr ist dazu der Gemeinde-
rat („der Rat“) als Entscheidungsorgan berufen. Aus 
aktuellem Anlass können die Bürger gleichwohl in be-
sonderen Abstimmungen mitentscheiden (Bürger-
entscheid).
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Die Ratsmitglieder sind im Rat zu einem Organ zusam-
men gefasst. Legitimiert durch die Kommunalwahl 
sind sie verpfl ichtet, in ihrer Tätigkeit ausschließlich 
nach dem Gesetz und ihrer freien, nur durch Rück-
sicht auf das öffentliche Wohl bestimmten Überzeu-
gung zu handeln; sie sind an Aufträge nicht gebunden 
(§ 43 Abs. 1 GO NRW).

Die Entscheidungen des Rates auszuführen, ist die 
Aufgabe des Bürgermeisters. Er ist Vorsitzender im 
Rat und zugleich der Chef der Verwaltung. Er leitet 
die Verwaltung selbständig in Verantwortung vor dem 
Rat.

Der Rat
Der Rat kann Entscheidungen nur in einer Sitzung tref-
fen, zu der alle Ratsmitglieder ordnungsgemäß einge-
laden wurden. Zur Vorbereitung von Entscheidungen 
der Ratsmitglieder und zu seiner Entlastung bildet der 
Rat Ausschüsse (§§ 57, 58). Weil sie in ihrer Zusam-
mensetzung dem politischen Kräfteverhältnis im Rat 
entsprechen (§ 50 Abs. 3), werden die Ausschüsse 
auch als „Kleiner Rat“ bezeichnet. Ebenfalls der Vorbe-
reitung der Ratsarbeit dient es, wenn sich Ratsmitglie-
der nach ihrer freien Entscheidung zu Fraktionen zu-
sammenschließen. In der Fraktionsarbeit werden die 
politischen Absichten der Ratsmitglieder koordiniert, 
abgestimmt und so die Beratung im Rat vereinfacht. 
Diese Funktion rechtfertigt es, dass die Gemeinde die 
Fraktionsarbeit mit öffentlichen Mitteln fi nanziell un-
terstützt.
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Rat und Bürgermeister
Im Amt des Bürgermeisters vereinigen sich die Aufgaben 
des Vorsitzenden im Rat sowie des Chefs der Verwaltung. 
Als Ratsvorsitzender leitet er die Sitzungen des Rates. Als 
Chef der Verwaltung ist er für die Leitung und Beaufsich-
tigung der Geschäfte der gesamten Verwaltung verant-
wortlich. Deshalb leitet er die Verwaltung eigenständig 
(Organisations hoheit). Er hat aber auch die Beschlüs-
se des Rates durch Informationen vorzubereiten und die 
vom Rat getroffenen Entscheidungen umzusetzen. Da-
bei ist er verpfl ichtet zu prüfen, ob die Entscheidungen 
des Rates gegen geltendes Recht verstoßen. Der Rat sei-
nerseits überwacht die Durchführung seiner Beschlüsse 
durch den Bürgermeister und die Verwaltung. Der Bürger-
meister hat die Arbeit der von ihm geleiteten Verwaltung 
vor dem Rat zu verantworten. Dieses Zusammenwirken 
macht deutlich: Rat und direkt gewählter Bürgermeister 
stehen in keinem hierarchischen Verhältnis. Sie sind funk-
tional aufeinander bezogen. Sie schulden sich wechsel-
seitig „Organtreue“, das heißt, jedes Organ muss dem an-
deren ermöglichen, seine Aufgaben effektiv wahrnehmen 
zu können. Die für dieses Zusammenwirken notwendigen 
Regeln sind in der Gemeindeordnung niedergelegt.

Die Geschichte der Gemeindeordnung 
Die Geschichte der nordrhein-westfälischen Gemeinde-
ordnung ist von markanten Reform entwicklungen ge-
prägt. Bis zur grundlegenden Änderung der Kommunal-
verfassung im Jahr 1994 war für Nordrhein-Westfalen 
die Gemeindeordnung aus dem Jahr 1952 maßgeblich. 
Sie war durch die  sogenannte „Doppelspitze“ gekenn-
zeichnet. 
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Der Rat wählte damals noch aus seiner Mitte den Bür-
germeister als seinen Vorsitzenden sowie als den Re-
präsentanten der Gemeinde. Daneben wählte der Rat 
einen Gemeindedirektor zum Verwaltungschef. Der 
Gemeindedirektor hatte die Beschlüsse des Rates vor-
zubereiten und unter der Kontrolle des Rates durch-
zuführen. Seine Amtszeit betrug zunächst 12 Jahre, 
später 8 Jahre. Den auf 8  Jahre gewählten Gemeinde-
direktor konnte der Rat  abberufen.
 
Dieses an der englischen Verwaltung orientierte Modell – 
die britische Militärregierung hatte es nach dem 2. Welt-
krieg in der von ihr beherrschten  Besatzungszone ein-
geführt, und der Gesetzgeber des Jahres 1952 hatte es 
übernommen – war deutschem Verständnis von Kom-
munalverwaltung fremd. Es erweckte den Eindruck, 
dass allein „der mit der Amtskette das Sagen hat.“ 

Der Alltag in der Kommunalverwaltung war differen-
z ierter. Deshalb setzte seit Mitte der 1970er Jahre 
eine Diskussion über die geeignete  Organ isation von 
Rat und Verwaltung ein. Insbesondere wurde thema-
tisiert, ob im Amt des Bürgermeisters die Funktionen 
des Gemeinde direktors und des Vorsitzenden im Rat 
zusammen gefasst werden sollten. Weiter wurde ge-
fordert,  einen solchen Bürgermeister von den Bürge-
rinnen und Bürgern direkt wählen zu lassen. 

Diese Diskussion war bis 1992 zu keinem Abschluss 
gekommen. Um andere wichtige Änderungen in der 
Kommunalverfassung zu erreichen, brachte die von 
der SPD geführte Landesregierung am 4. Februar 1993 
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einen Gesetzentwurf in den Landtag ein, der u. a. zum 
Inhalt hatte:

:  Erweiterung der Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Einwohner und Bürger (Einwohnerantrag; Bürger-
begehren und Bürgerentscheid),

:  Einwohner ohne deutsche  Staatsangehörigkeit 
wählen ein Beteiligungsgremium an der Kom-
munal verwaltung (Ausländerbeirat), 

:  das Amt der Beauftragten für die Gleichstellung 
von Frau und Mann wird geschaffen,

:  die Rahmenbedingungen für die Mandatstätigkeit, 
insbesondere für Fraktionen werden verbessert,

:   Handlungsbedingungen für die Kommune werden 
verbessert,

:  in der Haushaltswirtschaft 
:  sowie in der wirtschaftlichen und nichtwirtschaftli-

chen Betätigung der Gemeinde  (Drs.11/4983).

Die Diskussion um das Amt des Bürgermeisters kam 
nicht zum Stillstand. Die CDU drängte auf die Direkt-
wahl des Bürgermeisters und deshalb auf die Zusam-
menfassung der Funktion des Ratsvorsitzenden mit 
der des Gemeindedirektors. Erst nachdem sich auch 
die SPD auf ihrem Landesparteitag am 15. und 16. Ja-
nuar 1994 für diese neue Organisationsstruktur des 
Amtes des Bürgermeisters entschieden hatte, wurden 
im Landtag in nur wenigen Monaten weitreichende Än-
derungen der Gemeindeordnung intensiv beraten und 
mit dem Gesetz zur Änderung der Kommunalverfas-
sung vom 17. Mai 1994 verabschiedet. 
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Damit waren nach jahrzehntelanger Diskussion drei 
grundlegende Entscheidungen getroffen worden: 

:  im Amt des Bürgermeisters (neues Organ) wurden 
die Funktionen des Hauptverwaltungsbeamten (Ge-
meindedirektor) und des Vorsitzenden im Rat („Bür-
germeister“) zusammen gefasst (Einheitsspitze),

:  ein solcher Bürgermeister sollte – beginnend mit 
der Kommunalwahl 1999 – von den Bürgern  direkt 
gewählt werden (Direktwahl),

:  ein solcher Bürgermeister sollte in der Regel zeit-
gleich mit dem Rat und deshalb auf fünf Jahre ge-
wählt werden (verbundene Wahl). 

Das so geschaffene neue Amt des Bürgermeisters 
wird seither durch drei Rechtsbereiche bestimmt:

:  Die Gemeindeordnung regelt die Rechte und Pfl ich-
ten des Bürgermeisters in der Gemeinde sowie sein 
Zu sammenwirken mit der Bürgerschaft und dem Rat.

:  Das Kommunalwahlrecht regelt das  Wahlverfahren.
:  Das öffentliche Dienstrecht (Beamtenrecht, Besoldungs- 

und Versorgungsrecht, Disziplinarrecht) regelt das 
Dienst verhältnis des Bürgermeisters zur  Gemeinde.

Diese Rechtsbereiche sind aufeinander bezogen; sie 
berücksichtigen nach Inhalt und bei der Anwendung 
das Besondere des Bürgermeisteramtes (einen Über-
blick über Fragen zum Amt des Bürgermeisters gibt 
die vom Innenministerium herausgegebene Broschü-
re „Der hauptamtliche Bürgermeister“).

Wegen der weitreichenden Änderungen der Kommu-
nalverfassung in den Jahren 1994 bis 1999 vereinbar-
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ten die die Landesregierung tragenden Parteien von 
SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN in ihrem Koaliti-
onsvertrag vom Sommer 2000: Die Erfahrungen mit 
der neuen Gemeindeordnung sollen nach einem Jahr 
insbesondere hinsichtlich der Rechte des Rates, der 
Fraktionen, der Ausschüsse, der Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sowie hinsichtlich der dienstrecht-
lichen Regelungen für kommunale Wahlbeamte sowie 
deren Amtszeit und Versorgung ausgewertet werden. 

Den Auftrag dazu erhielt eine vom Innenministerium 
im Juni 2001 eingesetzte Expertenkommission. Sie 
wurde aus Praktikern der Kommunalpolitik und Kom-
munalverwaltung sowie aus Mitgliedern der kommu-
nalpolitischen Vereinigungen der im Landtag vertrete-
nen Parteien gebildet.

Die Kommission hat ihren Bericht im Januar 2002 dem 
Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen vorgelegt 
(Vorlage 13 / 1242). Sie hat in fast allen Punkten einver-
nehmlich formulierte Vorschläge  erarbeitet. In der Fra-
ge der verbundenen oder getrennten Wahl hat sich die 
Kommission mehrheitlich geäußert und zwar zu Guns-
ten der getrennten Wahl des Bürgermeisters. Die Vor-
schläge der Kommission sind in der 13. Legislaturpe-
riode nicht umgesetzt worden. Dagegen waren die 
Gesetzentwürfe der CDU (Drs.13/181) sowie der FDP 
(Drs.13/3899), die eine Verlängerung der Amtszeit des 
Bürgermeisters auf acht Jahre und die Trennung der 
Wahlen vorsahen, von der Mehrheit des Landtages ab-
gelehnt worden (Drs.13/5135; Plenarprotokoll 13/199 
S. 117 ff).
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Im Mai 2005 hat die Mehrheit der wahlberechtigten 
nordrhein-westfälischen Bürgerinnen und Bürger eine 
neue Landesregierung ermöglicht. Die die Regierung 
tragenden Fraktionen von CDU und FDP haben zum 
Themenbereich „Kommunalverfassung“ in ihrem Ko-
alitionsvertrag vom Juni 2005 vereinbart: „Wir wollen 
den 1994 begonnenen Reformprozess der Kommunal-
verfassung fortführen. Basis dafür ist der Bericht der 
Reformkommission des Innenministeriums aus dem 
Jahr 2002.“

Auf dieser Grundlage und nach den weiteren Vorga-
ben des Koalitionsvertrages hat das Innenministerium 
zum einen den Gesetzentwurf „Gesetz zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung – GO-Reformge-
setz“ (Drs.14/3979) und zum anderen den Gesetzent-
wurf zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes (Drs. 
14/3977) vorbereitet. 

Beide Gesetze hatten zum Ziel, die Akteure der kom-
munalen Selbstverwaltung: die Bürgerschaft, den Rat 
und die Ratsmitglieder sowie den Bürgermeister in ih-
rer jeweiligen Funktion zu stärken

:  Änderungen zum Bürgerentscheid sollten die Posi-
tion der Bürgerinnen und Bürger stärken, wenn sie 
an Stelle des Rates entscheiden.

:  Weiterhin sollten das einzelne Ratsmitglied sowie 
die Fraktionen und Gruppen im Rat in ihrer Teilnah-
me am Beratungs- und Entscheidungsprozess ge-
stärkt werden. 

:  Der Rat sollte stärker auf die wirtschaftliche Betäti-
gung der Gemeinde einwirken können. 
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:  Der Bürgermeister sollte in seiner Stellung durch 
Verlängerung der Amtszeit von 5 auf 6 Jahre und 
die Abkopplung seiner Wahl von der Ratswahl ge-
stärkt werden.

:  Der Bürgermeister sollte in seiner Verantwortung 
für die Verwaltung gestärkt werden, indem die Ein-
wirkungsmöglichkeiten des Rates begrenzt werden.

:  Änderungen im Wahlrecht sollten u. a. den Zähl- und 
Erfolgswert einer abgegebenen Stimme optimieren. 

:  Den Gemeinden sollte es auf Antrag ermöglicht wer-
den, weitere Aufgaben übernehmen zu können, die 
sonst der Kreis erledigen muss. So sollten Entschei-
dungen ortsnäher getroffen werden können.

:  In der wirtschaftlichen Betätigung sollten die Ge-
meinden sich auf den Kern der Versorgung der ört-
lichen Gemeinschaft mit öffentlichen Gütern kon-
zentrieren.

Beide Gesetzentwürfe sind am 19. März 2007 
beim Landtag eingebracht worden (Plenarproto-
koll 14/58). Beide Gesetze wurden vom Ausschuss 
für Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturre-
form am 5. September 2007 abschließend beraten 
(APr 14/479 sowie Drs. 14/4980 Kommunalwahlge-
setz und 14/4981 GO-Reformgesetz). Der Landtag 
des Landes Nordrhein-Westfalen hat beide Gesetze 
dann am 19. September 2007 in Zweiter und am 20. 
September 2007 in Dritter Lesung beraten und ver-
abschiedet (Plenarprotokolle 14/69 und 14/70). Die 
Gesetze sind schließlich am 16. Oktober 2007 im Ge-
setz- und Verordnungsblatt verkündet worden (Ge-
setz- und  Verordnungsblatt  Nordrhein-Westfalen 
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vom 16.Oktober 2007 Seite 374 Kommunalwahlge-
setz, Seite 380 Gesetz zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung – GO-Reform Gesetz) und am 
17. Oktober 2007 in Kraft getreten.

Zur Vermeidung mehrerer Wahltermine in demsel-
ben Jahr haben die Fraktionen CDU und FDP den Ent-
wurf des Gesetzes über die Zusammenlegung der all-
gemeinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen 
vom 08.04.2008 (Drs. 14/6512) in den Landtag ein-
gebracht. Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss 
für Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturreform 
am 12.06.2008 abschließend beraten (Drs. 14/6973).
Mit dem Gesetz über die Zusammenlegung der allge-
meinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen vom 
24.06.2008, das am 16.07.2008 in Kraft getreten ist 
(GV.NRW, 2008 S. 514) wird eine dauerhafte Bünde-
lung der im fünfjährigen Turnus auf dasselbe Jahr fal-
lenden Wahltermine der Kommunal- und Europawahl 
erreicht. Durch die Zusammenlegung wird eine Zunah-
me der Attraktivität der Kommunalwahl erwartet, da 
zu beiden Wahlen neben Deutschen auch Unionsbür-
gerinnen und Unionsbürger wahlberechtigt sind. Der 
nordrhein-westfälische Verfassungsgerichtshof hat 
mit seiner Entscheidung vom 18.02.2009 bestätigt, 
dass eine Zusammenlegung der Kommunal- mit der 
Europawahl ab 2014 verfassungsrechtlich zulässig ist.

Integrationsräte
Fortgeführt wurde der Reformprozess des Jahres 2007  
mit dem Gesetz zur Förderung der politischen Partizi-
pation in den Gemeinden vom 30. Juni 2009 (Gesetz- 
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und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen vom 17. Juli 
2009, Seite 380). Mit dem Institut des Ausländerbei-
rates (§ 27 GO NRW) hatte der Gesetzgeber 1994 (GV 
NRW S. 270) ein Gremium zur institutionellen Beratung 
des Rates und seiner Ausschüsse geschaffen. 

Dieses Gremium galt es fortzuentwickeln auf der 
Grundlage der Erfahrungen mit anderen Organisati-
onsmodellen der politischen Teilhabe von Migranten, 
die zahlreiche Kommunen in einem vom Innenminis-
terium genehmigten Modellversuch (§ 129 GO NRW) 
erlangt hatten.

Das Gesetz sieht als „Grundmodell“ der politischen 
Teilhabe der Menschen mit Zuwanderungsgeschich-
te nun den Integrationsrat vor. Die Integrationsräte 
sind das kommunale Fachgremium zur Förderung 
der Integration von Zuwanderinnen und Zuwande-
rern. Der Integrationsrat besteht aus den vom Rat be-
stellten Ratsmitgliedern und aus direkt gewählten 
Migrantenvertreterinnen/-vertretern. Er ist in den Ge-
meinden zu bilden, in denen mindestens 5.000 auslän-
dische Einwohnerinnen und Einwohner ihren Haupt-
wohnsitz angemeldet haben. In einer Gemeinde, in der 
2.000 ausländische Einwohnerinnen und Einwohner ih-
ren Hauptwohnsitz angemeldet haben, ist ein Integra-
tionsrat zu bilden, wenn mindestens 200 Wahlberech-
tigte dies beantragen. In anderen Gemeinden kann ein 
Integrationsrat gebildet werden. Als alternative Organi-
sationsform kann der Rat beschließen, dass an Stelle 
eines Integrationsrates ein Integrationsausschuss ge-
bildet wird. Wahlberechtigt sind neben den Ausländern 
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auch Deutsche mit Zuwanderungsgeschichte, die diese 
Staatsangehörigkeit in einem Zeitraum von fünf Jahren 
vor dem Tag der Wahl erworben haben.

Ziele der Kommunalrechtsreform 2007
Die demokratische Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger wurde mit der Einführung einer Sperrwirkung 
eines für zulässig erklärten Bürgerbegehrens wei-
ter gestärkt. Seit der Änderung der Kommunalver-
fassung im Jahr 1994 können die Bürger beantragen 
(Bürgerbegehren), an Stelle des Rates zu entscheiden 
(Bürgerentscheid). Die Ergänzung der repräsentati-
ven Gemeindedemokratie um die direkt-demokrati-
schen Instrumente des Bürgerbegehrens und Bürge-
rentscheids hat sich seitdem bewährt. Denn in der Zeit 
von 1994 bis zum Sommer 2009 wurden in Nordrhein-
Westfalen schon über 500 Bürgerbegehren initiiert. 
Initiatoren, Kommunalpolitik und Verwaltung haben 
dabei gelernt, mit dem Instrument verantwortungsbe-
wusst umzugehen.

Die Gerichte haben mit ihren Entscheidungen breite 
Rechtssicherheit geschaffen und so wertvolle Hilfe bei 
der Anwendung des Gesetzes geleistet. 

Nach der bisherigen Rechtslage waren der Rat oder 
der Bürgermeister nicht gehindert, auch nach der Ent-
scheidung, dass das Bürgerbegehren zulässig ist, noch 
gegenläufi ge Entscheidungen zu treffen. Ein solches 
Verhalten war zwar kommunalverfassungsrechtlich zu-
lässig, konnte aber angesichts der Erwartungshaltung 
der Initiatoren eines Bürgerbegehrens und der sie un-
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terstützenden Bürgerinnen und Bürger lokalpolitisch 
durchaus problematisch sein. 

Mit der Gemeindereform 2007 wurde daher eine Sperr-
wirkung des zulässigen Bürgerbegehrens eingeführt, 
denn künftig darf der Rat oder der Bürgermeister nach 
der Entscheidung, dass das Bürgerbegehren zulässig 
ist, keine gegenläufi ge Entscheidung mehr treffen, es 
sei denn, zu diesem Zeitpunkt haben hierzu rechtliche 
Verpfl ichtungen der Gemeinde bestanden.

Das Reformwerk 2007 hat weiterhin dem Bürgerent-
scheid das Instrument des „Ratsbürgerentscheids“ an 
die Seite gestellt und damit die bürgerschaftlichen Mög-
lichkeiten direkter demokratischer Partizipation um ein 
weiteres wichtiges Element ergänzt und erweitert. Der 
Rat kann nunmehr – mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder – beschließen, dass an seiner Stelle die 
Bürger über eine Gemeindeangelegenheit entscheiden. 
Dieses Verfahren könnte auch als „Ratsreferendum“ be-
zeichnet werden: Eine Ratsentscheidung wird an das 
Volk zurückdelegiert. Eine Ratsmehrheit von zwei Drit-
tel wird dies aber wahrscheinlich nur beschließen, wenn 
die betreffende Angelegenheit sowohl in der Gemeinde 
als auch im Rat hoch umstritten und jede der möglichen 
Entscheidungen politisch wie rechtlich akzeptabel ist. 
An die Abstimmung über einen Ratsbürgerentscheid ist 
somit in erster Linie die Erwartung geknüpft, dass sie zur 
Befriedung in der Gemeinde beiträgt. 

Die Stärkung des ehrenamtlichen Elementes in der Kom-
munalpolitik und Kommunalverwaltung ist ein weite -
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r es wichtiges Ziel, das mit der Reform des Kommunal-
rechts 2007 verfolgt wurde. 

Ratsmitglieder sind keine Berufspolitiker. Die Mitwirkung 
im Rat geschieht ehrenamtlich, d. h. ohne Vergütung. An-
dererseits sollen den Ratsmitgliedern auch keine fi nanzi-
ellen Nachteile entstehen. Deshalb ist Verdienstausfall zu 
ersetzen, weiterer fi nanzieller Aufwand ist angemessen 
auszugleichen. Damit dies jeweils mit den aktuellen Preis-
entwicklungen korrespondiert, soll künftig jeweils zu Be-
ginn und zur Hälfte der Wahlzeit geprüft werden, ob eine 
Anpassung der Aufwandsentschädigung für den mit der 
Ratsarbeit verbundenen Aufwand erforderlich ist.

Die Arbeit der Fraktionen im Rat hat eine jahrzehnte-
lange Tradition. Schon die Kommunalverfassung aus 
dem Jahr 1994 hatte die Aktionsrechte der Fraktion 
wesentlich ausgebaut. Die Gemeinde wurde verpfl ich-
tet, die Fraktionsarbeit fi nanziell zu unterstützen. Die 
Mindestfraktionsgröße einer Fraktion war seinerzeit 
so gewählt worden, dass bei Überwinden der – da-
maligen – Fünfprozentsperrklausel im Kommunal-
wahlrecht die Mitglieder einer Partei oder einer Wäh-
lergemeinschaft zugleich die Fraktionsstärke im Rat 
erhielten. Ob sie sich zu einer Fraktion zusammen-
schließen wollten, blieb weiter ihrer Entscheidungs-
freiheit (§ 43 Abs. 1 GO NRW) überlassen.

Nach Wegfall der Fünfprozentsperrklausel (Urteil des 
Verfassungsgerichtshofs Nordrhein-Westfalen vom 
6. Juli 1999) konnte eine Partei oder Wählergruppe 
eine Anzahl von Sitzen im Rat erringen, die nicht zu-
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gleich die Fraktionsmindeststärke ausmachte. Das re-
formierte Kommunalrecht passt sich dieser Sachlage 
an, indem es nunmehr die Fraktionsmindeststärke in 
einem Rat einer kreisangehörigen Gemeinde auf zwei 
Mitglieder und in einer kreisfreien Stadt auf drei Mit-
glieder festsetzt (in einem Kreistag auf zwei oder drei 
Mitglieder). 

Mindestens zwei Ratsmitglieder, die die Fraktions-
mindeststärke von drei im Rat einer kreisfreien Stadt 
nicht erreichen, oder die sich in der kreisangehöri-
gen Gemeinde nicht zur Fraktion zusammenschließen 
wollen, können gleichwohl eine Gruppe im Rat bilden, 
wenn ihr Handeln von einer grundlegenden politischen 
Übereinstimmung getragen ist. Sie haben dann künf-
tig Anspruch auf eine angemessene fi nanzielle Aus-
stattung zur Vorbereitung der Beratungen im Rat. Des 
Weiteren kann künftig auch ein einzelnes Ratsmitglied 
von der Gemeinde eine angemessene Sachausstat-
tung für Aufgaben seiner Vorbereitung auf die Ratsar-
beit verlangen.

Künftig kann eine Fraktion im Rat in Einzelfällen Akten-
einsicht verlangen. Dafür war bisher mindestens ein 
Antrag eines Fünftels der Ratsmitglieder erforderlich 
(§ 55 Abs. 4 GO NRW).

Auch die Rechte des einzelnen Ratsmitglieds werden 
gestärkt. Es kann vom Bürgermeister eine Stellungnah-
me zu einem Punkt der Tagesordnung verlangen. Wei-
ter kann es Auskunft zu solchen Themen verlangen, 
die nicht auf der Tagesordnung stehen. Darüber hin-



21

aus kann das einzelne Ratsmitglied vom Bürgermeis-
ter als dem Chef der Verwaltung jetzt eigenständige 
Akteneinsicht verlangen. Die Akteneinsicht muss sich 
auf solche Unterlagen beziehen, die der Vorbereitung 
und Durchführung der Beschlüsse des Rates oder des 
Ausschusses dienen, dem das Ratsmitglied angehört. 
Die Akteneinsicht schafft Transparenz und Vertrauen 
in die Arbeit des Bürgermeisters. Bisher war dem Rats-
mitglied diese Möglichkeit nur auf Beschluss des Rates 
oder eines Fünftels der Ratsmitglieder gegeben.

Ein weiteres wesentliches Reformziel war die Stär-
kung der kommunalpolitischen Stellung des Bür-
germeisters bzw. der Bürgermeisterin. Mit der Re-
form der Kommunalverfassung ist die Amtszeit der 
zu wählenden Bürgermeisterin oder des zu wählenden 
Bürgermeisters von fünf auf sechs Jahre verlängert 
worden (§ 65 GO NRW). Dies dient der Kontinuität und 
Effi zienz der Verwaltungsführung. Der Bürgermeister 
kann Gestaltungsprozesse nachhaltiger steuern als 
bisher.

Da die Amtszeit des Bürgermeisters bzw. der Bürger-
meisterin länger ist als die des Rates (fünf Jahre; § 42 
GO NRW), werden auf Dauer Rat und Bürgermeister 
getrennt von einander gewählt. Im Jahr 2009 wur-
den Rat und Bürgermeister letztmalig zeitgleich ge-
wählt. Mit der getrennten Wahl wird die persönliche 
und fachliche Unabhängigkeit der Bürgermeister ge-
stärkt. Die parteipolitische Zugehörigkeit tritt weiter in 
den Hintergrund. Andererseits wird aber auch die Be-
deutung der Ratswahl hervorgehoben, bei der bisher 
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häufi g die Personenwahl des Bürgermeisters im Mit-
telpunkt stand. 

Mit dem In-Kraft-Treten des Reform-Gesetzes ändern 
sich auch die Rahmenbedingungen für eine Bürger-
meisterwahl. Die Stichwahl ist abgeschafft. Gewählt ist, 
wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei den bis-
herigen Wahlen lag die Wahlbeteiligung bei Stichwahlen 
im Durchschnitt erheblich niedriger als im ersten Wahl-
gang. Diese „Legitimationslücke“ ist mit dem neuen 
Recht entfallen. Der gewählte Kandidat oder die gewähl-
te Kandidatin ist durch die – in der Regel – höhere Wahl-
beteiligung in der einzigen Wahl besser legi timiert als 
durch eine geringere Wahlbeteiligung in der Stichwahl. 
Durch die Konzentration auf einen die Wahl entschei-
denden Wahlgang dürfte im Allgemeinen der Wahl eine 
größere Bedeutung und damit auch eine größere Auf-
merksamkeit zukommen. Seit dem In-Kraft-Treten des 
Gesetzes am 17. Oktober 2007 sind bis Oktober 2008 elf 
einzelne (Ober-) Bürgermeister- und Landratswahlen 
nach dem Verfahren ohne Stichwahl – bei  guter Wahl-
beteiligung – entschieden worden. Bei den allgemei-
nen Kommunalwahlen am 30. August 2009 entfi el die 
Stichwahl insgesamt bei allen durchgeführten (Ober-) 
Bürgermeister- und Landratswahlen. Bei 77 % der Bür-
germeisterwahlen und 74 % der Landratswahlen ergab 
sich eine absolute Mehrheit der Stimmen. Eine Mehr-
heit von mehr als 40 % der Stimmen erhielten 82 % der 
Gewählten bei den Oberbürgermeisterwahlen, 93 % bei 
den Bürgermeisterwahlen und 96 % bei den Landrats-
wahlen. Eine ausreichende demokratische Legitimation 
war damit zweifelsfrei gegeben.
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Ebenfalls mit In-Kraft-Treten des Gesetzes ist die Al-
tersgrenze von 68 Jahren für Bürgermeister abge-
schafft worden (§ 119 Abs. 4 LBG; bis zum 01.04.2009 
§ 195 Abs. 4 Landesbeamtengesetz). Weder wird eine 
Kandidatur durch eine Altersgrenze verhindert, noch 
wird das aktive Beamtenverhältnis des Bürgermeis-
ters oder der Bürgermeisterin wegen des Erreichens 
einer Altersgrenze beendet. 

Nicht zuletzt sind auch die Entscheidungskompetenz-
en von Rat und Bürgermeister klarer abgegrenzt wor-
den. Der Bürgermeister verantwortet allein die Organi-
sation der hauptamtlichen Verwaltung. Nur wenn es das 
Gesetz ausdrücklich bestimmt, darf der Rat Entschei-
dungen treffen, die sich auf die Organisation oder das 
Personal der hauptamtlichen Verwaltung auswirken. 
Entscheidungen über den Zuschnitt der Geschäftsbe-
reiche der Beigeordneten soll der Rat künftig nach Mög-
lichkeit im Einvernehmen mit dem Bürgermeister tref-
fen. Scheitert das Einvernehmen, so trifft der Rat die 
Entscheidung mit absoluter Mehrheit. Verfehlt der Rat 
die absolute Mehrheit, so fällt das Entscheidungsrecht 
an den Bürgermeister zurück.

Personalentscheidungen über die Führungskräfte – 
das sind die den Beigeordneten unmittelbar unter-
stellten Beschäftigten – können in der Hauptsatzung 
an einen Konsens zwischen Rat und Bürgermeister ge-
bunden werden. Kommt kein Konsens zu Stande, kann 
der Rat die Entscheidung mit Zweidrittelmehrheit tref-
fen. Wird die Zweidrittelmehrheit verfehlt, entscheidet 
der Bürgermeister. Unterhalb der Ebene des Führungs-
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personals liegen nach neuem Recht alle anderen Per-
sonalentscheidungen beim Bürgermeister, ohne dass 
der Rat solche Entscheidungen an sich ziehen kann.

Für die Rechtsposition der Bürgermeisterin bzw. des 
Bürgermeisters ist weiter von Bedeutung, dass sie 
bzw. er ein vom Rat initiiertes Abwahlverfahren durch 
eine eigene Entscheidung abkürzen kann: Für den Fall, 
dass der Rat mit Zweidrittelmehrheit beschließt, die 
Bürger über die Abwahl des Bürgermeisters oder der 
Bürgermeisterin abstimmen zu lassen, kann der Bür-
germeister den Verzicht auf die Durchführung dieser 
Abstimmung erklären. Eine Abstimmung durch die 
Bürger innen und Bürger fi ndet dann nicht mehr statt. 
Das aktive Amtsverhältnis als Bürgermeisterin oder 
Bürgermeister wird beendet. Erfahrungen mit Abwahl-
verfahren für Bürgermeister bzw. Bürgermeisterinnen 
haben gezeigt, dass es eine unnötige Härte darstellen 
kann, einem Amtsinhaber nach Einleitung des Abwahl-
verfahrens durch den Rat die Durchführung des Ab-
wahlverfahrens und die Abstimmung durch die Bürge-
rinnen und Bürger zuzumuten. 

Eine Reihe von neuen Regelungen der Gemeindere-
form 2007 betreffen die Gemeinde als Verwaltungs-
behörde. Einen weiten Raum des Handelns der Ge-
meinde nimmt die traditionelle Verwaltungsarbeit ein; 
das ist der Vollzug der orts-, landes-, bundes- und ggf. 
auch europarechtlichen Regelungen. Für dieses Han-
deln hat der Landesgesetzgeber die Zuständigkeit der 
Gemeinde als Verwaltungsbehörde nach ihrer Verwal-
tungskraft gestaffelt („gestuftes Aufgabenmodell“). 
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Danach hat jede Gemeinde einen Grundbestand an 
Aufgaben zu erledigen, die für das Zusammenleben 
in der örtlichen Gemeinschaft unerlässlich sind (§ 3). 
 Einen weiteren Zuständigkeitskreis haben die Ge-
meinden mit mehr als 25.000 Einwohnern; den wei-
testen Zuständigkeitsbereich im Kreis haben Gemein-
den mit mehr als 60.000 Einwohnern. Aufgaben, die 
von den genannten Gemeinden nicht erledigt werden, 
erledigt der Kreis (§ 4).

Mit der Gesetzesänderung werden nunmehr die soge-
nannten „Einwohnerschwellenwerte“ von 25.000 Ein-
wohner auf 20.000 Einwohner und von 60.000 Einwoh-
ner auf 50.000 Einwohner gesenkt. Damit können die 
Zuständigkeitsbereiche dieser kreisangehörigen Ge-
meinden auf ihren Antrag hin erweitert werden. Der Auf-
gabenbestand des für sie zuständigen Kreises nimmt 
entsprechend ab. Die Entscheidungen werden dadurch 
öfter „vor Ort“ getroffen. Die Wege für den Bürger wer-
den kürzer.

Gemeinden haben darüber hinaus die Möglichkeit 
der „aufgabenunabhängigen Kooperation“. So kön-
nen z. B. kreisangehörige Gemeinden mit anderen 
Gemeinden Aufgaben gemeinsam wahrnehmen, 
wenn die Summe ihrer Einwohnerzahlen die neuen 
„Einwohnerschwellenwerte“ überschreitet, so z. B. 
wenn eine Gemeinde von 8.000 Einwohnern gemein-
sam mit einer Gemeinde von 13.000 Einwohnern 
eine  bestimmte Aufgabe erledigen will, für die nur 
Gemeinden mit mindestens  20.000 Einwohnern zu-
ständig sind.
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Außerdem können kreisangehörige Gemeinden Auf-
gaben, die bisher für sie vom Kreis erledigt wurden, 
von benachbarten Gemeinden wahrnehmen lassen, 
wenn diesen die jeweiligen Aufgaben bereits übertra-
gen worden sind (z. B. als Gemeinde mit mindestens 
50.000 Einwohnern).

Kernstück der Novellierung im Bereich des Gemein-
dewirtschaftsrechts sind die Änderungen in § 107 GO 
NRW. Mit diesen Änderungen wird die wirtschaftliche 
Betätigung der Kommunen an strengere Vorausset-
zungen gebunden. Hiermit soll eine wünschenswerte 
stärkere Konzentration der kommunalen Gebietskör-
perschaften auf die Kernaufgaben der örtlichen Da-
seinsvorsorge gefördert werden. Im Ergebnis wird da-
mit zugleich eine unliebsame Konkurrenz zwischen 
der kommunalen Wirtschaft und den angestamm-
ten Bereichen der mittelständischen Wirtschaft und 
des Handwerks weitgehend vermieden. Damit einher-
gehender Effekt ist die Verminderung der Gefahr, sich 
in verlustträchtigen Bereichen zu betätigen. 

Zentral sind in diesem Zusammenhang die Änderungen 
in § 107 Abs. 1 GO NRW. Hierbei handelt es sich um fol-
gende Änderungen:

:  Künftig ist eine der Betätigungsvoraussetzungen 
das Vorliegen eines dringenden öffentlichen Zwecks 
(§ 107 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO NRW), während bislang 
lediglich ein „einfacher“ öffentlicher Zweck erforder-
lich war.

:  Die Subsidiaritätsklausel in § 107 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 GO NRW wird verschärft. Bisher durfte sich 
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eine Gemeinde nur wirtschaftlich betätigen, wenn 
der öffentliche Zweck durch andere Unternehmen 
nicht besser und wirtschaftlicher erfüllt werden 
konnte (öffentliches Unternehmen musste also 
mindestens gleich gut sein), künftig darf sich eine 
Gemeinde nur noch betätigen, wenn der öffentli-
che Zweck durch andere Unternehmen nicht eben-
so gut und wirtschaftlich erfüllt werden kann (öf-
fentliches Unternehmen muss also künftig nicht 
nur gleich gut, sondern besser sein). 

Die Einführung eines dringenden öffentlichen Zweck-
erfordernisses stellt eine Rückkehr zu einer über vier 
Jahrzehnte bewährten Rechtslage dar. Von 1952 bis 
1999 kannte die nordrhein-westfälische Gemeinde-
ordnung bereits das Erfordernis eines dringenden öf-
fentlichen Zwecks. Von 1952 bis 1994 existierte eine 
Kombination von dringendem öffentlichen Zweck und 
der bisherigen „einfachen“ Subsidiaritätsklausel. Das 
Erfordernis eines dringenden öffentlichen Zwecks ist 
daher kein völlig neues – dem Gemeindewirtschafts-
recht in NRW bislang unbekanntes – Element.

Die Verschärfung der Subsidiaritätsklausel ist eben-
falls nicht vorbildlos. Gleich gelagerte verschärfte 
Subsidiaritätsklauseln bestehen in anderen Flächen-
ländern wie Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen. 

Zu berücksichtigen ist bei der Subsidiaritätsklausel, 
dass diese aus zwei Komponenten besteht. Die eine 
Komponente ist primär ökonomisch („wirtschaftlich“), 
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die andere primär qualitativ („nicht ebenso gut“) zu 
verstehen. In die qualitative Komponente können ne-
ben qualitativen Elementen im engeren Sinne, die un-
mittelbar auf die Güte der erbrachten Dienstleistung 
bzw. angebotenen oder verteilten Güter bezogen sind, 
zahlreiche weitere Aspekte wie Nachhaltigkeit und 
ökologische Gesichtspunkte einfl ießen. Die Sperrwir-
kung der Subsidiaritätsklausel kann nur überwunden 
werden, wenn die Gemeinde darlegen kann, dass sie 
mindestens in einer der beiden genannten Komponen-
ten besser ist als ein Privatunternehmen. 

Des Weiteren ist zu betonen, dass für zahlreiche Kern-
bereiche der kommunalen Daseinsvorsorgetätigkeit 
die Subsidiaritätsklausel nach wie vor nicht gilt. Für die 
in § 107 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO NRW genannten Bereiche 
(Energieversorgung, Wasserversorgung, öffentlicher 
Verkehr und Betreiben von Telekommunikationslei-
tungsnetzen) kommt die Subsidiaritätsklausel weiter-
hin nicht zur Anwendung. Auch ist ausweislich der Ge-
setzesbegründung für diese Bereiche für den jeweiligen 
Heimatmarkt in aller Regel problemlos das Vorliegen 
eines dringenden öffentlichen Zwecks anzunehmen. 
 Weiterhin gilt die Subsidiaritätsklausel nicht für den 
sehr weiten Bereich der nichtwirtschaftlichen Betäti-
gung nach § 107 Abs. 2 GO NRW. 

Die Wiedereinführung des dringenden öffentlichen 
Zwecks und die Verschärfung der Subsidiaritäts-
klausel führen zu einer erhöhten gemeindlichen Dar-
legungs- und Begründungslast. Die Gemeinde muss 
sich im Rahmen eines Anzeige-/Genehmigungsver-
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fahrens künftig verstärkt mit der Frage auseinander-
setzen, ob der mit der wirtschaftlichen Betätigung 
verfolgte öffentliche Zweck tatsächlich so dringend 
ist, dass eine eigene wirtschaftliche Betätigung erfor-
derlich, wirtschaftlich darstellbar und für den Bürger 
auch vorteilhaft ist.

Diese gewollte erhöhte Darlegungs- und Begründungs-
last soll im Ergebnis eine wünschenswerte Konzentrati-
on auf die Betätigungen bewirken, die als Kernbereiche 
der kommunalen örtlichen Daseinsvorsorge anzuse-
hen sind, und insoweit auch eine Stärkung der kommu-
nalen Daseinsvorsorgetätigkeit zur Folge haben. 

Weitere Änderungen in § 107 GO NRW betreffen 
etwa die überörtliche nichtwirtschaftliche Be-
tätigung (die das Gemeindegebiet überschrei-
tende Betätigung im nationalen Bereich) der Ge-
meinde. Sie wird mit der Neufassung des Abs. 4 
erstmalig ausdrücklich an das Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 gebun-
den. Demzufolge muss für solche Betätigungen ein 
dringender öffentlicher Zweck vorliegen und eine 
entsprechende Leistungsfähigkeit  gegeben  sein. 
Die kommunalaufsichtliche Praxis verlangte bei einer 
nichtwirtschaftlichen Betätigung außerhalb des Ge-
meindegebietes von der betroffenen Gemeinde be-
reits auch bisher die Darlegung eines öffentlichen 
Zwecks. Die kommunalaufsichtliche Praxis orientier-
te sich an dem Grundsatz, dass jegliche wirtschaftli-
che und nichtwirtschaftliche Betätigung der öffentli-
chen Hand einen öffentlichen Zweck verfolgen sollte. 



30

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass nach herrschender Literaturmeinung und auch 
von der Rechtsprechung vertretener Auffassung die 
reine Gewinnerzielungsabsicht keinen öffentlichen 
Zweck begründet. Die beschriebene Praxis wurde 
allerdings durch Beschlüsse des OVG Münster vom 
12. Oktober 2004 (15 B 1873/04 und 15 B 1889/04) 
in Zweifel gezogen. Die erfolgte Änderung stellt daher 
im Wesentlichen nur klar, dass die bisherige kommu-
nalaufsichtliche Praxis dem gesetzgeberischen Wil-
len entspricht. 

Auch die wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Be-
tätigung auf ausländischen Märkten wird durch die 
Novellierung in den Absätzen 3 und 4 ausdrücklich an 
das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 Nr. 1 und 2 gebunden. Auch dies entsprach hin-
sichtlich des Vorliegens eines öffentlichen Zwecks und 
der Leistungsfähigkeit der bisherigen kommunalauf-
sichtlichen Praxis. 

In § 107 Abs. 4 GO NRW fi ndet sich eine Sonderrege-
lung für Krankenhäuser, die der häufi g gegebenen 
überörtlichen Funktion von kommunalen Krankenhäu-
sern Rechnung trägt.

Ferner wird eine stärkere Rolle des Rates im Bereich 
der mittelbaren Beteiligungen betont. Entsprechend 
der Bedeutung des Rates als zentrales gemeindliches 
Beschlussorgan wird mit der Novellierung die Rolle des 
Rates im Bereich der mittelbaren Beteiligungen ge-
stärkt. Neben Harmonisierungen und Klarstellungen 
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enthält der neu gefasste § 108 Abs. 5 GO NRW auch 
ein Rückkoppelungserfordernis des Rates bei wesentli-
chen Änderungen des Gesellschaftszwecks oder sons-
tiger wesentlicher Änderungen des Gesellschaftsver-
trags bei mittelbaren Beteiligungen. Auch wird durch 
die Neufassung des § 111 Abs. 2 GO NRW für Veräu-
ßerungsgeschäfte bei mittelbaren Beteiligungen ein 
Ratsvorbehalt eingeführt. 

Eine Stärkung der Rolle des Rates beinhalten auch 
die Änderungen in § 114 a GO NRW. Will sich eine An-
stalt öffentlichen Rechts Privatrechtsformen bedie-
nen (z. B. durch Gründung von oder Beteiligung an 
Gesellschaften wie GmbHs), bedarf es eines vorheri-
gen Ratsbeschlusses. Zudem werden die Vorausset-
zungen für ein Gebrauchmachen von diesen Privat-
rechtsformen verschärft. Dies dient dazu, die mit der 
Schaffung der Institution der kommunalen Anstalt öf-
fentlichen Rechts verfolgten Ziele nicht zu verwäs-
sern. Nicht zuletzt war Zweck der Schaffung der Insti-
tution einer kommunalen Anstalt öffentlichen Rechts, 
eine öffentlich-rechtliche Alternative zu Privatrechts-
formen – wie der GmbH – zu bieten. Hiermit wäre 
es nicht vereinbar, wenn sich kommunale Anstalten 
öffent lichen Rechts in größerem Umfang der Privat-
rechtsform bedienten. 

Erwähnenswert sind auch die Änderungen in § 113 
Abs. 2 GO NRW. Er gibt den Gemeinden einen größe-
ren Entscheidungsspielraum bei der Sicherung der 
gemeindlichen Einfl uss- und Steuerungsmöglichkei-
ten bei mittelbaren Beteiligungen. 
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Der Bestandsschutz wird allerdings gewährleistet. 
Denn § 1 des Artikel XI des Reformgesetzes enthält 
eine Bestandsschutzregelung. Mit dieser Regelung 
wird den kommunalen Interessen an berechenbaren 
Einnahmen und dem Gesichtspunkt des Vertrauens-
schutzes zugunsten der kommunalen Ebene Rechnung 
getragen. Die unter der bisherigen Rechtslage aufge-
nommenen wirtschaftlichen und nichtwirtschaftli-
chen Betätigungen genießen daher Bestandsschutz 
und können unbeschadet der Änderungen im Reform-
gesetz fortgesetzt werden. Die Bestandsschutzre-
gelung bedeutet auch keinesfalls eine Zementierung 
des jeweiligen Status quo. Selbstverständlich kön-
nen auch quantitative sowie sachliche und räumliche 
Erweiterungen/Fortentwicklungen von Betätigungen 
erfolgen. Diese müssen allerdings die Maßgaben der 
gemeindewirtschaftsrechtlichen Bestimmungen er-
füllen.

Das gemeinsame Kommunalunternehmen 
Das gemeinsame Kommunalunternehmen nach den 
§§ 27 und 28 – neu – des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GKG) erweitert das strate-
gische Potenzial interkommunaler Zusammenarbeit. 
Mit den neu in das Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG) eingefügten §§ 27 und 28 wer-
den nämlich die rechtlichen Grundlagen für eine 
Anstalt des öffentlichen Rechts in gemeinsamer Trä-
gerschaft mehrerer Gemeinden und Kreise geschaf-
fen. Damit wird einem in der Vergangenheit verschie-
dentlich vorgetragenen Wunsch der kommunalen 
Ebene entsprochen.
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Nunmehr können mehrere kommunale Gebietskör-
perschaften zwecks gemeinsamer Aufgabenerfüllung 
ein Unternehmen oder eine Einrichtung in der Rechts-
form einer Anstalt des öffentlichen Rechts führen. Die 
beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften haben 
die gemeinsame Trägerschaft über diese Anstalt, die 
deshalb als gemeinsames Kommunalunternehmen be-
zeichnet wird. 

Zur Errichtung des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens werden die Rechtsverhältnisse von den be-
teiligten kommunalen Gebietskörperschaften in einer 
Unternehmenssatzung geregelt. Für den Mindestin-
halt der Unternehmenssatzung ist neben § 114 a Abs. 
2 GO NRW die Regelung des § 28 Abs. 1 GKG maß-
gebend.

Das Gesetz bietet verschiedene Möglichkeiten der 
Errichtung eines gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens und des Beitritts zu einem gemeinsamen 
Kommunalunternehmen. Auch dies soll die öffent-
lich-rechtliche Handlungsform attraktiv machen. Ge-
meinden und Kreise können einer von einer Gemein-
de oder einem Kreis bereits errichteten Anstalt des 
öffentlichen Rechts oder einem bestehenden ge-
meinsamen Kommunalunternehmen beitreten. Im 
Zuge der Errichtung oder des Beitritts haben die be-
teiligten kommunalen Gebietskörperschaften die 
Möglichkeit, bestehende Regie- oder Eigenbetriebe 
sowie  eigenbetriebsähnliche Einrichtungen auf das 
gemeinsame Kommunalunternehmen im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auszugliedern. Auch kann 
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ein Kommunalunternehmen mit einem anderen zu 
einem gemeinsamen Kommunalunternehmen ver-
schmolzen werden.

Aufgrund der Verweisung in § 27 Abs. 1 Satz 2 GkG auf 
§ 114 a GO NRW richtet sich die Zulässigkeit der Er-
richtung oder des Beitritts nach den gemeindewirt-
schaftsrechtlichen Vorschriften des § 108 GO NRW 
(sowie den dortigen Weiterverweisungen auf die Vor-
schriften des § 107 und des § 8 GO NRW). 

Für die Entscheidungen der beteiligten kommunalen 
Gebietskörperschaften gilt: Es bedarf entsprechender 
gleichlautender Beschlüsse des jeweiligen Rates bzw. 
Kreistages der beteiligten kommunalen Gebietskör-
perschaften. Diese Entscheidungen bedürfen der Ge-
nehmigung durch die zuständige Kommunalaufsichts-
behörde.

Ebenso wie die grundlegende Entscheidung zum Ent-
stehen des gemeinsamen Kommunalunternehmens 
setzen Änderungen der Unternehmenssatzung und 
die Aufl ösung des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens grundsätzlich ebenfalls entsprechende 
gleichlautende Beschlüsse des jeweiligen Rates bzw. 
Kreistages der beteiligten kommunalen Gebietskör-
perschaften voraus. Auch die Änderung der Unter-
nehmenssatzung, die Aufl ösung des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens und der Austritt einer kom-
munalen Gebietskörperschaft bedürfen der Genehmi-
gung der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde. 
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Das gemeinsame Kommunalunternehmen wird von ei-
nem Vorstand geleitet, der die Anstalt nach außen ver-
tritt. Die Geschäftsführung des Vorstands wird von ei-
nem Verwaltungsrat überwacht. Dem Verwaltungsrat 
gehören die Hauptverwaltungsbeamten der beteilig-
ten kommunalen Gebietskörperschaften bzw. Beige-
ordnete an, zu deren Geschäftsbereich die dem ge-
meinsamen Kommunalunternehmen übertragenen 
Aufgaben gehören. Außerdem entsendet der Rat bzw. 
der Kreistag jeder beteiligten kommunalen Gebiets-
körperschaft aus seiner Mitte durch Wahl mindestens 
eine weitere Person in den Verwaltungsrat. 

Für die Verbindlichkeiten des gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens haften die beteiligten kommunalen 
Gebietskörperschaften nach § 28 Abs. 3 GKG als Ge-
samtschuldner. Diese Vorschrift enthält auch spezi-
elle Regelungen über den Ausgleich zwischen den an 
dem Unternehmen beteiligten kommunalen Gebiets-
körperschaften im Innenverhältnis. 

Entscheidungen des Verwaltungsrats des gemein-
samen Kommunalunternehmens über die Beteili-
gung an anderen Unternehmen und die Erhöhung des 
Stammkapitals bedürfen der Zustimmung des Ra-
tes bzw. Kreistages aller beteiligten kommunalen Ge-
bietskörperschaften. Soweit der Verwaltungsrat des 
 gemeinsamen Kommunalunternehmens Satzungen er-
lässt, unterliegen die Mitglieder des Verwaltungsrats 
der Weisung des Rates bzw. Kreistages der jeweiligen 
beteiligten kommunalen Gebietskörperschaft.
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Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994
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1.  Teil Grundlagen

der Gemeindeverfassung

§ 1 (Fn 35) Wesen der Gemeinden

(1) Die Gemeinden sind die Grundlage des demokra-
tischen Staatsaufbaues. Sie fördern das Wohl der Ein-
wohner in freier Selbstverwaltung durch ihre von der 
Bürgerschaft gewählten Organe. Sie handeln zugleich 
in Verantwortung für die zukünftigen Generationen.

(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften.

§ 2 Wirkungskreis

Die Gemeinden sind in ihrem Gebiet, soweit die Geset-
ze nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen, aus-
schließliche und eigenverantwortliche Träger der öf-
fentlichen Verwaltung.

§ 3 (Fn 34) Aufgaben der Gemeinden

(1) Den Gemeinden können nur durch Gesetz Pfl icht-
aufgaben auferlegt werden.

(2) Pfl ichtaufgaben können den Gemeinden zur Er-
füllung nach Weisung übertragen werden; das Gesetz 
bestimmt den Umfang des Weisungsrechts, das in der 
Regel zu begrenzen ist. Für die gemeinsame Wahrneh-
mung von Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung 
ist der Anwendungsbereich des Gesetzes über kom-
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munale Gemeinschaftsarbeit nur nach Maßgabe der 
Absätze 5 und 6 sowie des § 4 Abs. 8 eröffnet.

(3) Eingriffe in die Rechte der Gemeinden sind nur 
durch Gesetz zulässig. Rechtsverordnungen zur 
Durchführung solcher Gesetze bedürfen der Zustim-
mung des für die kommunale Selbstverwaltung zu-
ständigen Ausschusses des Landtags und, sofern 
nicht die Landesregierung oder das Innenministerium 
sie erlassen, der Zustimmung des Innenministeriums.

(4) Werden den Gemeinden neue Pfl ichten auferlegt 
oder werden Pfl ichten bei der Novellierung eines Ge-
setzes fortgeschrieben oder erweitert, ist gleichzei-
tig die Aufbringung der Mittel zu regeln. Führen diese 
neuen Pfl ichten zu einer Mehrbelastung der Gemein-
den, ist ein entsprechender Ausgleich zu schaffen.

(5) Zur Effi zienzsteigerung kann eine Gemeinde mit 
einer benachbarten Gemeinde gemäß §§ 23 ff. des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit ver-
einbaren, dass ihr gemäß § 3 Abs. 2 übertragene Auf-
gaben von der benachbarten Gemeinde übernommen 
oder für sie durchgeführt werden. Satz 1 gilt auch für 
den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinba-
rung zwischen einer kreisfreien Stadt und einem be-
nachbarten Kreis.

(6) Absatz 5 gilt nur, soweit

–  Bundesrecht oder Recht der Europäischen Ge-
meinschaften nicht entgegensteht, oder
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–  der Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung nicht durch Gesetz oder Rechtsver-
ordnung ausdrücklich eingeschränkt oder aus-
geschlossen ist, oder

–  durch die beabsichtigte Aufgabenverlagerung 
schutzwürdige Belange Dritter nicht unange-
messen beeinträchtigt werden oder Gründe des 
öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen.

§ 4 (Fn 36) Zusätzliche Aufgaben kreisangehöriger 
Gemeinden

(1) Mittleren kreisangehörigen Städten (Absatz 2) 
und Großen kreisangehörigen Städten (Absatz 3) kön-
nen neben den Aufgaben nach den §§ 2 und 3 zusätz-
liche Aufgaben durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
übertragen werden.

(2) Eine kreisangehörige Gemeinde ist auf eigenen An-
trag zur Mittleren kreisangehörigen Stadt zu bestim-
men, wenn ihre maßgebliche Einwohnerzahl an drei 
aufeinanderfolgenden Stichtagen (Absatz 7) mehr als 
20.000 Einwohner beträgt. Sie ist von Amts wegen zur 
Mittleren kreisangehörigen Stadt zu bestimmen, wenn 
ihre maßgebliche Einwohnerzahl an drei aufeinander-
folgenden Stichtagen (Absatz 7) mehr als 25.000 Ein-
wohner beträgt.

(3) Eine kreisangehörige Gemeinde ist auf eigenen 
Antrag zur Großen kreisangehörigen Stadt zu bestim-
men, wenn ihre maßgebliche Einwohnerzahl an drei 
aufeinanderfolgenden Stichtagen (Absatz 7) mehr als 
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50.000 Einwohner beträgt. Sie ist von Amts wegen zur 
Großen kreisangehörigen Stadt zu bestimmen, wenn 
ihre maßgebliche Einwohnerzahl an drei aufeinander-
folgenden Stichtagen (Absatz 7) mehr als 60.000 Ein-
wohner beträgt.

(4) Eine Große kreisangehörige Stadt ist auf eigenen 
Antrag zur Mittleren kreisangehörigen Stadt zu be-
stimmen, wenn ihre maßgebliche Einwohnerzahl an 
fünf aufeinanderfolgenden Stichtagen (Absatz 7) we-
niger als 50.000 Einwohner beträgt. Sie ist von Amts 
wegen zur Mittleren kreisangehörigen Stadt zu be-
stimmen, wenn ihre maßgebliche Einwohnerzahl an 
fünf aufeinanderfolgenden Stichtagen (Absatz 7) we-
niger als 45.000 Einwohner beträgt.

(5) Eine Mittlere kreisangehörige Stadt oder eine Gro-
ße kreisangehörige Stadt ist auf eigenen Antrag in 
der Rechtsverordnung (Absatz 6) zu streichen, wenn 
ihre maßgebliche Einwohnerzahl an fünf aufeinander-
folgenden Stichtagen (Absatz 7) weniger als 20.000 
Einwohner beträgt. Sie ist von Amts wegen in der 
Rechtsverordnung (Absatz 6) zu streichen, wenn ihre 
maßgebliche Einwohnerzahl an fünf aufeinanderfol-
genden Stichtagen (Absatz 7) weniger als 15.000 Ein-
wohner beträgt.

(6) Über Anträge nach den Absätzen 2 bis 5 ent-
scheidet das Innenministerium. Ihnen ist zu entspre-
chen, wenn zwingende übergeordnete Interessen 
nicht entgegenstehen. Die Bestimmung kreisange-
höriger Gemeinden zur Mittleren oder Großen kreis - 
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angehörigen Stadt erfolgt durch Rechtsverordnung 
der Landesregierung. Änderungen dieser Rechtsver-
ordnung treten ein Kalenderjahr nach der Verkündung 
in Kraft.

(7) Maßgebliche Einwohnerzahl ist die vom Landes-
amt für Datenverarbeitung und Statistik veröffentlich-
te Zahl der jeweils auf den 30. Juni und 31. Dezember 
eines jeden Jahres fortgeschriebenen Bevölkerung 
(Stichtage).

(8) Eine Gemeinde kann gemäß §§ 23 ff. des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit

a)  mit einer oder mehreren benachbarten Ge-
meinden vereinbaren, eine oder mehrere Auf-
gaben nach Absatz 1 in der Form gemeinsam 
wahrzunehmen, dass eine der Gemeinden die 
Aufgabe übernimmt oder für die übrigen Betei-
ligten durchführt,

b)  als Mittlere oder Große kreisangehörige Stadt 
mit dem Kreis vereinbaren, dass eine oder 
mehrere ihr nach Absatz 1 übertragene Aufga-
ben vom Kreis übernommen werden.

In den Fällen des Buchstaben a) muss die Summe der 
Einwohnerzahl der beteiligten Gemeinden die jeweilige 
Einwohnerzahl des Absatzes 2 Satz 1 oder des Absat-
zes 3 Satz 1 überschreiten (additiver Schwellenwert). 
Die Gemeinde gilt insoweit als Mittlere bzw. Große kreis-
angehörige Stadt. Die Absätze 4 und 5 gelten entspre-
chend. Soweit durch die Vereinbarung Aufgaben vom 
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Kreis auf die Gemeinde übergehen, ist das Benehmen 
mit dem abgebenden Kreis erforderlich. Der Kreis gilt 
insoweit als Beteiligter im Sinne von § 29 Abs. 4 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit. § 3 
Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 5 Gleichstellung von Frau und Mann

(1) Die Verwirklichung des Verfassungsgebots der 
Gleichberechtigung von Frau und Mann ist auch eine 
Aufgabe der Gemeinden. Zur Wahrnehmung dieser 
Aufgabe können die Gemeinden Gleichstellungsbe-
auftragte bestellen.

(2) In kreisangehörigen Städten und Gemeinden mit 
mehr als 10 000 Einwohnern sowie in kreisfreien Städ-
ten sind hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauf-
tragte zu bestellen.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vor-
haben und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Be-
lange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Aner-
kennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Ge-
sellschaft haben.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angele-
genheiten ihres Aufgabenbereiches an den Sitzungen 
des Verwaltungsvorstands, des Rates und seiner Aus-
schüsse teilnehmen. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu 
erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegen-
heiten ihres Aufgabenbereichs unterrichten.
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(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angele-
genheiten, die ihren Aufgabenbereich berühren, den 
Beschlussvorlagen des Bürgermeisters widerspre-
chen; in diesem Fall hat der Bürgermeister den Rat zu 
Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine 
wesentlichen Gründe hinzuweisen.

(6) Das Nähere zu den Absätzen 3 bis 5 regelt die 
Hauptsatzung.

§ 6 Geheimhaltung

Die Gemeinden sind verpfl ichtet, Angelegenheiten der 
zivilen Verteidigung, die auf Anordnung der zuständigen 
Behörde oder ihrem Wesen nach gegen die Kenntnis 
Unbefugter geschützt werden müssen, geheimzuhal-
ten. Sie haben hierbei Weisungen der Landesregierung 
auf dem Gebiet des Geheimschutzes zu beachten.

§ 7 (Fn 35) Satzungen

(1) Die Gemeinden können ihre Angelegenheiten 
durch Satzung regeln, soweit Gesetze nichts anderes 
bestimmen. Satzungen bedürfen der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde nur, wenn dies gesetzlich aus-
drücklich vorgeschrieben ist.

(2) In den Satzungen können vorsätzliche und fahr-
lässige Zuwiderhandlungen gegen Gebote und Verbote 
mit Bußgeld bedroht werden. Zuständige Verwaltungs-
behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist der Bürgermeister.
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(3) Jede Gemeinde hat eine Hauptsatzung zu erlas-
sen. In ihr ist mindestens zu ordnen, was nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes der Hauptsatzung vor-
behalten ist. Die Hauptsatzung und ihre Änderung 
kann der Rat nur mit der Mehrheit der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder beschließen.

(4) Satzungen sind öffentlich bekanntzumachen. Sie 
treten, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, mit 
dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

(5) Das Innenministerium bestimmt durch Rechtsver-
ordnung, welche Verfahrens- und Formvorschriften 
bei der öffentlichen Bekanntmachung von Satzungen 
und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen einzu-
halten sind, soweit nicht andere Gesetze hierüber be-
sondere Regelungen enthalten.

(6) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächen-
nutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntge-
macht worden,
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c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die  Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, 
der sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des 
Flächennutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach 
Satz 1 hinzuweisen.

§ 8 Gemeindliche Einrichtungen und Lasten

(1) Die Gemeinden schaffen innerhalb der Grenzen ih-
rer Leistungsfähigkeit die für die wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Betreuung ihrer Einwohner erforder-
lichen öffentlichen Einrichtungen.

(2) Alle Einwohner einer Gemeinde sind im Rahmen 
des geltenden Rechts berechtigt, die öffentlichen Ein-
richtungen der Gemeinde zu benutzen und verpfl ich-
tet, die Lasten zu tragen, die sich aus ihrer Zugehörig-
keit zu der Gemeinde ergeben.

(3) Grundbesitzer und Gewerbetreibende, die nicht in 
der Gemeinde wohnen, sind in gleicher Weise berech-
tigt, die öffentlichen Einrichtungen zu benutzen, die in 
der Gemeinde für Grundbesitzer und Gewerbetreiben-
de bestehen, und verpfl ichtet, für ihren Grundbesitz 
oder Gewerbebetrieb im Gemeindegebiet zu den Ge-
meindelasten beizutragen.
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(4) Diese Vorschriften gelten entsprechend für juristi-
sche Personen und für Personenvereinigungen.

§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang

Die Gemeinden können bei öffentlichem Bedürfnis 
durch Satzung für die Grundstücke ihres Gebiets den 
Anschluss an Wasserleitung, Kanalisation und ähnli-
che der Volksgesundheit dienende Einrichtungen so-
wie an Einrichtungen zur Versorgung mit Fernwärme 
(Anschlusszwang) und die Benutzung dieser Einrich-
tungen und der Schlachthöfe (Benutzungszwang) 
vorschreiben. Die Satzung kann Ausnahmen vom An-
schluss- und Benutzungszwang zulassen. Sie kann 
den Zwang auch auf bestimmte Teile des Gemeinde-
gebiets und auf bestimmte Gruppen von Grundstü-
cken oder Personen beschränken. Im Falle des An-
schluss- und Benutzungszwangs für Fernwärme soll 
die Satzung zum Ausgleich von sozialen Härten ange-
messene Übergangsregelungen enthalten.

§ 10 Wirtschaftsführung

Die Gemeinden haben ihr Vermögen und ihre Einkünf-
te so zu verwalten, dass die Gemeindefi nanzen gesund 
bleiben. Auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Abgabepfl ichtigen ist Rücksicht zu nehmen.

§ 11 Aufsicht

Die Aufsicht des Landes schützt die Gemeinden in ih-
ren Rechten und sichert die Erfüllung ihrer Pfl ichten.
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§ 12 Funktionsbezeichnungen

Die Funktionsbezeichnungen dieses Gesetzes werden 
in weiblicher oder männlicher Form geführt.

§ 13 (Fn 35) Name und Bezeichnung

(1) Die Gemeinden führen ihren bisherigen Namen. 
Der Rat kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln sei-
ner Mitglieder den Gemeindenamen ändern. Die Ände-
rung des Gemeindenamens bedarf der Genehmigung 
des Innenministeriums. Sätze 2 und 3 fi nden auch in 
den Fällen Anwendung, in denen der Gemeindename 
durch Gesetz festgelegt wurde, wenn seit dem Inkraft-
treten des Gesetzes zehn Jahre vergangen sind.

(2) Die Bezeichnung ,,Stadt“ führen die Gemeinden, 
denen diese Bezeichnung nach dem bisherigen Recht 
zusteht oder auf Antrag von der Landesregierung ver-
liehen wird. Sobald eine Gemeinde als Mittlere kreisan-
gehörige Stadt zusätzliche Aufgaben wahrzunehmen 
hat, führt sie unabhängig von der künftigen Einwohner-
entwicklung die Bezeichnung ,,Stadt“. Eine kreisange-
hörige Stadt, in der die Kreisverwaltung ihren Sitz hat, 
ist berechtigt, die Bezeichnung „Kreisstadt“ zu führen.

§ 14 Siegel, Wappen und Flaggen

(1) Die Gemeinden führen Dienstsiegel.

(2) Die Gemeinden führen ihre bisherigen Wappen 
und Flaggen.
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(3) Die Änderung und die Einführung von Dienstsie-
geln, Wappen und Flaggen bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde.

2. Teil Gemeindegebiet

§ 15 Gemeindegebiet

Das Gebiet jeder Gemeinde soll so bemessen sein, 
dass die örtliche Verbundenheit der Einwohner ge-
wahrt und die Leistungsfähigkeit der Gemeinde zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist.

§ 16 Gebietsbestand

(1) Das Gebiet der Gemeinde besteht aus den Grund-
stücken, die nach geltendem Recht zu ihr gehören. 
Grenzstreitigkeiten entscheidet die Aufsichtsbehörde.

(2) Jedes Grundstück soll zu einer Gemeinde gehö-
ren.

§ 17 Gebietsänderungen

(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohls können Ge-
meindegrenzen geändert, Gemeinden aufgelöst oder 
neugebildet werden.

(2) Werden durch die Änderung von Gemeindegrenzen 
die Grenzen von Gemeindeverbänden berührt, so be-
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wirkt die Änderung der Gemeindegrenzen unmittelbar 
auch die Änderung der Gemeindeverbandsgrenzen.

§ 18 Gebietsänderungsverträge

(1) Die beteiligten Gemeinden und Gemeindeverbän-
de treffen, soweit erforderlich, Vereinbarungen über 
die aus Anlass einer Gebietsänderung zu regelnden 
Einzelheiten (Gebietsänderungsverträge). In diese 
Verträge sind insbesondere die für die Auseinander-
setzung, die Rechtsnachfolge und die Überleitung des 
Ortsrechts notwendigen Bestimmungen aufzuneh-
men.

(2) Gebietsänderungsverträge bedürfen der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. Kommt ein Gebietsän-
derungsvertrag nicht zustande, so bestimmt die Auf-
sichtsbehörde die aus Anlass der Gebietsänderung zu 
regelnden Einzelheiten.

§ 19 Verfahren bei Gebietsänderungen

(1) Die Gemeinden haben vor Aufnahme von Verhand-
lungen über Änderungen ihres Gebiets die Aufsichts-
behörde zu unterrichten.

(2) Vor jeder Gebietsänderung ist der Wille der be-
troffenen Bevölkerung in der Weise festzustellen, dass 
den Räten der beteiligten Gemeinden Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben wird. Außerdem sind die Ge-
meindeverbände zu hören, deren Grenzen durch die 
Gebietsänderung berührt werden.
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(3) Änderungen des Gemeindegebiets bedürfen ei-
nes Gesetzes. In Fällen von geringer Bedeutung kann 
die Änderung von Gemeindegrenzen durch die Be-
zirksregierung ausgesprochen werden, wenn die 
Grenzen von Regierungsbezirken berührt werden, ist 
das Innenministerium zuständig. Geringe Bedeutung 
hat eine Grenzänderung, wenn sie nicht mehr als 10 
vom Hundert des Gemeindegebiets der abgebenden 
Gemeinde und nicht mehr als insgesamt 200 Einwoh-
ner erfasst. Die Sätze 2 und 3 fi nden auch in dem Fal-
le Anwendung, dass eine Gemeindegrenze durch Ge-
setz festgelegt wurde, wenn seit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zehn Jahre vergangen sind; gesetzliche 
Vorschriften, die die Änderung von Gemeindegrenzen 
bereits zu einem früheren Zeitpunkt zulassen, bleiben 
unberührt.

(4) In dem Gesetz oder in der Entscheidung nach Ab-
satz 3 Satz 2 sind die Gebietsänderungsverträge oder 
die Bestimmungen der Aufsichtsbehörde über die Ein-
zelheiten der Gebietsänderung zu bestätigen.

§ 20 Wirkungen der Gebietsänderung

(1) Der Ausspruch der Änderung des Gemeindege-
biets und die Entscheidung über die Auseinanderset-
zung begründen Rechte und Pfl ichten der Beteiligten. 
Sie bewirken den Übergang, die Beschränkung oder 
Aufhebung von dinglichen Rechten, sofern der Ge-
bietsänderungsvertrag oder die Entscheidung über 
die Auseinandersetzung derartiges vorsehen. Die Auf-
sichtsbehörde ersucht die zuständigen Behörden um 
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die Berichtigung des Grundbuchs, des Wasserbuchs 
und anderer öffentlicher Bücher. Sie kann Unschäd-
lichkeitszeugnisse ausstellen.

(2) Rechtshandlungen, die aus Anlass der Änderung 
des Gemeindegebiets erforderlich sind, sind frei von 
öffentlichen Abgaben sowie von Gebühren und Ausla-
gen, soweit diese auf Landesrecht beruhen.

3. Teil Einwohner und Bürger

§ 21 Einwohner und Bürger

(1) Einwohner ist, wer in der Gemeinde wohnt.

(2) Bürger ist, wer zu den Gemeindewahlen wahlbe-
rechtigt ist.

§ 22 Pfl ichten der Gemeinden gegenüber ihren 
Einwohnern

(1) Die Gemeinden sind in den Grenzen ihrer Verwal-
tungskraft ihren Einwohnern bei der Einleitung von 
Verwaltungsverfahren behilfl ich, auch wenn für deren 
Durchführung eine andere Behörde zuständig ist. Zur 
Rechtsberatung sind die Gemeinden nicht verpfl ichtet.

(2) Die Gemeinden haben Vordrucke für Anträge, An-
zeigen und Meldungen, die ihnen von anderen Behör-
den überlassen werden, bereitzuhalten.



59

G
O

(3) Soweit Anträge beim Kreis oder bei der Bezirksre-
gierung einzureichen sind, haben die Gemeinden die 
Anträge entgegenzunehmen und unverzüglich an die 
zuständige Behörde weiterzuleiten. Die Einreichung 
bei der Gemeinde gilt als Antragstellung bei der zu-
ständigen Behörde, soweit Bundesrecht nicht entge-
gensteht. Durch Rechtsverordnung des Innenministe-
riums können Anträge, die bei anderen Behörden zu 
stellen sind, in diese Regelung einbezogen werden.

§ 23 Unterrichtung der Einwohner

(1) Der Rat unterrichtet die Einwohner über die allge-
mein bedeutsamen Angelegenheiten der Gemeinde. 
Bei wichtigen Planungen und Vorhaben der Gemein-
de, die unmittelbar raum- oder entwicklungsbedeut-
sam sind oder das wirtschaftliche, soziale oder kultu-
relle Wohl ihrer Einwohner nachhaltig berühren, sollen 
die Einwohner möglichst frühzeitig über die Grundla-
gen sowie Ziele, Zwecke und Auswirkungen unterrich-
tet werden.

(2) Die Unterrichtung ist in der Regel so vorzuneh-
men, dass Gelegenheit zur Äußerung und zur Erör-
terung besteht. Zu diesem Zweck kann der Rat Ver-
sammlungen der Einwohner anberaumen, die auf 
Gemeindebezirke (Ortschaften) beschränkt werden 
können. Die näheren Einzelheiten, insbesondere die 
Beteiligung der Bezirksvertretungen in den kreisfrei-
en Städten, sind in der Hauptsatzung zu regeln. Vor-
schriften über eine förmliche Beteiligung oder Anhö-
rung bleiben unberührt.
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(3) Ein Verstoß gegen die Absätze 1 und 2 berührt die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung nicht.

§ 24 Anregungen und Beschwerden

(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen schriftlich mit Anregungen oder 
Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an 
den Rat oder die Bezirksvertretung zu wenden. Die 
Zuständigkeiten der Ausschüsse, der Bezirksvertre-
tungen und des Bürgermeisters werden hierdurch 
nicht berührt. Die Erledigung von Anregungen und 
Beschwerden kann der Rat einem Ausschuss über-
tragen. Der Antragsteller ist über die Stellungnah-
me zu den Anregungen und Beschwerden zu unter-
richten.

(2) Die näheren Einzelheiten regelt die Hauptsatzung.

§ 25 (Fn 3) Einwohnerantrag

(1) Einwohner, die seit mindestens drei Monaten in 
der Gemeinde wohnen und das 14. Lebensjahr vollen-
det haben, können beantragen, dass der Rat über eine 
bestimmte Angelegenheit, für die er gesetzlich zu-
ständig ist, berät und entscheidet.

(2) Der Antrag muss schriftlich eingereicht werden. 
Er muss ein bestimmtes Begehren und eine Begrün-
dung enthalten. Er muss bis zu drei Personen benen-
nen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu 
vertreten. Die Verwaltung ist in den Grenzen ihrer Ver-
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waltungskraft ihren Einwohnern bei der Einleitung ei-
nes Einwohnerantrages behilfl ich.

(3) Der Einwohnerantrag muss unterzeichnet sein,

1.  in kreisangehörigen Gemeinden von mindes-
tens 5 vom Hundert der Einwohner, höchstens 
jedoch von 4 000 Einwohnern,

2.  in kreisfreien Städten von mindestens 4 vom 
Hundert der Einwohner, höchstens jedoch 
8 000 Einwohnern.

(4) Jede Liste mit Unterzeichnungen muss den vollen 
Wortlaut des Antrags enthalten. Eintragungen, welche 
die Person des Unterzeichners nach Namen, Vorna-
men, Geburtsdatum und Anschrift nicht zweifelsfrei 
erkennen lassen, sind ungültig. Die Angaben werden 
von der Gemeinde geprüft.

(5) Der Antrag ist nur zulässig, wenn nicht in dersel-
ben Angelegenheit innerhalb der letzten zwölf Monate 
bereits ein Antrag gestellt wurde.

(6) Die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 5 müssen 
im Zeitpunkt des Eingangs des Antrags bei der Ge-
meinde erfüllt sein.

(7) Der Rat stellt unverzüglich fest, ob der Einwoh-
nerantrag zulässig ist. Er hat unverzüglich darüber 
zu beraten und zu entscheiden, spätestens inner-
halb von vier Monaten nach seinem Eingang. Den 
Vertretern des Einwohnerantrags soll Gelegenheit 
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gegeben werden, den Antrag in der Ratssitzung zu 
erläutern.

(8) In kreisfreien Städten kann ein Einwohnerantrag 
an eine Bezirksvertretung gerichtet werden, wenn es 
sich um eine Angelegenheit handelt, für welche die Be-
zirksvertretung zuständig ist. Die Absätze 1 bis 7 gel-
ten entsprechend mit der Maßgabe, dass

1.  antrags- und unterzeichnungsberechtigt ist, 
wer im Stadtbezirk wohnt und

2.  die Berechnung der erforderlichen Unterzeich-
nungen sich nach der Zahl der im Stadtbezirk 
wohnenden Einwohner richtet.

(9) Das Innenministerium kann durch Rechtsver-
ordnung das Nähere über die Durchführung des  Ein-
wohnerantrags regeln.

§ 26 (Fn 23) (Fn 34) Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können beantragen (Bürgerbegehren), 
dass sie an Stelle des Rates über eine Angelegenheit 
der Gemeinde selbst entscheiden (Bürgerentscheid). 
Der Rat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder beschließen, dass 
über eine Angelegenheit der Gemeinde ein Bürgerent-
scheid stattfi ndet (Ratsbürgerentscheid). Absatz 2 
Satz 1 sowie die Absätze 5, 7, 8 und 10 gelten entspre-
chend.
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(2) Das Bürgerbegehren muss schriftlich eingereicht 
werden und die zur Entscheidung zu bringende Frage, 
eine Begründung sowie einen nach den gesetzlichen 
Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die De-
ckung der Kosten der verlangten Maßnahme enthal-
ten. Es muss bis zu drei Bürger benennen, die be-
rechtigt sind, die Unterzeichnenden zu vertreten. Die 
Verwaltung ist in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft 
ihren Bürgern bei der Einleitung eines Bürgerbegeh-
rens behilfl ich.

(3) Richtet sich ein Bürgerbegehren gegen einen Be-
schluss des Rates, muss es innerhalb von sechs Wo-
chen nach der Bekanntmachung des Beschlusses ein-
gereicht sein. Gegen einen Beschluss, der nicht der 
Bekanntmachung bedarf, beträgt die Frist drei Mona-
te nach Sitzungstag.

(4) Ein Bürgerbegehren muss in Gemeinden

 – bis 10.000 Einwohner von 10 %
 – bis 20.000 Einwohner von 9 %
 – bis 30.000 Einwohner von 8 %
 – bis 50.000 Einwohner von 7 %
 – bis 100.000 Einwohner von 6 %
 – bis 200.000 Einwohner von 5 %
 – bis 500.000 Einwohner von 4 %
 – über 500.000 Einwohner von 3 % 

der Bürger unterzeichnet sein. Die Angaben werden 
von der Gemeinde geprüft. Im übrigen gilt § 25 Abs. 4 
entsprechend.
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(5) Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über

 1.  die innere Organisation der Gemeindeverwal-
tung,

 2.  die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Rates, 
der Bezirksvertretungen und der  Ausschüsse 
sowie der Bediensteten der Gemeinde,

 3.  die Haushaltssatzung einschließlich der Wirt-
schaftspläne der Eigenbetriebe sowie die kom-
munalen Abgaben und die privatrechtlichen 
Entgelte,

 4.  die Eröffnungsbilanz, den Jahresabschluss 
und den Gesamtabschluss der Gemeinde und 
den Jahresabschluss der Eigenbetriebe,

 5.  Angelegenheiten, die im Rahmen eines Plan-
feststellungsverfahrens oder eines förmlichen 
Verwaltungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbe-
teiligung oder eines abfallrechtlichen, immissi-
onsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder 
vergleichbaren Zulassungsverfahrens zu ent-
scheiden sind,

 6.  die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und 
Aufhebung von Bauleitplänen,

 7.  Entscheidungen über Rechtsbehelfe und 
Rechtsstreitigkeiten,

 8.  Angelegenheiten, für die der Rat keine gesetz-
liche Zuständigkeit hat,

 9.  Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen 
oder gegen die guten Sitten verstoßen,

10.  Angelegenheiten, über die innerhalb der letz-
ten zwei Jahre bereits ein Bürgerentscheid 
durchgeführt worden ist.
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(6) Der Rat stellt unverzüglich fest, ob das Bürger-
begehren zulässig ist. Gegen die ablehnende Ent-
scheidung des Rates können nur die Vertreter des 
Bürgerbegehrens nach Absatz 2 Satz 2 Widerspruch 
einlegen. Entspricht der Rat dem zulässigen Bürger-
begehren nicht, so ist innerhalb von drei Monaten ein 
Bürgerentscheid durchzuführen. Entspricht der Rat 
dem Bürgerbegehren, so unterbleibt der Bürgerent-
scheid. Den Vertretern des Bürgerbegehrens soll Ge-
legenheit gegeben werden, den Antrag in der Sitzung 
des Rates zu erläutern. Ist die Zulässigkeit des Bür-
gerbegehrens festgestellt, darf bis zur Feststellung 
des Ergebnisses des Bürgerentscheids eine dem Be-
gehren entgegenstehende Entscheidung der Gemein-
deorgane nicht mehr getroffen oder mit dem Vollzug 
einer derartigen Entscheidung nicht mehr begonnen 
werden, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt haben recht-
liche Verpfl ichtungen der Gemeinde hierzu bestanden 
(Sperrwirkung des zulässigen Bürgerbegehrens).

(7) Bei einem Bürgerentscheid kann über die gestell-
te Frage nur mit Ja oder Nein abgestimmt werden. Die 
Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem sie von der 
Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet wurde, 
sofern diese Mehrheit mindestens 20 vom Hundert 
der Bürger beträgt. Bei Stimmengleichheit gilt die Fra-
ge als mit Nein beantwortet.

(8) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Rats-
beschlusses. Vor Ablauf von zwei Jahren kann er nur 
auf Initiative des Rates durch einen neuen Bürgerent-
scheid abgeändert werden.
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(9) In kreisfreien Städten können Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid in einem Stadtbezirk durchge-
führt werden, wenn es sich um eine Angelegenheit 
handelt, für welche die Bezirksvertretung zuständig 
ist. Die Absätze 1 bis 8 gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass

1.  das Bürgerbegehren von wohnenden Bürgern 
im Stadtbezirk unterzeichnet sein muss,

2.  bei einem Bürgerentscheid nur die im Stadtbe-
zirk wohnenden Bürger stimmberechtigt sind,

3.  die Bezirksvertretung mit Ausnahme der Ent-
scheidung nach Absatz 6 Satz 1 an die Stelle des 
Rates tritt.

(10) Das Innenministerium kann durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Durchführung des Bürger-
begehrens und des Bürgerentscheids regeln. Dabei 
sind die § 32 Abs. 6, § 34a und § 41 der Kommunal-
wahlordnung zu berücksichtigen.

§ 27 (Fn 15) Integration

(1) In einer Gemeinde, in der mindestens 5.000 aus-
ländische Einwohner ihre Hauptwohnung haben, ist 
ein Integrationsrat zu bilden. In einer Gemeinde, in 
der mindestens 2.000 ausländische Einwohner ihre 
Hauptwohnung haben, ist ein Integrationsrat zu bil-
den, wenn mindestens 200 Wahlberechtigte gemäß 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 es beantragen. In anderen 
Gemeinden kann ein Integrationsrat gebildet werden.
Der Integrationsrat wird gebildet, in dem die Mitglie-
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der nach Absatz 2 Satz 1 gewählt werden und die 
vom Rat nach Absatz 2 Satz 3 bestellten Ratsmit-
glieder hinzutreten. Anstelle eines Integrationsra-
tes kann durch Beschluss des Rates ein beratender 
Ausschuss entsprechend § 58 (Integrationsaus-
schuss) gebildet werden. Der Integrationsausschuss 
besteht aus den vom Rat bestellten Mitgliedern 
und den Mitgliedern, die nach den Regeln des Ab-
satzes 2 Satz 1 gewählt werden. Die Zahl der nach 
Absatz 2 Satz 1 gewählten Mitglieder des Integra-
tionsausschusses darf die Zahl der Ratsmitglie-
der nicht erreichen. Sollen dem Integrationsaus-
schuss auch vom Rat bestellte sachkundige Bürger 
(§ 58 Absatz 3) angehören, so muss die Zahl der 
Ratsmitglieder die Zahl aller anderen stimmberech-
tigten Mitglieder übertreffen. Zur Bildung des Integ-
rationsausschusses bestellt der Rat nach Maßgabe 
des § 50 Absatz 3 die Ratsmitglieder. Die nach Ab-
satz 2 Satz 1 gewählten Mitglieder treten hinzu. Im 
Integrationsausschuss haben Ratsmitglieder und die 
nach Absatz 2 Satz 1 gewählten Mitglieder gleiche 
Rechte. Der Integrationsausschuss ist nur beschluss-
fähig, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder 
die Zahl der anwesenden anderen stimmberechtigten 
Mitglieder übersteigt.

(2) In allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und gehei-
mer Wahl werden für die Dauer der Wahlzeit des Rates die 
Mitglieder nach Listen oder als Einzelbewerber gewählt.
Die Wahl der Mitglieder fi ndet spätestens innerhalb 
von sechzehn Wochen nach dem Beginn der Wahlzeit 
des Rates statt. Für den Integrationsrat bestellt der 
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Rat aus seiner Mitte die weiteren Mitglieder. Nach Ab-
lauf der Wahlzeit üben die bisherigen Mitglieder und 
Ratsmitglieder im Integrationsrat oder im Integrati-
onsausschuss ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt 
eines neugewählten Integrationsrates oder Integrati-
onsausschusses weiter aus, es sei denn, der Rat hat 
nach Absatz 1 Satz 3 beschlossen, künftig keinen Inte-
grationsrat oder Integrationsausschuss zu bilden.

(3) Wahlberechtigt sind

1. Ausländer,
2.  Deutsche, wenn die deutsche Staatsangehö-

rigkeit gemäß § 3 Absatz 1 Nummern 2, 3, 4, 4a 
und 5 des Staatsangehörigkeitsgesetzes frü-
hestens fünf Jahre vor dem Tag der Wahl erwor-
ben worden ist. Darüber hinaus muss die Per-
son am Wahltag 

1. 16 Jahre alt sein,
2.  sich seit mindestens einem Jahr im Bundesge-

biet rechtmäßig aufhalten und
3.  mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der 

Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwohnung ha-
ben.

Wahlberechtigte Personen nach Satz 1 Nummer 2 
müssen sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das 
Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den 
Nachweis über die Wahlberechtigung zu führen.
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(4) Nicht wahlberechtigt sind

1. Ausländer,

a)  auf die das Aufenthaltsgesetz nach seinem § 1 
Absatz 2, Nummern 2 und 3 keine Anwendung 
fi ndet,

b) die Asylbewerber sind,

2.  Deutsche, die nicht von Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 erfasst sind.

(5) Wählbar sind mit Vollendung des achtzehnten Le-
bensjahrs alle wahlberechtigten Personen nach Ab-
satz 3 Nummern 1 und 2 sowie alle Bürger.

(6) Bei der Feststellung der Zahl der ausländischen 
Einwohner nach Absatz 1 lässt die Gemeinde die in 
Absatz 4 Nummer 1 bezeichneten Ausländer sowie 
die Personen, die neben einer ausländischen auch die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, außer Be-
tracht.

(7) Für die Rechtsstellung der nach Absatz 2 Satz 1 
gewählten Mitglieder gelten die §§ 30, 31, 32 Absatz 
2, 33, 43 Absatz 1, 44 und 45 mit Ausnahme des Ab-
satzes 4 Nummer 1 entsprechend. Der Integrations-
rat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und 
einen oder mehrere Stellvertreter. Der Integrations-
ausschuss wählt aus seiner Mitte ein Ratsmitglied zu 
seinem Vorsitzenden sowie ein oder mehrere Ratsmit-
glieder zu Stellvertretern. Der Integrationsrat oder der 
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Integrationsausschuss regelt seine inneren Angele-
genheiten durch eine Geschäftsordnung.

(8) Der Integrationsrat oder Integrationsausschuss 
kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-
fassen. Auf Antrag des Integrationsrates oder Integrati-
onsausschusses ist eine Anregung oder Stellungnahme 
des Integrationsrates oder Integrationsausschusses 
dem Rat, einer Bezirksvertretung oder einem Aus-
schuss vorzulegen. Der Vorsitzende des Integrations-
rates oder Integrationsausschusses oder ein anderes 
vom Integrationsrat oder Integrationsausschuss be-
nanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser 
Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; auf sein 
Verlangen ist ihm dazu das Wort zu erteilen.

(9) Der Integrationsrat oder Integrationsausschuss 
soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, ei-
ner Bezirksvertretung oder vom Bürgermeister vorge-
legt werden, Stellung nehmen.

(10) Dem Integrationsrat oder Integrationsausschuss 
sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderli-
chen Mittel zur Verfügung zu stellen. 

(11) Für die Wahl zum Integrationsrat und Integrati-
onsausschuss nach Absatz 2 Satz 1 gelten die §§ 2, 5 
Absatz 1, §§ 9 bis 13, 24 bis 27, 29, 30, 34 bis 46, 47 Satz 
1 und § 48 des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 
Das Innenministerium kann durch Rechtsverordnung 
das Nähere über den Wahltag, die Wahlvorschläge so-
wie weitere Einzelheiten über die Vorbereitung und 
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Durchführung der Wahl sowie über die Wahlprüfung 
regeln.

§ 28 Ehrenamtliche Tätigkeit und Ehrenamt

(1) Der Einwohner ist zu einer nebenberufl ichen vor-
übergehenden Tätigkeit für die Gemeinde verpfl ichtet 
(ehrenamtliche Tätigkeit).

(2) Der Bürger ist zur nebenberufl ichen Übernahme 
eines auf Dauer berechneten Kreises von Verwaltungs-
geschäften für die Gemeinde verpfl ichtet (Ehrenamt).

§ 29 (Fn 35) Ablehnungsgründe

(1) Einwohner und Bürger können die Übernahme ei-
ner ehrenamtlichen Tätigkeit oder eines Ehrenamts ab-
lehnen, ihre Ausübung verweigern oder das Ausschei-
den verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

(2) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet der 
Rat, soweit er nicht die Entscheidung dem Bürger-
meister überträgt.

(3) Der Rat kann gegen einen Bürger oder Einwohner, 
der ohne wichtigen Grund die Übernahme einer eh-
renamtlichen Tätigkeit oder eines Ehrenamts ablehnt 
oder ihre Ausübung verweigert, ein Ordnungsgeld bis 
zu 250 Euro und für jeden Fall der Wiederholung ein 
Ordnungsgeld bis zu 500 Euro festsetzen. Die Ord-
nungsgelder werden im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben.
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§ 30 Verschwiegenheitspfl icht

(1) Der zu ehrenamtlicher Tätigkeit oder in ein Ehren-
amt Berufene hat, auch nach Beendigung seiner Tä-
tigkeit, über die ihm dabei bekannt gewordenen An-
gelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach 
erforderlich, besonders vorgeschrieben, vom Rat be-
schlossen oder vom Bürgermeister angeordnet ist, 
Verschwiegenheit zu wahren. Ihrer Natur nach geheim 
sind insbesondere Angelegenheiten, deren Mitteilung 
an andere dem Gemeinwohl oder dem berechtigten 
Interesse einzelner Personen zuwiderlaufen würde. Er 
darf die Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht 
unbefugt verwerten.

(2) Der zu ehrenamtlicher Tätigkeit oder in ein Ehren-
amt Berufene darf ohne Genehmigung über Angele-
genheiten, über die er Verschwiegenheit zu wahren 
hat, weder vor Gericht noch außergerichtlich aussa-
gen oder Erklärungen abgeben.

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur 
versagt werden, wenn die Aussage dem Wohle des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten oder die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden 
oder erheblich erschweren würde.

(4) Ist der zu ehrenamtlicher Tätigkeit oder in ein Eh-
renamt Berufene Beteiligter in einem gerichtlichen 
Verfahren oder soll sein Vorbringen der Wahrneh-
mung seiner berechtigten Interessen dienen, so darf 
die Genehmigung auch dann, wenn die Vorausset-
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zungen des Absatzes 3 erfüllt sind, nur versagt wer-
den, wenn ein zwingendes öffentliches Interesse dies 
erfordert. Wird sie versagt, so ist der Schutz zu ge-
währen, den die öffentlichen Interessen zulassen.

(5) Die Genehmigung erteilt bei den vom Rat zu eh-
renamtlicher Tätigkeit oder in ein Ehrenamt Berufe-
nen der Rat, im übrigen der Bürgermeister.

(6) Wer die Pfl ichten nach Absatz 1 oder 2 verletzt, 
kann zur Verantwortung gezogen werden. Soweit die 
Tat nicht mit Strafe bedroht ist, gilt § 29 Abs. 3 ent-
sprechend.

§ 31 (Fn 33) Ausschließungsgründe

(1) Der zu ehrenamtlicher Tätigkeit oder in ein Ehren-
amt Berufene darf weder beratend noch entschei-
dend mitwirken, wenn die Entscheidung einer Ange-
legenheit

1. ihm selbst,
2. einem seiner Angehörigen,
3.  einer von ihm kraft Gesetzes oder kraft Voll-

macht vertretenen natürlichen oder juristi-
schen Person 

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann. Unmittelbar ist der Vorteil oder Nachteil, wenn 
die Entscheidung eine natürliche oder juristische Per-
son direkt berührt.
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(2) Das Mitwirkungsverbot gilt auch, wenn der Betref-
fende

1.  bei einer natürlichen Person, einer juristischen 
Person oder einer Vereinigung, der die Entschei-
dung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann, gegen Entgelt beschäftigt ist und 
nach den tatsächlichen Umständen, insbeson-
dere der Art seiner Beschäftigung, ein Interes-
senwiderstreit anzunehmen ist,

2.  Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates 
oder eines gleichartigen Organs einer juristi-
schen Person oder einer Vereinigung ist, der die 
Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann, es sei denn, er gehört 
den genannten Organen als Vertreter oder auf 
Vorschlag der Gemeinde an,

3.  in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der An-
gelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder 
sonst tätig geworden ist.

(3) Die Mitwirkungsverbote der Absätze 1 und 2 gel-
ten nicht,

1.  wenn der Vorteil oder Nachteil nur darauf be-
ruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevöl-
kerungsgruppe angehört, deren gemeinsame 
Interessen durch die Angelegenheit berührt 
werden,

2.  bei Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
oder in ein Ehrenamt und für die Abberufung 
aus solchen Tätigkeiten,
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3.  bei Wahlen, Wiederwahlen und Abberufungen 
nach § 71, es sei denn, der Betreffende selbst 
steht zur Wahl,

4.  bei Beschlüssen eines Kollegialorgans, durch 
die jemand als Vertreter der Gemeinde in Orga-
ne der in Absatz 2 Nr. 2 genannten Art entsandt 
oder aus ihnen abberufen wird; das gilt auch für 
Beschlüsse, durch die Vorschläge zur Berufung 
in solche Organe gemacht werden,

5.  bei gleichzeitiger Mitgliedschaft in der Vertre-
tung einer anderen Gebietskörperschaft oder 
deren Ausschüssen, wenn ihr durch die Ent-
scheidung ein Vorteil oder Nachteil erwachsen 
kann.

(4) Wer annehmen muss, nach Absatz 1 oder 2 von 
der Mitwirkung ausgeschlossen zu sein, hat den Aus-
schließungsgrund unaufgefordert der zuständigen 
Stelle anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlas-
sen; bei einer öffentlichen Sitzung kann er sich in dem 
für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes 
aufhalten. Für die Entscheidung in Fällen, in denen 
der Ausschluss streitig bleibt, ist bei Mitgliedern ei-
nes Kollegialorgans dieses, sonst der Bürgermeister 
zuständig. Verstöße gegen die Offenbarungspfl icht 
sind von dem Kollegialorgan durch Beschluss, vom 
Bürgermeister durch einen schriftlichen Bescheid 
festzustellen.

(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, des 
§ 72, des § 93 Abs. 5, § 103 Abs. 7 und des § 104 Abs. 3 
sind
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1.  der Ehegatte oder die eingetragene Lebenspart-
nerin oder der eingetragene Lebenspartner,

2.  Verwandte und Verschwägerte gerader Linie sowie 
durch Annahme als Kind verbundene Personen,

3. Geschwister,
4. Kinder der Geschwister,
5.  Ehegatten der Geschwister und Geschwister 

der Ehegatten,
6.  eingetragene Lebenspartnerinnen oder Le-

benspartner der Geschwister und Geschwister 
der eingetragenen Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartner,

7. Geschwister der Eltern.

Die unter den Nummern 1, 2, 5 und 6 genannten Perso-
nen gelten nicht als Angehörige, wenn die Ehe rechts-
wirksam geschieden oder aufgehoben oder die Le-
benspartnerschaft aufgehoben ist.

(6) Die Mitwirkung eines wegen Befangenheit Betrof-
fenen kann nach Beendigung der Abstimmung nur gel-
tend gemacht werden, wenn sie für das Abstimmungs-
ergebnis entscheidend war.

§ 32 Treupfl icht

(1) Inhaber eines Ehrenamts haben eine besondere 
Treupfl icht gegenüber der Gemeinde. Sie dürfen An-
sprüche anderer gegen die Gemeinde nicht geltend 
machen, es sei denn, dass sie als gesetzliche Vertre-
ter handeln.
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(2) Absatz 1 gilt auch für ehrenamtlich Tätige, wenn 
der Auftrag mit den Aufgaben ihrer ehrenamtlichen 
Tätigkeit in Zusammenhang steht. Ob diese Voraus-
setzungen vorliegen, entscheidet bei den vom Rat zu 
ehrenamtlicher Tätigkeit Berufenen der Rat, im übri-
gen der Bürgermeister.

§ 33 Entschädigung

Der zu ehrenamtlicher Tätigkeit oder in ein Ehrenamt 
Berufene hat Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen 
und des Verdienstausfalls. Der Verdienstausfall kann 
nach § 45 berechnet werden.

§ 34 (Fn 35) Ehrenbürgerrecht und 
Ehrenbezeichnung

(1) Die Gemeinde kann Persönlichkeiten, die sich um 
sie besonders verdient gemacht haben, das Ehrenbür-
gerrecht verleihen. Sie kann langjährigen Ratsmitglie-
dern und Ehrenbeamten nach ihrem Ausscheiden eine 
Ehrenbezeichnung verleihen.

(2) Beschlüsse über die Verleihung oder die Entzie-
hung des Ehrenbürgerrechts und über die Entziehung 
einer Ehrenbezeichnung fasst der Rat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder.
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4. Teil Bezirke und Ortschaften

§ 35 Stadtbezirke in den kreisfreien Städten

(1) Die kreisfreien Städte sind verpfl ichtet, das ge-
samte Stadtgebiet in Stadtbezirke einzuteilen.

(2) Bei der Einteilung des Stadtgebiets in Stadtbezir-
ke soll auf die Siedlungsstruktur, die Bevölkerungs-
verteilung und die Ziele der Stadtentwicklung Rück-
sicht genommen werden. Die einzelnen Stadtbezirke 
sollen eine engere örtliche Gemeinschaft umfassen 
und nach der Fläche und nach der Einwohnerzahl so 
abgegrenzt werden, dass sie gleichermaßen bei der 
Erfüllung gemeindlicher Aufgaben beteiligt werden 
können; zu diesem Zweck können benachbarte Wohn-
gebiete zu einem Stadtbezirk zusammengefasst wer-
den. Der Kernbereich des Stadtgebiets soll nicht auf 
mehrere Stadtbezirke aufgeteilt werden.

(3) Das Stadtgebiet soll in nicht weniger als drei und 
nicht mehr als zehn Stadtbezirke eingeteilt werden.

(4) Die näheren Einzelheiten regelt die Hauptsatzung. 
Stadtbezirksgrenzen können nur zum Ende der Wahl-
zeit des Rates geändert werden.

(5) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall zulas-
sen, dass das Stadtgebiet in mehr als zehn Stadtbezir-
ke eingeteilt wird, wenn dies wegen der Abgrenzungs-
merkmale nach Absatz 2 erforderlich sein sollte.
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§ 36 (Fn 37) Bezirksvertretungen in den 
kreisfreien Städten

(1) Für jeden Stadtbezirk ist eine Bezirksvertretung 
zu wählen. Die Mitglieder der Bezirksvertretungen 
werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl auf die Dauer von fünf Jahren ge-
wählt. Die näheren Vorschriften trifft das Kommunal-
wahlgesetz. Nach Ablauf der Wahlzeit üben die bishe-
rigen Mitglieder der Bezirksvertretungen ihre Tätigkeit 
bis zum Zusammentritt der neugewählten Bezirksver-
tretung weiter aus.

(2) Die Bezirksvertretung besteht aus mindestens elf 
und höchstens neunzehn Mitgliedern einschließlich 
des Vorsitzenden. Der Vorsitzende führt die Bezeich-
nung Bezirksvorsteher. Der Rat kann beschließen, 
dass der Bezirksvorsteher die Bezeichnung Bezirks-
bürgermeister führt. Die Mitgliederzahlen können 
nach den Einwohnerzahlen der Stadtbezirke gestaffelt 
werden; die Gesamtzahl der Mitglieder muss ungera-
de sein. Das Nähere regelt die Hauptsatzung.

(3) Nach Beginn der Wahlzeit der Bezirksvertretung 
muss die erste Sitzung innerhalb von drei Wochen 
stattfi nden; dazu beruft der bisherige Bezirksvorsteher 
die Bezirksvertretung ein. Die Bezirksvertretung wählt 
aus ihrer Mitte ohne Aussprache den Bezirksvorsteher 
und einen oder mehrere Stellvertreter. § 67 Abs. 2 bis 5 
fi ndet entsprechende Anwendung. Der Bezirksvorste-
her und die Stellvertreter dürfen nicht zugleich Bürger-
meister oder Stellvertreter des Bürgermeisters sein.
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(4) Der Bezirksvorsteher kann neben den Entschä-
digungen, die ihm als Mitglied der Bezirksvertretung 
zustehen, eine in der Hauptsatzung festzusetzen-
de Aufwandsentschädigung erhalten. Für Stellvertre-
ter des Bezirksvorstehers sowie für Fraktionsvorsit-
zende können in der Hauptsatzung entsprechende 
Regelungen getroffen werden. Das Innenministerium 
bestimmt durch Rechtsverordnung die Höhe der Auf-
wandsentschädigung.

(5) Die Bezirksvertretungen dürfen keine Ausschüs-
se bilden. Auf die Mitglieder der Bezirksvertretungen 
und das Verfahren in den Bezirksvertretungen fi nden 
die für den Rat geltenden Vorschriften mit der Maß-
gabe entsprechende Anwendung, dass die Geschäfts-
ordnung des Rates besondere Regelungen für die Be-
zirksvertretungen enthält und in Fällen äußerster 
Dringlichkeit der Bezirksvorsteher mit einem Mitglied 
der Bezirksvertretung entscheiden kann; § 60 Abs. 1 
Satz 1 fi ndet keine Anwendung. Abweichend von § 48 
Abs. 1 Satz 4 brauchen Zeit und Ort der Sitzungen der 
Bezirksvertretungen sowie die Tagesordnung nicht öf-
fentlich bekannt gemacht zu werden; der Oberbürger-
meister soll die Öffentlichkeit hierüber vorher in geeig-
neter Weise unterrichten. Zu einzelnen Punkten der 
Tagesordnung können Sachverständige und Einwoh-
ner gehört werden.

(6) Die nicht der Bezirksvertretung als ordentliche 
Mitglieder angehörenden Ratsmitglieder, die in dem 
Stadtbezirk wohnen oder dort kandidiert haben, ha-
ben das Recht, an den Sitzungen der Bezirksvertre-
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tung mit beratender Stimme teilzunehmen. Zu diesem 
Zweck sind der Oberbürgermeister und diese Rats-
mitglieder wie die ordentlichen Mitglieder der Bezirks-
vertretung zu deren Sitzungen zu laden. Die übrigen 
Ratsmitglieder und Ausschussmitglieder können nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung an nichtöffentlichen 
Sitzungen als Zuhörer teilnehmen. Die Teilnahme an 
Sitzungen als Zuhörer begründet keinen Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sit-
zungsgeld.

(7) Der Oberbürgermeister ist berechtigt und auf Ver-
langen einer Bezirksvertretung verpfl ichtet, an den 
Sitzungen der Bezirksvertretung mit beratender Stim-
me teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen jederzeit das 
Wort zu erteilen. Er kann sich von einem Beigeordne-
ten oder einer anderen leitenden Dienstkraft vertreten 
lassen. Das Nähere regelt die Hauptsatzung.

§ 37 (Fn 26) Aufgaben der Bezirksvertretungen
in den kreisfreien Städten

(1) Soweit nicht der Rat nach § 41 Abs. 1 ausschließ-
lich zuständig ist, entscheiden die Bezirksvertretun-
gen unter Beachtung der Belange der gesamten Stadt 
und im Rahmen der vom Rat erlassenen allgemeinen 
Richtlinien in allen Angelegenheiten, deren Bedeutung 
nicht wesentlich über den Stadtbezirk hinausgeht, ins-
besondere in folgenden Angelegenheiten:

a)  Unterhaltung und Ausstattung der im Stadt-
bezirk gelegenen Schulen und öffentlichen 
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Einrichtungen, wie Sportplätze, Altenheime, 
Friedhöfe, Büchereien und ähnliche soziale und 
kulturelle Einrichtungen;

b)  Angelegenheiten des Denkmalschutzes, der 
Pfl ege des Ortsbildes sowie der Grünpfl ege;

c)  die Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum 
Um- und Ausbau sowie zur Unterhaltung und In-
standsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen 
von bezirklicher Bedeutung einschließlich der 
Straßenbeleuchtung, soweit es sich nicht um 
die Verkehrssicherungspfl icht handelt;

d)  Betreuung und Unterstützung örtlicher Verei-
ne, Verbände und sonstiger Vereinigungen und 
Initiativen im Stadtbezirk;

e)  kulturelle Angelegenheiten des Stadtbezirks 
einschließlich Kunst im öffentlichen Raum, Hei-
mat- und Brauchtumspfl ege im Stadtbezirk, 
Pfl ege von vorhandenen Paten- oder Städte-
partnerschaften;

f)  Information, Dokumentation und Repräsentati-
on in Angelegenheiten des Stadtbezirks.

Die näheren Einzelheiten sind in der Hauptsatzung 
zu regeln. Der Rat kann dabei die in Satz 1 aufge-
zählten Aufgaben im Einzelnen abgrenzen. Hinsicht-
lich der Geschäfte der laufenden Verwaltung gilt § 41 
Abs. 3.

(2) Bei Streitigkeiten der Bezirksvertretungen unter-
einander und zwischen Bezirksvertretungen und den 
Ausschüssen über Zuständigkeiten im Einzelfall ent-
scheidet der Hauptausschuss.
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(3) Die Bezirksvertretungen erfüllen die ihnen zu-
gewiesenen Aufgaben im Rahmen der vom Rat be-
reitgestellten Haushaltsmittel; dabei sollen sie über 
den Verwendungszweck eines Teils dieser Haus-
haltsmittel allein entscheiden können. Die be-
zirksbezogenen Haushaltsmittel sollen unter Be-
rücksichtigung der Gesamtaufwendungen und 
Ge samtauszahlungen der Stadt sowie des Umfangs 
der entsprechenden Anlagen und Einrichtungen 
fortgeschrieben werden.

(4) Die Bezirksvertretungen wirken an den Beratun-
gen über die Haushaltssatzung mit. Sie beraten über 
alle Haushaltspositionen, die sich auf ihren Bezirk und 
ihre Aufgaben auswirken, und können dazu Vorschlä-
ge machen und Anregungen geben. Über die Haus-
haltspositionen nach Satz 2 und die Haushaltsmittel 
nach Absatz 1 ist den Bezirksvertretungen eine geeig-
nete Übersicht als Auszug aus dem Entwurf der Haus-
haltssatzung nach § 80, getrennt nach Bezirken, zur 
Beratung vorzulegen. Die Übersichten sind dem Haus-
haltsplan als Anlage beizufügen.

(5) Die Bezirksvertretung ist zu allen wichtigen An-
gelegenheiten, die den Stadtbezirk berühren, zu hö-
ren. Insbesondere ist ihr vor der Beschlussfassung 
des Rates über Planungs- und Investitionsvorhaben 
im Bezirk und über Bebauungspläne für den Bezirk 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Darüber 
hinaus hat die Bezirksvertretung bei diesen Vorha-
ben, insbesondere im Rahmen der Bauleitplanung, 
für ihr Gebiet dem Rat gegenüber ein Anregungs-
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recht. Der Rat kann allgemein oder im Einzelfall be-
stimmen, dass bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen von räumlich auf den Stadtbezirk begrenzter 
Bedeutung das Beteiligungsverfahren nach § 3 Bau-
gesetzbuch den Bezirksvertretungen übertragen 
wird. Die Bezirksvertretung kann zu allen den Stadt-
bezirk betreffenden Angelegenheiten Vorschläge 
und Anregungen machen. Insbesondere kann sie 
Vorschläge für vom Rat für den Stadtbezirk zu wäh-
lende oder zu bestellende ehrenamtlich tätige Per-
sonen unterbreiten. Bei Beratungen des Rates oder 
eines Ausschusses über Angelegenheiten, die auf ei-
nen Vorschlag oder eine Anregung einer Bezirksver-
tretung zurückgehen, haben der Bezirksvorsteher 
oder sein Stellvertreter das Recht, dazu in der Sit-
zung gehört zu werden.

(6) Der Oberbürgermeister oder der Bezirksvorste-
her können einem Beschluss der Bezirksvertretung 
spätestens am 14. Tag nach der Beschlussfassung un-
ter schriftlicher Begründung widersprechen, wenn sie 
der Auffassung sind, dass der Beschluss das Wohl der 
Stadt gefährdet. Der Widerspruch hat aufschieben-
de Wirkung. Über die Angelegenheit ist in einer neu-
en Sitzung der Bezirksvertretung, die frühestens am 
dritten Tag und spätestens drei Wochen nach dem Wi-
derspruch stattzufi nden hat, erneut zu beschließen. 
Verbleibt die Bezirksvertretung bei ihrem Beschluss, 
so entscheidet der Rat endgültig, wenn der Widerspre-
chende das verlangt. Im übrigen gilt § 54 Abs. 3 ent-
sprechend.
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§ 38 Bezirksverwaltungsstellen in 
den kreisfreien Städten

(1) Für jeden Stadtbezirk ist eine Bezirksverwaltungs-
stelle einzurichten. Die Hauptsatzung kann bestim-
men, dass eine Bezirksverwaltungsstelle für mehre-
re Stadtbezirke zuständig ist oder dass im Stadtbezirk 
gelegene zentrale Verwaltungsstellen die Aufgaben ei-
ner Bezirksverwaltungsstelle miterfüllen.

(2) In der Bezirksverwaltungsstelle sollen im Rahmen 
einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfüh-
rung Dienststellen so eingerichtet und zusammenge-
fasst werden, dass eine möglichst ortsnahe Erledi-
gung der Verwaltungsaufgaben gewährleistet ist. Die 
Befugnisse, die dem Oberbürgermeister nach § 62 
und § 73 zustehen, bleiben unberührt.

(3) Bei der Bestellung des Leiters einer Bezirksver-
waltungsstelle ist die Bezirksvertretung anzuhören. 
Der Leiter der Bezirksverwaltungsstelle oder sein 
Stellvertreter ist verpfl ichtet, an den Sitzungen der 
Bezirksvertretung teilzunehmen.

§ 39 (Fn 4) Gemeindebezirke in den 
kreisangehörigen Gemeinden

(1) Das Gemeindegebiet kann in Bezirke (Ortschaf-
ten) eingeteilt werden. Dabei ist auf die Siedlungs-
struktur, die Bevölkerungsverteilung und die Ziele der 
Gemeindeentwicklung Rücksicht zu nehmen.
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(2) Für jeden Gemeindebezirk sind vom Rat entwe-
der Bezirksausschüsse zu bilden oder Ortsvorsteher zu 
wählen. In Gemeindebezirken mit Bezirksausschüssen 
können Bezirksverwaltungsstellen eingerichtet wer-
den. Der Rat kann beschließen, dass der Ortsvorsteher 
die Bezeichnung Ortsbürgermeister führt.

(3) Den Bezirksausschüssen sollen im Rahmen des 
§ 41 Abs. 2 Aufgaben zur Entscheidung übertragen 
werden, die sich ohne Beeinträchtigung der einheit-
lichen Entwicklung der gesamten Gemeinde inner-
halb eines Gemeindebezirks erledigen lassen. Der 
Rat kann allgemeine Richtlinien erlassen, die bei der 
Wahrnehmung der den Bezirksausschüssen zuge-
wiesenen Aufgaben zu beachten sind. Er stellt die er-
forderlichen Haushaltsmittel bereit. § 37 Abs. 5 gilt 
entsprechend.

(4) Auf die Bezirksausschüsse sind die für die Aus-
schüsse des Rates geltenden Vorschriften mit folgen-
den Maßgaben anzuwenden:

1.  Bei der Bestellung der Mitglieder durch den 
Rat ist das bei der Wahl des Rates im jeweiligen 
Gemeindebezirk erzielte Stimmenverhältnis zu-
grunde zu legen;

2.  ihnen dürfen mehr sachkundige Bürger als 
Ratsmitglieder angehören;

3.  für Parteien und Wählergruppen, die im Rat ver-
treten sind, fi ndet § 58 Abs. 1 Satz 7 bis 10 sinn-
gemäß Anwendung;
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4.  der Bezirksausschuss wählt aus den ihm an-
gehörenden Ratsmitgliedern einen Vorsitzen-
den und einen oder mehrere Stellvertreter; § 67 
Abs. 2 fi ndet entsprechende Anwendung.

(5) § 36 Abs. 6 und Abs. 7 gilt entsprechend.

(6) Ortsvorsteher wählt der Rat unter Berücksichti-
gung des bei der Wahl des Rates im jeweiligen Gemein-
debezirk erzielten Stimmenverhältnisses für die Dau-
er seiner Wahlzeit. Sie müssen in dem Bezirk, für den 
sie bestellt werden, wohnen und dem Rat angehören 
oder angehören können. § 67 Abs. 4 gilt entsprechend.

(7) Der Ortsvorsteher soll die Belange seines Bezirks 
gegenüber dem Rat wahrnehmen. Falls er nicht Rats-
mitglied ist, darf er an den Sitzungen des Rates und 
der in § 59 genannten Ausschüsse weder entscheidend 
noch mit beratender Stimme mitwirken; das Recht, 
auch dort gehört zu werden, kann zugelassen werden. 
Der Ortsvorsteher kann für das Gebiet seiner Ortschaft 
mit der Erledigung bestimmter Geschäfte der laufen-
den Verwaltung beauftragt werden; er ist sodann zum 
Ehrenbeamten zu ernennen. Er führt diese Geschäf-
te in Verantwortung gegenüber dem Bürgermeister 
durch. Er kann eine angemessene Aufwandsentschädi-
gung erhalten. Das Innenministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Höhe der Aufwandsentschädi-
gung und in welchem Umfang daneben der Ersatz von 
Auslagen zulässig ist. Ortsvorsteher erhalten Ersatz 
des Verdienstausfalls nach Maßgabe des § 45.
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(8) Die im Rahmen der Bezirkseinteilung erforderli-
chen Vorschriften trifft der Rat durch die Hauptsat-
zung.

5. Teil Der Rat

§ 40 (Fn 34) Träger der Gemeindeverwaltung

(1) Die Verwaltung der Gemeinde wird ausschließlich 
durch den Willen der Bürgerschaft bestimmt.

(2) Die Bürgerschaft wird durch den Rat und den Bür-
germeister vertreten. Der Rat besteht aus den gewähl-
ten Ratsmitgliedern und dem Bürgermeister (Mitglied 
kraft Gesetzes). Die Vertretung und Repräsentati-
on des Rates obliegt dem Bürgermeister (in kreisfrei-
en Städten: Oberbürgermeister). Den Vorsitz im Rat 
führt der Bürgermeister. Der Bürgermeister hat im Rat 
Stimmrecht. In den Fällen der §§ 47 Abs. 1, 48 Abs. 1, 
50 Abs. 3, 53 Abs. 2, 55 Abs. 3 und 4, 58 Abs. 1, 3 und 
5, 66 Abs. 1, 69 Abs. 1 Satz 2, 73 Abs. 1 und 3 und 96 
Abs. 1 Satz 4 stimmt er nicht mit.

§ 41 (Fn 5) Zuständigkeiten des Rates

(1) Der Rat der Gemeinde ist für alle Angelegenheiten der 
Gemeindeverwaltung zuständig, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. Die Entscheidung über folgen-
de Angelegenheiten kann der Rat nicht übertragen:
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a)   die allgemeinen Grundsätze, nach denen die 
Verwaltung geführt werden soll,

b)   die Wahl der Mitglieder der Ausschüsse und ih-
rer Vertreter,

c)   die Wahl der Beigeordneten,
d)   die Verleihung und die Entziehung des Ehren-

bürgerrechts und einer Ehrenbezeichnung,
e)   die Änderung des Gemeindegebiets, soweit 

nicht in diesem Gesetz etwas anderes be-
stimmt ist,

f)   den Erlass, die Änderung und die Aufhebung 
von Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen,

g)   abschließende Beschlüsse im Flächennut-
zungsplanverfahren und abschließende Sat-
zungsbeschlüsse auf der Grundlage des Bau-
gesetzbuchs und des Maßnahmengesetzes 
zum Baugesetzbuch,

h)   den Erlass der Haushaltssatzung und des Stel-
lenplans, die Aufstellung eines Haushalts-
sicherungskonzeptes, die Zustimmung zu 
überplanmäßigen und außerplanmäßigen Auf-
wendungen und Auszahlungen sowie zu über-
planmäßigen und außerplanmäßigen Verpfl ich-
tungsermächtigungen, die Festlegung von 
Wertgrenzen für die Veranschlagung und Ab-
rechnung einzelner Investitionsmaßnahmen,

i)   die Festsetzung allgemein geltender öffentli-
cher Abgaben und privatrechtlicher Entgelte,

j)   die Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Entlastung sowie die Bestätigung des Ge-
samtabschlusses,
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k)   die teilweise oder vollständige Veräußerung 
oder Verpachtung von Eigenbetrieben, die teil-
weise oder vollständige Veräußerung einer un-
mittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an ei-
ner Gesellschaft oder anderen Vereinigungen 
des privaten Rechts, die Veräußerung eines 
Geschäftsanteils an einer eingetragenen Kre-
ditgenossenschaft sowie den Abschluss von 
anderen Rechtsgeschäften im Sinne des § 111 
Abs. 1 und 2,

l)   die Errichtung, Übernahme, Erweiterung, Ein-
schränkung und Aufl ösung von Anstalten des 
öffentlichen Rechts gemäß § 114 a, öffentli-
chen Einrichtungen und Eigenbetrieben, die 
Bildung oder Aufl ösung eines gemeinsamen 
Kommunalunternehmens gemäß § 27 Abs. 1 
bis 3 und 6 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit, die Änderung der Unter-
nehmenssatzung eines gemeinsamen Kom-
munalunternehmens sowie der Austritt aus 
einem gemeinsamen Kommunalunternehmen, 
die erstmalige unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung sowie die Erhöhung einer unmit-
telbaren oder mittelbaren Beteiligung an ei-
ner Gesellschaft oder anderen Vereinigungen 
in privater Rechtsform, den Erwerb eines Ge-
schäftsanteils an einer eingetragenen Kredit-
genossenschaft,

m)   die Umwandlung der Rechtsform von Anstal-
ten des öffentlichen Rechts gemäß § 114a, öf-
fentlichen Einrichtungen und Eigenbetrieben 
sowie die Umwandlung der Rechtsform von 
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Gesellschaften, an denen die Gemeinde betei-
ligt ist, soweit der Einfl uss der Gemeinde (§ 63 
Abs. 2 und § 113 Abs. 1) geltend gemacht wer-
den kann,

n)   die Umwandlung des Zwecks, die Zusammen-
legung und die Aufhebung von Stiftungen ein-
schließlich des Verbleibs des Stiftungsvermö-
gens,

o)   die Umwandlung von Gemeindegliedervermö-
gen in freies Gemeindevermögen sowie die 
Veränderung der Nutzungsrechte am Gemein-
degliedervermögen,

p)   die Übernahme von Bürgschaften, den Ab-
schluss von Gewährverträgen und die Bestel-
lung sonstiger Sicherheiten für andere sowie 
solche Rechtsgeschäfte, die den vorgenann-
ten wirtschaftlich gleichkommen,

q)   die Bestellung und Abberufung der Leitung 
und der Prüfer der örtlichen Rechnungsprü-
fung sowie die Erweiterung der Aufgaben der 
örtlichen Rechnungsprüfung über die Pfl icht-
aufgaben hinaus,

r)   die Genehmigung von Verträgen der Gemein-
de mit Mitgliedern des Rates, der Bezirksver-
tretungen und der Ausschüsse sowie mit dem 
Bürgermeister und den leitenden Dienstkräf-
ten der Gemeinde nach näherer Bestimmung 
der Hauptsatzung,

s)   die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine 
gesetzliche Verpfl ichtung besteht,

t)   die Festlegung strategischer Ziele unter Be-
rücksichtigung der Ressourcen.



92

(2) Im Übrigen kann der Rat die Entscheidung über be-
stimmte Angelegenheiten auf Ausschüsse oder den Bür-
germeister übertragen. Er kann ferner Ausschüsse er-
mächtigen, in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs 
die Entscheidung dem Bürgermeister zu übertragen.

(3) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Na-
men des Rates als auf den Bürgermeister übertragen, 
soweit nicht der Rat sich, einer Bezirksvertretung oder 
einem Ausschuss für einen bestimmten Kreis von Ge-
schäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung 
vorbehält.

§ 42 Wahl der Ratsmitglieder

(1) Die Ratsmitglieder werden von den Bürgern in all-
gemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die nähe-
ren Vorschriften trifft das Kommunalwahlgesetz.

(2) Nach Ablauf der Wahlzeit üben die bisherigen 
Ratsmitglieder ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt 
des neugewählten Rates weiter aus.

§ 43 (Fn 34) Rechte und Pfl ichten 
der Ratsmitglieder

(1) Die Ratsmitglieder sind verpfl ichtet, in ihrer Tä-
tigkeit ausschließlich nach dem Gesetz und ihrer 
freien, nur durch Rücksicht auf das öffentliche Wohl 
bestimmten Überzeugung zu handeln; sie sind an Auf-
träge nicht gebunden.
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(2) Für die Tätigkeit als Ratsmitglied, Mitglied einer 
Bezirksvertretung oder Mitglied eines Ausschusses 
gelten die Vorschriften der §§ 30 bis 32 mit folgenden 
Maßgaben entsprechend:

1.  Die Pfl icht zur Verschwiegenheit kann ihnen ge-
genüber nicht vom Bürgermeister angeordnet 
werden;

2.  die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, erteilt 
bei Ratsmitgliedern der Rat, bei Mitgliedern der 
Bezirksvertretungen die Bezirksvertretung und 
bei Ausschussmitgliedern der Ausschuss;

3.  die Offenbarungspfl icht über Ausschließungs-
gründe besteht bei Ratsmitgliedern gegenüber 
dem Bürgermeister, bei Mitgliedern der Be-
zirksvertretungen gegenüber dem Bezirksvor-
steher und bei Ausschussmitgliedern gegen-
über dem Ausschussvorsitzenden vor Eintritt in 
die Verhandlung;

4.  über Ausschließungsgründe entscheidet bei 
Ratsmitgliedern der Rat, bei Mitgliedern der 
Bezirksvertretungen die Bezirksvertretung, bei 
Ausschussmitgliedern der Ausschuss;

5.  ein Verstoß gegen die Offenbarungspfl icht 
wird vom Rat, von der Bezirksvertretung bezie-
hungsweise vom Ausschuss durch Beschluss 
festgestellt;

6.  Mitglieder der Bezirksvertretungen sowie sach-
kundige Bürger und sachkundige Einwohner als 
Mitglieder von Ausschüssen können Ansprüche 
anderer gegen die Gemeinde nur dann nicht gel-
tend machen, wenn diese im Zusammenhang 
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mit ihren Aufgaben stehen; ob diese Vorausset-
zungen vorliegen, entscheidet die Bezirksver-
tretung beziehungsweise der Ausschuss.

(3) Die Ratsmitglieder und die Mitglieder der Aus-
schüsse müssen gegenüber dem Bürgermeister, die 
Mitglieder einer Bezirksvertretung gegenüber dem 
Bezirksvorsteher Auskunft über ihre wirtschaftli-
chen und persönlichen Verhältnisse geben, soweit das 
für die Ausübung ihres Mandats von Bedeutung sein 
kann. Die näheren Einzelheiten regelt der Rat. Die Aus-
kunft ist vertraulich zu behandeln. Name, Anschrift, 
der ausgeübte Beruf sowie andere vergütete und eh-
renamtliche Tätigkeiten können veröffentlicht werden. 
Nach Ablauf der Wahlperiode sind die gespeicherten 
Daten der ausgeschiedenen Mitglieder zu löschen.

(4) Erleidet die Gemeinde infolge eines Beschlusses 
des Rates einen Schaden, so haften die Ratsmitglie-
der, wenn sie

a)   in vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verlet-
zung ihrer Pfl icht gehandelt haben,

b)   bei der Beschlussfassung mitgewirkt haben, 
obwohl sie nach dem Gesetz hiervon ausge-
schlossen waren und ihnen der Ausschlie-
ßungsgrund bekannt war,

c)   der Bewilligung von Aufwendungen und Auszah-
lungen zugestimmt haben, für die das Gesetz 
oder die Haushaltssatzung eine Ermächtigung 
nicht vorsieht, wenn nicht gleichzeitig die erfor-
derlichen Deckungsmittel bereitgestellt werden.
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§ 44 (Fn 35) Freistellung

(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Man-
dat als Ratsmitglied, Mitglied einer Bezirksvertretung 
oder Mitglied eines Ausschusses zu bewerben, es an-
zunehmen oder auszuüben. Benachteiligungen am 
Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung, 
der Annahme oder der Ausübung eines Mandats sind 
unzulässig. Entgegenstehende Vereinbarungen sind 
nichtig. Kündigungen oder Entlassungen aus Anlass 
der Bewerbung, Annahme oder Ausübung eines Man-
dats sind unzulässig.

(2) Die Ratsmitglieder, Mitglieder der Bezirksvertre-
tungen oder Mitglieder der Ausschüsse sind von der 
Arbeit freizustellen, soweit es die Ausübung ihres 
Mandats erfordert. Als erforderlich ist eine Freistel-
lung in der Regel anzusehen, wenn die Tätigkeit mit 
dem Mandat in unmittelbarem Zusammenhang steht 
oder auf Veranlassung des Rates, der Bezirksvertre-
tung oder des Ausschusses erfolgt und nicht während 
der arbeitsfreien Zeit ausgeübt werden kann.

§ 45 (Fn 35) Entschädigung der Ratsmitglieder

(1) Ein Ratsmitglied, ein Mitglied einer Bezirksvertre-
tung oder ein Mitglied eines Ausschusses hat Anspruch 
auf Ersatz des Verdienstausfalles, der ihm durch die 
Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der re-
gelmäßigen Arbeitszeit erforderlich ist. Die regelmäßi-
ge Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln; dies gilt auch 
für die Hausarbeit im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3. Ent-
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gangener Verdienst aus Nebentätigkeiten und Ver-
dienst, der außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
hätte erzielt werden können, bleibt außer Betracht.

(2) Als Ersatz des Verdienstausfalls wird mindestens 
ein in der Hauptsatzung festzulegender Regelstun-
densatz gezahlt, es sei denn, dass ersichtlich keine fi -
nanziellen Nachteile entstanden sind. Darüber hinaus 
wird in folgenden Fällen eine höhere Entschädigung 
gezahlt:

1.  Abhängig Erwerbstätigen wird auf Antrag an-
stelle des Regelstundensatzes der tatsächlich 
entstandene und nachgewiesene Verdienstaus-
fall ersetzt;

2.  Selbständige erhalten auf Antrag anstelle des 
Regelstundensatzes eine Verdienstausfallpau-
schale je Stunde, die im Einzelfall auf der Grund-
lage des glaubhaft gemachten Einkommens 
nach billigem Ermessen festgesetzt wird;

3.  Personen, die einen Haushalt mit mindestens 
zwei Personen führen und nicht oder weniger 
als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, er-
halten für die Zeit der mandatsbedingten Ab-
wesenheit vom Haushalt mindestens den Re-
gelstundensatz. Statt des Regelstundensatzes 
werden auf Antrag die notwendigen Kosten für 
eine Vertretung im Haushalt ersetzt.

In der Hauptsatzung ist ein einheitlicher Höchstbetrag 
festzulegen, der bei dem Ersatz des Verdienstausfalls 
je Stunde nicht überschritten werden darf; es kann  
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außerdem ein täglicher oder monatlicher Höchstbe-
trag festgelegt werden.

(3) Ist während der mandatsbedingten Abwesenheit 
vom Haushalt eine entgeltliche Kinderbetreuung not-
wendig, werden die nachgewiesenen Kosten auf An-
trag erstattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht 
für Zeiträume erstattet, für die Entschädigung nach 
Absatz 2 geleistet wird. Die Hauptsatzung kann die nä-
heren Einzelheiten regeln.

(4) Unabhängig von einem Anspruch auf Verdienst-
ausfall besteht ein Anspruch auf angemessene Auf-
wandsentschädigung nach folgenden Maßgaben:

1.  Einem Ratsmitglied oder einem Mitglied einer 
Bezirksvertretung kann die Aufwandsentschä-
digung teilweise als Sitzungsgeld für Rats-, Be-
zirksvertretungs-, Ausschuss- und Fraktionssit-
zungen gezahlt werden.

2.  Ein Ausschussmitglied, das nicht Ratsmitglied 
ist (sachkundiger Bürger oder sachkundiger Ein-
wohner), erhält ein Sitzungsgeld für die im Rah-
men seiner Mandatsausübung erforderliche Teil-
nahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen.

3.  Ein stellvertretendes Ausschussmitglied, das 
nicht Ratsmitglied ist, erhält unabhängig vom 
Eintritt des Vertretungsfalles für die Teilnahme 
an Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld.

(5) Fraktionssitzungen sind auch Sitzungen von Teilen 
einer Fraktion (Fraktionsvorstand, Fraktionsarbeits-
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kreise). Die Zahl der ersatzpfl ichtigen Fraktionssitzun-
gen pro Jahr ist in der Hauptsatzung zu beschränken.

(6) Das Innenministerium bestimmt durch Rechtsver-
ordnung

1.  die Höhe der monatlichen Aufwandsentschädi-
gung sowie die Höhe der Sitzungsgelder,

2.  die Fahrtkostenerstattung und den Ersatz von 
Auslagen neben der Aufwandsentschädigung.

Die Höhe der Aufwandsentschädigung und der Sit-
zungsgelder ist zu Beginn und mit Ablauf der Hälf-
te der Wahlzeit anzupassen. Grundlage dafür ist die 
Preisentwicklung ausgewählter Waren und Leistun-
gen im Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte seit dem Zeitpunkt der vorangegangenen 
Anpassung der Höhe der Aufwandsentschädigung 
und der Sitzungsgelder.

§ 46 Aufwandsentschädigung

Stellvertreter des Bürgermeisters nach § 67 Abs. 1 
und Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen mit min-
destens 10 Mitgliedern auch ein stellvertretender 
Vorsitzender, mit mindestens 20 Mitgliedern auch 
zwei und mit mindestens 30 Mitgliedern auch drei 
stellvertretende Vorsitzende - erhalten neben den 
Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 45 
zustehen, eine vom Innenministerium festzusetzen-
de angemessene Aufwandsentschädigung. Eine Auf-
wandsentschädigung ist nicht zu gewähren, wenn 
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das Ratsmitglied hauptberufl ich tätiger Mitarbeiter 
einer Fraktion ist.

§ 47 (Fn 37) Einberufung des Rates

(1) Der Rat wird vom Bürgermeister einberufen. Nach 
Beginn der Wahlzeit muss die erste Sitzung innerhalb 
von drei Wochen stattfi nden. Im Übrigen tritt der Rat 
zusammen, so oft es die Geschäftslage erfordert, je-
doch soll er wenigstens alle zwei Monate einberufen 
werden. Er ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein 
Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter 
Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände 
es verlangen.

(2) Die Ladungsfrist, die Form der Einberufung und 
die Geschäftsführung des Rates sind durch die Ge-
schäftsordnung zu regeln, soweit hierüber nicht in die-
sem Gesetz Vorschriften getroffen sind. Der Rat regelt 
in der Geschäftsordnung Inhalt und Umfang des Fra-
gerechts der Ratsmitglieder.

(3) Kommt der Bürgermeister seiner Verpfl ichtung 
zur Einberufung des Rates nicht nach, so veranlasst 
die Aufsichtsbehörde die Einberufung.

§ 48 Tagesordnung und 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen

(1) Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. 
Er hat dabei Vorschläge aufzunehmen, die ihm inner-
halb einer in der Geschäftsordnung zu bestimmenden 
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Frist von einem Fünftel der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. Fragestunden für Einwoh-
ner können in die Tagesordnung aufgenommen wer-
den, wenn Einzelheiten hierüber in der Geschäftsord-
nung geregelt sind. Zeit und Ort der Sitzung sowie die 
Tagesordnung sind von ihm öffentlich bekanntzuma-
chen. Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Be-
schluss des Rates erweitert werden, wenn es sich um 
Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden 
oder die von äußerster Dringlichkeit sind.

(2) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. Durch 
die Geschäftsordnung kann die Öffentlichkeit für An-
gelegenheiten einer bestimmten Art ausgeschlos-
sen werden. Auf Antrag des Bürgermeisters oder ei-
nes Ratsmitglieds kann für einzelne Angelegenheiten 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Anträge 
auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in nicht-
öffentlicher Sitzung begründet und beraten werden. 
Falls dem Antrag stattgegeben wird, ist die Öffentlich-
keit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nicht-
öffentlicher Sitzung weiter verhandelt wird.

(3) Personenbezogene Daten dürfen offenbart wer-
den, soweit nicht schützenswerte Interessen einzel-
ner oder Belange des öffentlichen Wohls überwiegen; 
erforderlichenfalls ist die Öffentlichkeit auszuschlie-
ßen.

(4) Mitglieder der Bezirksvertretungen und der Aus-
schüsse können nach Maßgabe der Geschäftsord-
nung an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates 
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als Zuhörer teilnehmen. Die Teilnahme als Zuhörer be-
gründet keinen Anspruch auf Ersatz des Verdienst-
ausfalls und auf Zahlung von Sitzungsgeld.

§ 49 Beschlussfähigkeit des Rates

(1) Der Rat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälf-
te der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. Er gilt 
als beschlussfähig, solange seine Beschlussunfähig-
keit nicht festgestellt ist.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähig-
keit zurückgestellt worden und wird der Rat zur Ver-
handlung über denselben Gegenstand einberufen, so 
ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlussfähig. Bei der zweiten Ladung muss auf die-
se Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden.

§ 50 (Fn 6) Abstimmungen

(1) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit ge-
fasst, soweit das Gesetz nichts anderes vorschreibt. 
Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
Bei der Beschlussfassung wird offen abgestimmt. Auf 
Antrag einer in der Geschäftsordnung zu bestimmen-
den Zahl von Mitgliedern des Rates ist namentlich ab-
zustimmen. Auf Antrag mindestens eines Fünftels der 
Mitglieder des Rates ist geheim abzustimmen. Zum 
selben Tagesordnungspunkt hat ein Antrag auf ge-
heime Abstimmung Vorrang gegenüber einem Antrag 
auf namentliche Abstimmung. Die Geschäftsordnung 
kann weitere Regelungen treffen.
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(2) Wahlen werden, wenn das Gesetz nichts anderes 
bestimmt oder wenn niemand widerspricht, durch of-
fene Abstimmung, sonst durch Abgabe von Stimm-
zetteln, vollzogen. Gewählt ist die vorgeschlagene 
Person, die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 
erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige Stim-
men. Erreicht niemand mehr als die Hälfte der Stim-
men, so fi ndet zwischen den Personen, welche die bei-
den höchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine 
engere Wahl statt. Gewählt ist, wer in dieser engeren 
Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

(3) Haben sich die Ratsmitglieder zur Besetzung der 
Ausschüsse auf einen einheitlichen Wahlvorschlag ge-
einigt, ist der einstimmige Beschluss der Ratsmitglie-
der über die Annahme dieses Wahlvorschlages ausrei-
chend. Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht 
zustande, so wird nach den Grundsätzen der Verhält-
niswahl in einem Wahlgang abgestimmt. Dabei sind 
die Wahlstellen auf die Wahlvorschläge der Fraktionen 
und Gruppen des Rates entsprechend dem Verhält-
nis der Stimmenzahlen, die auf die einzelnen Wahlvor-
schläge entfallen, zur Gesamtzahl der abgegebenen 
gültigen Stimmen zu verteilen. Jedem Wahlvorschlag 
werden zunächst so viele Sitze zugeteilt, wie sich für 
ihn ganze Zahlen ergeben. Sind danach noch Sitze zu 
vergeben, so sind sie in der Reihenfolge der höchs-
ten Zahlenbruchteile zuzuteilen. Bei gleichen Zahlen-
bruchteilen entscheidet das Los. Scheidet jemand 
vorzeitig aus einem Ausschuss aus, wählen die Rats-
mitglieder auf Vorschlag der Fraktion oder Gruppe, 
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welcher das ausgeschiedene Mitglied bei seiner Wahl 
angehörte, einen Nachfolger.

(4) Hat der Rat zwei oder mehr Vertreter oder Mitglie-
der im Sinne der §§ 63 Abs. 2 und 113 zu bestellen oder 
vorzuschlagen, die nicht hauptberufl ich tätig sind, ist 
das Verfahren nach Absatz 3 entsprechend anzuwen-
den. Dies gilt ebenso, wenn zwei oder mehr Personen 
vorzeitig aus dem Gremium ausgeschieden sind, für 
das sie bestellt oder vorgeschlagen worden waren und 
für diese mehrere Nachfolger zu wählen sind. Scheidet 
eine Person vorzeitig aus dem Gremium aus, für das sie 
bestellt oder vorgeschlagen worden war, wählt der Rat 
den Nachfolger für die restliche Zeit nach Absatz 2.

(5) Bei Beschlüssen und Wahlen zählen Stimmenthal-
tungen und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlussfähigkeit, nicht aber zur Berechnung der 
Mehrheit mit.

(6) Ein Mitglied, in dessen Person ein Ausschlie-
ßungsgrund nach § 31 besteht, kann an der Beratung 
und Abstimmung nicht teilnehmen.

§ 51 Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Bürgermeister leitet die Verhandlungen, eröff-
net und schließt die Sitzungen, handhabt die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus.

(2) In der Geschäftsordnung kann bestimmt werden, 
in welchen Fällen durch Beschluss des Rates einem 
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Ratsmitglied bei Verstößen gegen die Ordnung die auf 
den Sitzungstag entfallenden Entschädigungen ganz 
oder teilweise entzogen werden und es für eine oder 
mehrere Sitzungen ausgeschlossen wird.

(3) Enthält die Geschäftsordnung eine Bestimmung 
gemäß Absatz 2, so kann der Bürgermeister, falls er 
es für erforderlich hält, den sofortigen Ausschluss des 
Ratsmitgliedes aus der Sitzung verhängen und durch-
führen. Der Rat befi ndet über die Berechtigung dieser 
Maßnahme in der nächsten Sitzung.

§ 52 Niederschrift der Ratsbeschlüsse

(1) Über die im Rat gefassten Beschlüsse ist eine Nie-
derschrift aufzunehmen. Diese wird vom Bürgermeis-
ter und einem vom Rat zu bestellenden Schriftführer 
unterzeichnet.

(2) Der wesentliche Inhalt der Beschlüsse soll in öf-
fentlicher Sitzung oder in anderer geeigneter Weise 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, so-
weit nicht im Einzelfall etwas anderes beschlossen 
wird.

(3) Die für die öffentliche Bekanntmachung von Sat-
zungen geltenden Bestimmungen (§ 7 Abs. 4 und 5) 
fi nden auch bei den nach diesem Gesetz oder ande-
ren Rechtsvorschriften vorgeschriebenen sonstigen 
öffentlichen Bekanntmachungen sinngemäß Anwen-
dung, soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt 
ist.
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§ 53 (Fn 35) Behandlung der Ratsbeschlüsse

(1) Beschlüsse, die die Durchführung der Geschäfts-
ordnung betreffen, führt der Bürgermeister aus. Wenn 
er persönlich betroffen ist, handelt der Stellvertreter.

(2) Beschlüsse, die

a)   die Geltendmachung von Ansprüchen der Ge-
meinde gegen den Bürgermeister,

b)   die Amtsführung des Bürgermeisters, betref-
fen, führt der allgemeine Vertreter des Bürger-
meisters aus.

§ 54 Widerspruch und Beanstandung

(1) Der Bürgermeister kann einem Beschluss des Ra-
tes spätestens am dritten Tag nach der Beschlussfas-
sung unter schriftlicher Begründung widersprechen, 
wenn er der Auffassung ist, dass der Beschluss das 
Wohl der Gemeinde gefährdet. Der Widerspruch hat 
aufschiebende Wirkung. Über die Angelegenheit ist in 
einer neuen Sitzung des Rates, die frühestens am drit-
ten Tage und spätestens zwei Wochen nach dem Wi-
derspruch stattzufi nden hat, erneut zu beschließen. 
Ein weiterer Widerspruch ist unzulässig.

(2) Verletzt ein Beschluss des Rates das geltende 
Recht, so hat der Bürgermeister den Beschluss zu be-
anstanden. Die Beanstandung hat aufschiebende Wir-
kung. Sie ist schriftlich in Form einer begründeten 
Darlegung dem Rat mitzuteilen. Verbleibt der Rat bei 
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seinem Beschluss, so hat der Bürgermeister unver-
züglich die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ein-
zuholen. Die aufschiebende Wirkung bleibt bestehen.

(3) Verletzt der Beschluss eines Ausschusses, dem 
eine Angelegenheit zur Entscheidung übertragen ist, 
das geltende Recht, so fi ndet Absatz 2 Satz 1 bis 3 ent-
sprechende Anwendung. Verbleibt der Ausschuss bei 
seinem Beschluss, so hat der Rat über die Angelegen-
heit zu beschließen.

(4) Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach 
§ 43 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, 
dem eine Angelegenheit zur Entscheidung übertragen 
ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfas-
sung oder, wenn eine öffentliche Bekanntmachung er-
forderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, dass der Bürgermeister 
den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Ver-
letzung des Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der 
Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt.

§ 55 (Fn 35) Kontrolle der Verwaltung

(1) Der Rat ist durch den Bürgermeister über alle 
wichtigen Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung 
zu unterrichten. Der Bürgermeister ist verpfl ichtet, ei-
nem Ratsmitglied auf Verlangen Auskunft zu erteilen 
oder zu einem Tagesordnungspunkt Stellung zu neh-
men. In Angelegenheiten einer Bezirksvertretung ist 
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dessen Mitglied in gleicher Weise berechtigt und der 
Bürgermeister verpfl ichtet.

(2) Bezirksvorsteher und Ausschussvorsitzende kön-
nen vom Bürgermeister jederzeit Auskunft und Akten-
einsicht über Angelegenheiten verlangen, die zum 
Aufgabenbereich ihrer Bezirksvertretung bzw. ihres 
Ausschusses gehören.

(3) Der Rat überwacht die Durchführung seiner Be-
schlüsse und der Beschlüsse der Bezirksvertretungen 
und Ausschüsse sowie den Ablauf der Verwaltungsan-
gelegenheiten. Zu diesem Zweck kann der Rat mit der 
Mehrheit der Ratsmitglieder vom Bürgermeister Ein-
sicht in die Akten durch einen von ihm bestimmten 
Ausschuss oder einzelne von ihm beauftragte Mitglie-
der verlangen.

(4) In Einzelfällen muss auf Beschluss des Rates mit 
der Mehrheit der Ratsmitglieder oder auf Verlangen 
eines Fünftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion 
auch einem einzelnen, von den Antragstellern jeweils 
zu benennenden Ratsmitglied Akteneinsicht gewährt 
werden. Einem einzelnen, von den Antragstellern zu 
benennenden Mitglied einer Bezirksvertretung oder 
eines Ausschusses steht ein Akteneinsichtsrecht nur 
aufgrund eines Beschlusses der Bezirksvertretung 
beziehungsweise des Ausschusses zu. Dritte sind 
von der Teilnahme an der Akteneinsicht ausgeschlos-
sen. Akteneinsicht darf einem Ratsmitglied oder ei-
nem Mitglied der Bezirksvertretung nicht gewährt 
werden, das wegen Interessenwiderstreits von der 
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Beratung und Entscheidung der Angelegenheit aus-
geschlossen ist.

(5) Jedem Ratsmitglied oder jedem Mitglied einer Be-
zirksvertretung ist vom Bürgermeister auf Verlangen 
Akteneinsicht zu gewähren, soweit die Akten der Vor-
bereitung oder der Kontrolle von Beschlüssen des Ra-
tes, des Ausschusses oder der Bezirksvertretung die-
nen, der es angehört. Dritte sind von der Teilnahme an 
der Akteneinsicht ausgeschlossen. Die Akteneinsicht 
darf nur verweigert werden, soweit ihr schutzwürdi-
ge Belange Betroffener oder Dritter entgegenstehen. 
Die ablehnende Entscheidung ist schriftlich zu be-
gründen. Akteneinsicht darf einem Ratsmitglied oder 
einem Mitglied der Bezirksvertretung nicht gewährt 
werden, das wegen Interessenwiderstreits von der Be-
ratung und Entscheidung der Angelegenheit ausge-
schlossen ist.

§ 56 (Fn 35) Fraktionen

(1) Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von 
Ratsmitgliedern oder von Mitgliedern einer Bezirks-
vertretung, die sich auf der Grundlage grundsätz-
licher politischer Übereinstimmung zu möglichst 
gleichgerichtetem Wirken zusammengeschlossen 
haben. Im Rat einer kreisangehörigen Gemeinde 
muss eine Fraktion aus mindestens zwei Mitgliedern, 
im Rat einer kreisfreien Stadt aus mindestens drei 
Mitgliedern, in einer Bezirksvertretung aus mindes-
tens zwei Mitgliedern bestehen. Satz 1 gilt für Grup-
pen ohne Fraktionsstatus im Rat oder einer Bezirks-
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vertretung entsprechend. Eine Gruppe im Rat oder in 
einer Bezirksvertretung besteht aus mindestens zwei 
Mitgliedern.

(2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung 
und Entscheidungsfi ndung in der Vertretung mit; sie 
können insoweit ihre Auffassung öffentlich darstel-
len. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen. Sie ge-
ben sich ein Statut, in dem das Abstimmungsverfah-
ren, die Aufnahme und der Ausschluss aus der Frakti-
on geregelt werden.

(3) Die Gemeinde gewährt den Fraktionen und Grup-
pen aus Haushaltsmitteln Zuwendungen zu den säch-
lichen und personellen Aufwendungen für die Ge-
schäftsführung. Die Zuwendungen an die Fraktionen 
und Gruppen sind in einer besonderen Anlage zum 
Haushaltsplan darzustellen. Über die Verwendung der 
Zuwendungen ist ein Nachweis in einfacher Form zu 
führen, der unmittelbar dem Bürgermeister zuzulei-
ten ist. Eine Gruppe erhält mindestens eine propor-
tionale Ausstattung, die zwei Dritteln der Zuwendun-
gen entspricht, die die kleinste Fraktion nach Absatz 
1 Satz 2 erhält oder erhalten würde. Einem Ratsmit-
glied, das keiner Fraktion oder Gruppe angehört, stellt 
die Gemeinde in angemessenem Umfang Sachmittel 
und Kommunikationsmittel zum Zwecke seiner Vor-
bereitung auf die Ratssitzung zur Verfügung. Der Rat 
kann stattdessen beschließen, dass ein Ratsmitglied 
aus Haushaltsmitteln fi nanzielle Zuwendungen erhält, 
die die Hälfte des Betrages nicht übersteigen dürfen, 
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die eine Gruppe mit zwei Mitgliedern erhielte. In die-
sem Fall ist nach den Sätzen 2 und 3 zu verfahren.

(4) Ein hauptberufl ich tätiger Mitarbeiter einer Frak-
tion kann Ratsmitglied sein. Nähere Einzelheiten über 
die Bildung der Fraktionen, ihre Rechte und Pfl ichten 
sowie den Umgang mit personenbezogenen Daten re-
gelt die Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung be-
stimmt auch, ob eine Fraktion ein Ratsmitglied, das 
keiner Fraktion angehört, als Hospitant aufnehmen 
kann. Bei der Feststellung der Mindeststärke einer 
Fraktion zählen Hospitanten nicht mit.

(5) Soweit personenbezogene Daten an Ratsmitglie-
der oder Mitglieder einer Bezirksvertretung übermit-
telt werden dürfen, ist ihre Übermittlung auch an Mit-
arbeiter einer Fraktion oder einer Gruppe oder eines 
einzelnen Ratsmitgliedes nach Absatz 3 Satz 4 zuläs-
sig, wenn diese zur Verschwiegenheit verpfl ichtet sind.

§ 57 Bildung von Ausschüssen

(1) Der Rat kann Ausschüsse bilden.

(2) In jeder Gemeinde müssen ein Hauptausschuss, 
ein Finanzausschuss und ein Rechnungsprüfungs-
ausschuss gebildet werden. Der Rat kann beschlie-
ßen, dass die Aufgaben des Finanzausschusses vom 
Hauptausschuss wahrgenommen werden.

(3) Den Vorsitz im Hauptausschuss führt der Bürger-
meister. Er hat Stimmrecht im Hauptausschuss. Der 
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Hauptausschuss wählt aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Vertreter des Vorsitzenden.

(4) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemei-
ne Richtlinien aufstellen. Beschlüsse von Ausschüssen 
mit Entscheidungsbefugnis können erst durchgeführt 
werden, wenn innerhalb einer in der Geschäftsordnung 
zu bestimmenden Frist weder vom Bürgermeister noch 
von einem Fünftel der Ausschussmitglieder Einspruch 
eingelegt worden ist. Über den Einspruch entscheidet 
der Rat. § 54 Abs. 3 bleibt unberührt.

§ 58 (Fn 4) Zusammensetzung der Ausschüsse 
und ihr Verfahren

(1) Der Rat regelt mit der Mehrheit der Stimmen 
der Ratsmitglieder die Zusammensetzung der Aus-
schüsse und ihre Befugnisse. Soweit er stellvertre-
tende Ausschussmitglieder bestellt, ist die Reihenfol-
ge der Vertretung zu regeln. Der Bürgermeister hat 
das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen 
der Ausschüsse teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen. An nichtöffentlichen 
Sitzungen eines Ausschusses können die stellver-
tretenden Ausschussmitglieder sowie alle Ratsmit-
glieder als Zuhörer teilnehmen; nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung können auch die Mitglieder der 
Bezirksvertretungen als Zuhörer teilnehmen, ebenso 
die Mitglieder anderer Ausschüsse, soweit deren Auf-
gabenbereich durch den Beratungsgegenstand be-
rührt wird. Die Teilnahme als Zuhörer begründet kei-
nen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls und 
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auf Zahlung von Sitzungsgeld; § 45 Abs. 4 Nr. 3 bleibt 
unberührt. Wird in einer Ausschusssitzung ein Antrag 
beraten, den ein Ratsmitglied gestellt hat, das dem 
Ausschuss nicht angehört, so kann es sich an der Be-
ratung beteiligen. Fraktionen, die in einem Ausschuss 
nicht vertreten sind, sind berechtigt, für diesen Aus-
schuss ein Ratsmitglied oder einen sachkundigen 
Bürger, der dem Rat angehören kann, zu benennen. 
Das benannte Ratsmitglied oder der benannte sach-
kundige Bürger wird vom Rat zum Mitglied des Aus-
schusses bestellt. Sie wirken in dem Ausschuss mit 
beratender Stimme mit. Bei der Zusammensetzung 
und der Berechnung der Beschlussfähigkeit des Aus-
schusses werden sie nicht mitgezählt. Ein Ratsmit-
glied hat das Recht, mindestens einem der Ausschüs-
se als Mitglied mit beratender Stimme anzugehören. 
Die Sätze 8 bis 10 gelten entsprechend.

(2) Auf die Ausschussmitglieder und das Verfahren 
in den Ausschüssen fi nden die für den Rat geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung. Der Aus-
schussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Beneh-
men mit dem Bürgermeister fest. Auf Verlangen des 
Bürgermeisters ist der Ausschussvorsitzende ver-
pfl ichtet, einen Gegenstand in die Tagesordnung auf-
zunehmen. Der Ausschussvorsitzende ist in gleicher 
Weise verpfl ichtet, wenn eine Fraktion dies beantragt. 
Abweichend von § 48 Abs. 1 Satz 4 brauchen Zeit und 
Ort der Ausschusssitzungen sowie die Tagesordnung 
nicht öffentlich bekanntgemacht zu werden; der Bür-
germeister soll die Öffentlichkeit hierüber vorher in 
geeigneter Weise unterrichten.
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(3) Zu Mitgliedern der Ausschüsse, mit Ausnahme 
der in § 59 vorgesehenen Ausschüsse, können neben 
Ratsmitgliedern auch sachkundige Bürger, die dem 
Rat angehören können, bestellt werden. Zur Übernah-
me der Tätigkeit als sachkundiger Bürger ist niemand 
verpfl ichtet. Die Zahl der sachkundigen Bürger darf die 
Zahl der Ratsmitglieder in den einzelnen Ausschüssen 
nicht erreichen. Die Ausschüsse sind nur beschluss-
fähig, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder 
die Zahl der anwesenden sachkundigen Bürger über-
steigt. Sie gelten auch insoweit als beschlussfähig, so-
lange ihre Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. 
Die Ausschüsse können Vertreter derjenigen Bevölke-
rungsgruppen, die von ihrer Entscheidung vorwiegend 
betroffen werden und Sachverständige zu den Bera-
tungen zuziehen.

(4) Als Mitglieder mit beratender Stimme können den 
Ausschüssen volljährige sachkundige Einwohner an-
gehören, die in entsprechender Anwendung des § 50 
Abs. 3 zu wählen sind. Im übrigen gilt Absatz 3 Satz 1 
und 2 entsprechend.

(5) Haben sich die Fraktionen über die Verteilung der 
Ausschussvorsitze geeinigt und wird dieser Einigung 
nicht von einem Fünftel der Ratsmitglieder widerspro-
chen, so bestimmen die Fraktionen die Ausschussvor-
sitzenden aus der Mitte der den Ausschüssen angehö-
renden stimmberechtigten Ratsmitglieder. Soweit eine 
Einigung nicht zustande kommt, werden den Fraktionen 
die Ausschussvorsitze in der Reihenfolge der Höchst-
zahlen zugeteilt, die sich durch Teilung der Mitglieder-
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zahlen der Fraktionen durch 1, 2, 3 usw. ergeben; meh-
rere Fraktionen können sich zusammenschließen. Bei 
gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los, das der 
Bürgermeister zu ziehen hat. Die Fraktionen benennen 
die Ausschüsse, deren Vorsitz sie beanspruchen, in der 
Reihenfolge der Höchstzahlen und bestimmen die Vor-
sitzenden. Scheidet ein Ausschussvorsitzender wäh-
rend der Wahlzeit aus, bestimmt die Fraktion, der er an-
gehört, ein Ratsmitglied zum Nachfolger. Die Sätze 1 bis 
5 gelten für stellvertretende Vorsitzende entsprechend.

(6) Werden Ausschüsse während der Wahlzeit neu ge-
bildet, aufgelöst oder ihre Aufgaben wesentlich verän-
dert, ist das Verfahren nach Absatz 5 zu wiederholen.

(7) Über die Beschlüsse der Ausschüsse ist eine Nie-
derschrift aufzunehmen. Diese ist dem Bürgermeister 
und den Ausschussmitgliedern zuzuleiten.

§ 59 (Fn 26) Hauptausschuss, Finanzausschuss 
und Rechnungsprüfungsausschuss

(1) Der Hauptausschuss hat die Arbeiten aller Aus-
schüsse aufeinander abzustimmen.

(2) Der Finanzausschuss bereitet die Haushaltssat-
zung der Gemeinde vor und trifft die für die Ausführung 
des Haushaltsplans erforderlichen Entscheidungen, 
soweit hierfür nicht andere Ausschüsse zuständig sind.

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft den Jah-
resabschluss und den Gesamtabschluss der Gemein-



115

G
O

de. Er bedient sich hierbei der örtlichen Rechnungs-
prüfung. Soweit eine solche nicht besteht, kann er sich 
Dritter gem. § 103 Abs. 5 bedienen.

(4) Werden der Jahresabschluss, der Gesamtab-
schluss, der Lagebericht oder der Gesamtlagebericht 
nach Vorlage des Prüfungsberichts geändert, so hat der 
Rechnungsprüfungsausschuss diese Unterlagen erneut 
zu prüfen, soweit es die Änderung erfordert. Über das 
Ergebnis der Prüfung ist dem Rat zu berichten; der Be-
stätigungsvermerk ist entsprechend zu ergänzen.

§ 60 Dringliche Entscheidungen

(1) Der Hauptausschuss entscheidet in Angelegen-
heiten, die der Beschlussfassung des Rates unterlie-
gen, falls eine Einberufung des Rates nicht rechtzeitig 
möglich ist. Ist auch die Einberufung des Hauptaus-
schusses nicht rechtzeitig möglich und kann die Ent-
scheidung nicht aufgeschoben werden, weil sonst er-
hebliche Nachteile oder Gefahren entstehen können, 
kann der Bürgermeister mit einem Ratsmitglied ent-
scheiden. Diese Entscheidungen sind dem Rat in der 
nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Er 
kann die Dringlichkeitsentscheidung aufheben, soweit 
nicht schon Rechte anderer durch die Ausführung des 
Beschlusses entstanden sind.

(2) Ist die Einberufung eines Ausschusses, dem eine 
Angelegenheit zur Entscheidung übertragen ist, nicht 
rechtzeitig möglich, kann der Bürgermeister mit dem 
Ausschussvorsitzenden oder einem anderen dem 
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Ausschuss angehörenden Ratsmitglied entscheiden. 
Die Entscheidung ist dem Ausschuss in der nächsten 
Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Absatz 1 Satz 4 
gilt entsprechend.

§ 61 Planung der Verwaltungsaufgaben

Im Rahmen der vom Rat festgelegten allgemeinen 
Richtlinien entscheidet der Hauptausschuss über die 
Planung der Verwaltungsaufgaben von besonderer 
Bedeutung. Zu diesem Zweck hat der Bürgermeister 
den Hauptausschuss regelmässig und frühzeitig über 
solche Planungsvorhaben zu unterrichten.

6. Teil Bürgermeister

§ 62 (Fn 26) Aufgaben und Stellung 
des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister ist kommunaler Wahlbeamter. 
Der Bürgermeister ist verantwortlich für die Leitung und 
Beaufsichtigung des Geschäftsgangs der gesamten Ver-
waltung. Er leitet und verteilt die Geschäfte. Dabei kann 
er sich bestimmte Aufgaben vorbehalten und die Bear-
beitung einzelner Angelegenheiten selbst übernehmen.

(2) Der Bürgermeister bereitet die Beschlüsse des Ra-
tes, der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse vor. 
Er führt diese Beschlüsse und Entscheidungen nach 
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§ 60 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 sowie Weisungen, 
die im Rahmen des § 3 Abs. 2 und des § 132 ergehen, 
unter der Kontrolle des Rates und in Verantwortung 
ihm gegenüber durch. Der Bürgermeister entscheidet 
ferner in Angelegenheiten, die ihm vom Rat oder von 
den Ausschüssen zur Entscheidung übertragen sind.

(3) Dem Bürgermeister obliegt die Erledigung aller 
Aufgaben, die ihm aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
übertragen sind.

(4) Der Bürgermeister hat die Gemeindevertretung 
über alle wichtigen Gemeindeangelegenheiten zu un-
terrichten.

§ 63 Vertretung der Gemeinde

(1) Unbeschadet der dem Rat und seinen Ausschüs-
sen zustehenden Entscheidungsbefugnisse ist der 
Bürgermeister der gesetzliche Vertreter der Gemein-
de in Rechts- und Verwaltungsgeschäften. § 74 Abs. 3 
und § 64 bleiben unberührt.

(2) Für die Vertretung der Gemeinde in Organen von 
juristischen Personen oder Personenvereinigungen 
gilt § 113.

§ 64 (Fn 35) Abgabe von Erklärungen

(1) Erklärungen, durch welche die Gemeinde ver-
pfl ichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie 
sind vom Bürgermeister oder dem allgemeinen Ver-
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treter und einem vertretungsberechtigten Bedienste-
ten zu unterzeichnen, soweit nicht dieses Gesetz et-
was anderes bestimmt.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Geschäfte der laufenden 
Verwaltung.

(3) Geschäfte, die ein für ein bestimmtes Geschäft 
oder einen Kreis von Geschäften ausdrücklich Bevoll-
mächtigter abschließt, bedürfen nicht der Form des 
Absatzes 1, wenn die Vollmacht in der Form dieses Ab-
satzes erteilt ist.

(4) Erklärungen, die nicht den Formvorschriften dieses 
Gesetzes entsprechen, binden die Gemeinde nicht.

§ 65 (Fn 7) Wahl des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister wird von den Bürgern in allge-
meiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl auf die Dauer von sechs Jahren nach den Grund-
sätzen der Mehrheitswahl gewählt. Die Wahl fi ndet 
frühestens drei Monate vor und spätestens sechs Mo-
nate nach Ablauf der Amtszeit des amtierenden Bür-
germeisters statt. Die näheren Vorschriften trifft das 
Kommunalwahlgesetz.

(2) Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne 
von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder wer 
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Gemeinschaft besitzt und eine Wohnung in 
der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Le-
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bensjahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht ausge-
schlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er je-
derzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Nicht wählbar ist, 
wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundes-
republik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

(3) Der Bürgermeister wird vom Vorsitzenden (ehren-
amtlicher Stellvertreter oder Altersvorsitzender) in ei-
ner Sitzung des Rates vereidigt und in sein Amt ein-
geführt.

(4) Für die dienstrechtliche Stellung gelten die beam-
tenrechtlichen Vorschriften.

§ 66 (Fn 4) Abwahl des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister kann von den Bürgern der Ge-
meinde vor Ablauf seiner Amtszeit abgewählt werden. 
Zur Einleitung des Abwahlverfahrens bedarf es eines 
von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl der 
Ratsmitglieder gestellten Antrags und eines mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
der Ratsmitglieder zu fassenden Beschlusses. Zwi-
schen dem Eingang des Antrags und dem Beschluss 
des Rates muss eine Frist von mindestens zwei Wo-
chen liegen. Über den Antrag auf Einleitung des Ab-
wahlverfahrens ist ohne Aussprache namentlich abzu-
stimmen. Der Bürgermeister ist abgewählt, wenn sich 
für die Abwahl eine Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen der wahlberechtigten Bürger ergibt, so-
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fern diese Mehrheit mindestens 25 vom Hundert der 
Wahlberechtigten beträgt. Für das weitere Verfahren 
gelten die Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes 
entsprechend. Der Bürgermeister scheidet mit dem 
Ablauf des Tages, an dem der Wahlausschuss die Ab-
wahl feststellt, aus seinem Amt. Die Aufsichtsbehörde 
kann für die Dauer des Abwahlverfahrens das Ruhen 
der Amtsgeschäfte des Bürgermeisters anordnen, 
wenn der Rat dies mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder beantragt.

(2) Der Bürgermeister gilt als abgewählt, falls er binnen 
einer Woche nach dem Beschluss gemäß Absatz 1 Satz 2 
auf die Entscheidung der Bürger über seine Abwahl ver-
zichtet. Der Verzicht ist schriftlich gegenüber dem eh-
renamtlichen Stellvertreter zu erklären. Mit dem Ablauf 
des Tages, an dem dieser Verzicht dem ehrenamtlichen 
Stellvertreter zugeht, gilt die Abwahl als erfolgt.

§ 67 (Fn 35) Wahl der Stellvertreter 
des Bürgermeisters

(1) Der Rat wählt für die Dauer seiner Wahlzeit aus 
seiner Mitte ohne Aussprache ehrenamtliche Stellver-
treter des Bürgermeisters. Sie vertreten den Bürger-
meister bei der Leitung der Ratssitzungen und bei der 
Repräsentation.

(2) Bei der Wahl der Stellvertreter des Bürgermeis-
ters wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in 
einem Wahlgang geheim abgestimmt. Dabei sind die 
Wahlstellen auf die Wahlvorschläge der Fraktionen und 
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Gruppen des Rates nach der Reihenfolge der Höchst-
zahlen zu verteilen, die sich durch Teilung der auf die 
Wahlvorschläge entfallenden Stimmenzahlen durch 
1, 2, 3 usw. ergeben. Erster Stellvertreter des Bürger-
meisters ist, wer an erster Stelle des Wahlvorschlags 
steht, auf den die erste Höchstzahl entfällt, zwei-
ter Stellvertreter, wer an vorderster noch nicht in An-
spruch genommener Stelle des Wahlvorschlags steht, 
auf den die zweite Höchstzahl entfällt, dritter Stellver-
treter, wer an vorderster noch nicht in Anspruch ge-
nommener Stelle des Wahlvorschlags steht, auf den 
die dritte Höchstzahl entfällt usw. Zwischen Wahlvor-
schlägen mit gleichen Höchstzahlen fi ndet eine Stich-
wahl statt; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
vom Bürgermeister zu ziehende Los. Nimmt ein ge-
wählter Bewerber die Wahl nicht an, so ist gewählt, wer 
an nächster Stelle desselben Wahlvorschlags steht. Ist 
ein Wahlvorschlag erschöpft, tritt an seine Stelle der 
Wahlvorschlag mit der nächsten Höchstzahl. Schei-
det ein stellvertretender Bürgermeister während der 
Wahlzeit aus, ist der Nachfolger für den Rest der Wahl-
zeit ohne Aussprache in geheimer Abstimmung nach 
§ 50 Abs. 2 zu wählen.

(3) Die Stellvertreter des Bürgermeisters und die üb-
rigen Ratsmitglieder werden von dem Bürgermeister 
eingeführt und in feierlicher Form zur gesetzmäßigen 
und gewissenhaften Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
verpfl ichtet.

(4) Der Rat kann die Stellvertreter des Bürgermeis-
ters abberufen. Der Antrag kann nur mit der Mehrheit 
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der gesetzlichen Zahl der Mitglieder gestellt werden. 
Zwischen dem Eingang des Antrags und der Sitzung 
des Rates muss eine Frist von wenigstens zwei Tagen 
liegen. Über den Antrag ist ohne Aussprache abzu-
stimmen. Der Beschluss über die Abberufung bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder. Der Nachfolger ist innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen ohne Aussprache in geheimer Ab-
stimmung nach § 50 Abs. 2 zu wählen.

(5) Der Bürgermeister - im Falle seiner Verhinderung 
der Altersvorsitzende - leitet die Sitzung bei der Wahl 
der Stellvertreter des Bürgermeisters sowie bei Ent-
scheidungen, die vorher getroffen werden müssen. 
Dies gilt auch für die Abberufung der Stellvertreter des 
Bürgermeisters.

§ 68 (Fn 35) Vertretung im Amt

(1) Der Rat bestellt einen Beigeordneten zum allgemei-
nen Vertreter des Bürgermeisters. Die übrigen Beigeord-
neten sind zur allgemeinen Vertretung des Bürgermeis-
ters nur berufen, wenn der zur allgemeinen Vertretung 
bestellte Beigeordnete verhindert ist. Die Reihenfolge 
bestimmt der Rat. Ist ein Beigeordneter nicht vorhan-
den, so bestellt der Rat den allgemeinen Vertreter.

(2) Die Beigeordneten vertreten den Bürgermeister in 
ihrem Arbeitsgebiet.

(3) Der Bürgermeister kann andere Bedienstete mit 
der auftragsweisen Erledigung bestimmter Angele-
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genheiten betrauen. Er kann die Befugnis auf Beige-
ordnete für deren Arbeitsgebiet übertragen.

§ 69 Teilnahme an Sitzungen

(1) Der Bürgermeister und die Beigeordneten neh-
men an den Sitzungen des Rates teil. Der Bürger-
meister ist berechtigt und auf Verlangen eines 
Fünftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion ver-
pfl ichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem 
Rat Stellung zu nehmen. Auch Beigeordnete sind 
hierzu verpfl ichtet, falls es der Rat oder der Bürger-
meister verlangt.

(2) Der Bürgermeister und die Beigeordneten sind be-
rechtigt und auf Verlangen eines Ausschusses in An-
gelegenheiten ihres Geschäftsbereichs verpfl ichtet, 
an dessen Sitzungen teilzunehmen. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend.

7. Teil Verwaltungsvorstand und 

Gemeindebedienstete

§ 70 (Fn 34) Verwaltungsvorstand

(1) Sind Beigeordnete bestellt, bilden sie zusam-
men mit dem Bürgermeister und Kämmerer den 
Verwaltungsvorstand. Der Bürgermeister führt den 
Vorsitz.
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(2) Der Verwaltungsvorstand wirkt insbesondere mit 
bei

a)  den Grundsätzen der Organisation und der 
Verwaltungsführung,

b)  der Planung von Verwaltungsaufgaben mit be-
sonderer Bedeutung,

c)   der Aufstellung des Haushaltsplans, unbe-
schadet der Rechte des Kämmerers,

d)   den Grundsätzen der Personalführung und 
Personalverwaltung,

e)   der Konzeption der Kosten- und Leistungs-
rechnung.

(3) Der Bürgermeister ist verpfl ichtet, zur Erhaltung 
der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung regelmä-
ßig den Verwaltungsvorstand zur gemeinsamen Be-
ratung einzuberufen. Die Mitglieder des Verwaltungs-
vorstandes sind verpfl ichtet, sich im Interesse der 
Einheitlichkeit der Verwaltungsführung gegenseitig zu 
unterrichten und zu beraten.

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der 
Bürgermeister. Die Beigeordneten sind berechtigt, ihre 
abweichenden Meinungen in Angelegenheiten ihres Ge-
schäftsbereichs dem Hauptausschuss vorzutragen. 
Dieses haben sie dem Bürgermeister vorab mitzuteilen.

§ 71 (Fn 35) Wahl der Beigeordneten

(1) Die Zahl der Beigeordneten wird durch die Haupt-
satzung festgelegt. Die Beigeordneten sind kommu-
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nale Wahlbeamte. Sie werden vom Rat für die Dauer 
von acht Jahren gewählt.

(2) Die Wahl oder Wiederwahl darf frühestens sechs 
Monate vor Freiwerden der Stelle erfolgen. Die Stellen 
der Beigeordneten sind auszuschreiben, bei Wieder-
wahl kann hiervon abgesehen werden. 

(3) Die Beigeordneten müssen die für ihr Amt erfor-
derlichen fachlichen Voraussetzungen erfüllen und 
eine ausreichende Erfahrung für dieses Amt nachwei-
sen. In kreisfreien Städten und Großen kreisangehöri-
gen Städten muss mindestens einer der Beigeordne-
ten die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst besitzen. In den übrigen Gemein-
den muss mindestens einer der Beigeordneten min-
destens die Befähigung für die Laufbahn des gehobe-
nen allgemeinen Verwaltungsdienstes besitzen.

(4) In kreisfreien Städten muss ein Beigeordneter als 
Stadtkämmerer bestellt werden.

(5) Die Beigeordneten sind verpfl ichtet, eine erste 
und zweite Wiederwahl anzunehmen, wenn sie spä-
testens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit wieder-
gewählt werden. Lehnt ein Beigeordneter die Weiter-
führung des Amtes ohne wichtigen Grund ab, so ist 
er mit Ablauf der Amtszeit zu entlassen. Ob ein wich-
tiger Grund vorliegt, entscheidet der Rat. Ein wichti-
ger Grund liegt vor, wenn die Anstellungsbedingungen 
gegenüber denen der davor liegenden Amtszeit ver-
schlechtert werden.
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(6) Die Beigeordneten werden vom Bürgermeister 
vereidigt.

(7) Der Rat kann Beigeordnete abberufen. Der Antrag 
kann nur von der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder gestellt werden. Zwischen dem Eingang des 
Antrags und der Sitzung des Rates muss eine Frist von 
mindestens sechs Wochen liegen. Über den Antrag ist 
ohne Aussprache abzustimmen. Der Beschluss über 
die Abberufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Zahl der Mitglieder. Ein Nachfolger ist 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten zu wählen.

§ 72 Gründe der Ausschließung vom Amt

Der Bürgermeister und die Beigeordneten dürfen un-
tereinander nicht Angehörige sein.

§ 73 (Fn 35) Geschäftsverteilung und Dienstaufsicht

(1) Der Rat kann die Geschäftskreise der Beigeordne-
ten im Einvernehmen mit dem Bürgermeister festle-
gen. Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann 
der Rat den Geschäftskreis der Beigeordneten mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder 
festlegen. Bei Entscheidungen des Rates nach Satz 1 
und 2 stimmt der Bürgermeister nicht mit. Erfolgt kei-
ne Entscheidung nach Satz 1 oder 2 gilt § 62 Abs. 1 
Satz 3 und 4.

(2) Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der Be-
diensteten der Gemeinde.
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(3) Der Bürgermeister trifft die dienstrechtlichen und 
arbeitsrechtlichen Entscheidungen, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Die Hauptsatzung kann be-
stimmen, dass für Bedienstete in Führungsfunktionen 
Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grundver-
hältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten 
zur Gemeinde verändern, durch den Rat oder den Haupt-
ausschuss im Einvernehmen mit dem Bürgermeister zu 
treffen sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann der 
Rat die Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Bei 
Entscheidungen des Rates nach Satz 2 und 3 stimmt 
der Bürgermeister nicht mit. Erfolgt keine Entscheidung 
nach Satz 2 oder 3, gilt Satz 1. Bedienstete in Führungs-
funktionen sind Leiter von Organisationseinheiten, die 
dem Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen 
Wahlbeamten oder diesem in der Führungsfunktion ver-
gleichbaren Bediensteten unmittelbar unterstehen, mit 
Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben eines per-
sönlichen Referenten oder Pressereferenten.

§ 74 (Fn 8) Bedienstete der Gemeinde

(1) Die Bediensteten der Gemeinde müssen die für ih-
ren Arbeitsbereich erforderlichen fachlichen Voraus-
setzungen erfüllen, insbesondere die Ablegung der 
vorgeschriebenen Prüfungen nachweisen.

(2) Der Stellenplan ist einzuhalten; Abweichungen 
sind nur zulässig, soweit sie aufgrund des Besoldungs- 
oder Tarifrechts zwingend erforderlich sind.
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(3) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkun-
den für Beamte sowie Arbeitsverträge und sonstige 
schriftliche Erklärungen zur Regelung der Rechtsver-
hältnisse von Bediensteten bedürfen der Unterzeich-
nung durch den Bürgermeister oder seinen allgemeinen 
Vertreter. Der Bürgermeister kann die Unterschriftsbe-
fugnis durch Dienstanweisung übertragen.

8. Teil (Fn 27) Haushaltswirtschaft
 

§ 75 (Fn 27) Allgemeine Haushaltsgrundsätze

(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu 
planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung ihrer 
Aufgaben gesichert ist. Die Haushaltswirtschaft ist 
wirtschaftlich, effi zient und sparsam zu führen. Da-
bei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 

(2) Der Haushalt muss in jedem Jahr in Planung 
und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist ausgegli-
chen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe 
des Gesamtbetrages der Aufwendungen erreicht 
oder übersteigt. Die Verpfl ichtung des Satzes 1 gilt 
als erfüllt, wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und 
der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung durch Inan-
spruchnahme der Ausgleichsrücklage gedeckt wer-
den können. 
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(3) Die Ausgleichsrücklage ist in der Bilanz zusätz-
lich zur allgemeinen Rücklage als gesonderter Posten 
des Eigenkapitals anzusetzen. Sie kann in der Eröff-
nungsbilanz bis zur Höhe eines Drittels des Eigen-
kapitals gebildet werden, höchstens jedoch bis zur 
Höhe eines Drittels der jährlichen Steuereinnahmen 
und allgemeinen Zuweisungen. Die Höhe der Ein-
nahmen nach Satz 2 bemisst sich nach dem Durch-
schnitt der drei Haushaltsjahre, die dem Eröffnungs-
bilanzstichtag vorangehen. Der Ausgleichsrücklage 
können Jahresüberschüsse durch Beschluss nach 
§ 96 Abs. 1 Satz 2 zugeführt werden, soweit ihr Be-
stand nicht den in der Eröffnungsbilanz zulässigen 
Betrag erreicht hat. 

(4) Wird bei der Aufstellung der Haushaltssatzung 
eine Verringerung der allgemeinen Rücklage vorge-
sehen, bedarf dies der Genehmigung der Aufsichts-
behörde. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die 
Aufsichtsbehörde nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrages der Gemeinde eine andere Ent-
scheidung trifft. Die Genehmigung kann unter Bedin-
gungen und mit Aufl agen erteilt werden. Sie ist mit der 
Verpfl ichtung, ein Haushaltssicherungskonzept nach 
§ 76 aufzustellen, zu verbinden, wenn die Vorausset-
zungen des § 76 Abs. 1 vorliegen. 

(5) Weist die Ergebnisrechnung bei der Bestätigung 
des Jahresabschlusses gem. § 95 Abs. 3 trotz eines ur-
sprünglich ausgeglichenen Ergebnisplans einen Fehl-
betrag oder einen höheren Fehlbetrag als im Ergeb-
nisplan ausgewiesen aus, so hat die Gemeinde dies 
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der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Die 
Aufsichtsbehörde kann in diesem Fall Anordnungen 
treffen, erforderlichenfalls diese Anordnungen selbst 
durchführen oder – wenn und solange diese Befugnis-
se nicht ausreichen – einen Beauftragten bestellen, 
um eine geordnete Haushaltswirtschaft wieder herzu-
stellen. §§ 123 und 124 gelten sinngemäß. 

(6) Die Liquidität der Gemeinde einschließlich der Fi-
nanzierung der Investitionen ist sicherzustellen. 

(7) Die Gemeinde darf sich nicht überschulden. Sie ist 
überschuldet, wenn nach der Bilanz das Eigenkapital 
aufgebraucht wird. 

§ 76 (Fn 27) Haushaltssicherungskonzept

(1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer dauerhaf-
ten Leistungsfähigkeit ein Haushaltssicherungskon-
zept aufzustellen und darin den nächstmöglichen 
Zeitpunkt zu bestimmen, bis zu dem der Haushalts-
ausgleich wieder hergestellt ist, wenn bei der Aufstel-
lung des Haushalts

1.  durch Veränderungen der Haushaltswirtschaft 
innerhalb eines Haushaltsjahres der in der 
Schlussbilanz des Vorjahres auszuweisende 
Ansatz der allgemeinen Rücklage um mehr als 
ein Viertel verringert wird oder

2.  in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren 
geplant ist, den in der Schlussbilanz des Vor-
jahres auszuweisenden Ansatz der allgemeinen 
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Rücklage jeweils um mehr als ein Zwanzigstel zu 
verringern oder

3.  innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanung die allgemeine 
Rücklage aufgebraucht wird.

Dies gilt entsprechend bei der Bestätigung über den 
Jahresabschluss gem. § 95 Abs. 3. 

(2) Das Haushaltssicherungskonzept dient dem Ziel, 
im Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die 
künftige, dauernde Leistungsfähigkeit der Gemein-
de zu erreichen. Es bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Die Genehmigung kann nur erteilt wer-
den, wenn aus dem Haushaltssicherungskonzept 
hervorgeht, dass spätestens im letzten Jahr der mittel-
fristigen Ergebnis- und Finanzplanung der Haushalts-
ausgleich nach § 75 Abs. 2 wieder erreicht wird. Die Ge-
nehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes kann 
unter Bedingungen und mit Aufl agen erteilt werden. 

§ 77 (Fn 27) Grundsätze der 
Finanzmittelbeschaffung

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzli-
chen Vorschriften. 

(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderli-
chen Finanzmittel

1.  soweit vertretbar und geboten aus speziellen 
Entgelten für die von ihr erbrachten Leistungen, 
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2. im Übrigen aus Steuern 

zu beschaffen, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht 
ausreichen. 

(3) Die Gemeinde darf Kredite nur aufnehmen, wenn 
eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirt-
schaftlich unzweckmäßig wäre. 

§ 78 (Fn 27) Haushaltssatzung

(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine 
Haushaltssatzung zu erlassen. 

(2) Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzung

1. des Haushaltsplans
a)  im Ergebnisplan unter Angabe des Gesamt-

betrages der Erträge und der Aufwendungen 
des Haushaltsjahres,

b)  im Finanzplan unter Angabe des Gesamtbe-
trages der Einzahlungen und Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit, des Ge-
samtbetrages der Einzahlungen und Auszah-
lungen aus der Investitionstätigkeit und aus 
der Finanzierungstätigkeit des Haushaltsjah-
res,

c)  unter Angabe der vorgesehenen Kreditaufnah-
men für Investitionen (Kreditermächtigung),

d)  unter Angabe der vorgesehenen Ermächti-
gungen zum Eingehen von Verpfl ichtungen, 
die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlun-
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gen für Investitionen belasten (Verpfl ich -
tungsermächtigungen), 

2.  der Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 
und der Verringerung der allgemeinen Rückla-
ge, 

3.  des Höchstbetrages der Kredite zur Liquiditäts-
sicherung, 

4.  der Steuersätze, die für jedes Haushaltsjahr neu 
festzusetzen sind, 

5.  des Jahres, in dem der Haushaltsausgleich wie-
der hergestellt ist. 

Sie kann weitere Vorschriften enthalten, die sich auf 
die Erträge und die Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen, den Stellenplan des Haushaltsjahres 
und das Haushaltssicherungskonzept beziehen. 

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haus-
haltsjahres in Kraft und gilt für das Haushaltsjahr. Sie 
kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach 
Jahren getrennt, enthalten. 

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für ein-
zelne Bereiche durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist. 

§ 79 (Fn 27) (Fn 35) Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr 
für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraus-
sichtlich
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1.  anfallenden Erträge und eingehenden Einzah-
lungen, 

2.  entstehenden Aufwendungen und zu leistenden 
Auszahlungen, 

3.  notwendigen Verpfl ichtungsermächtigungen. 

Die Vorschriften über die Sondervermögen der Ge-
meinde bleiben unberührt. 

(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnisplan und 
einen Finanzplan sowie in Teilpläne zu gliedern. Das 
Haushaltssicherungskonzept gemäß § 76 ist Teil des 
Haushaltsplans; der Stellenplan für die Bediensteten 
ist Anlage des Haushaltsplans. 

(3) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haus-
haltswirtschaft der Gemeinde. Er ist nach Maßga-
be dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen Vorschriften für die Haushaltsführung 
verbindlich. Ansprüche und Verbindlichkeiten Dritter 
werden durch ihn weder begründet noch aufgehoben. 

§ 80 (Fn 27) (Fn 35) Erlass der Haushaltssatzung

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen wird vom Kämmerer aufgestellt und dem Bürger-
meister zur Bestätigung vorgelegt. 

(2) Der Bürgermeister leitet den von ihm bestätigten 
Entwurf dem Rat zu. Soweit er von dem ihm vorgeleg-
ten Entwurf abweicht, kann der Kämmerer dazu eine 
Stellungnahme abgeben. Wird von diesem Recht Ge-
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brauch gemacht, hat der Bürgermeister die Stellung-
nahme mit dem Entwurf dem Rat vorzulegen. 

(3) Nach Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssat-
zung mit ihren Anlagen an den Rat ist dieser unver-
züglich bekannt zu geben und während der Dauer 
des Beratungsverfahrens im Rat zur Einsichtnahme 
verfügbar zu halten. In der öffentlichen Bekanntga-
be ist eine Frist von mindestens vierzehn Tagen fest-
zulegen, in der Einwohner oder Abgabepfl ichtige ge-
gen den Entwurf Einwendungen erheben können und 
die Stelle anzugeben, bei der die Einwendungen zu 
erheben sind. Die Frist für die Erhebung von Einwen-
dungen ist so festzusetzen, dass der Rat vor der Be-
schlussfassung über die Haushaltssatzung mit ihren 
Anlagen in öffentlicher Sitzung darüber beschließen 
kann. 

(4) Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen ist vom Rat in öffentlicher Sitzung zu beraten und 
zu beschließen. In der Beratung des Rates kann der 
Kämmerer seine abweichende Auffassung vertreten. 

(5) Die vom Rat beschlossene Haushaltssatzung mit 
ihren Anlagen ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
Die Anzeige soll spätestens einen Monat vor Beginn 
des Haushaltsjahres erfolgen. Die Haushaltssatzung 
darf frühestens einen Monat nach der Anzeige bei der 
Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt gemacht wer-
den. Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall aus be-
sonderem Grund die Anzeigefrist verkürzen oder ver-
längern. Ist ein Haushaltssicherungskonzept nach § 76 
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aufzustellen, so darf die Haushaltssatzung erst nach 
Erteilung der Genehmigung bekannt gemacht werden.
 
(6) Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist im An-
schluss an die öffentliche Bekanntmachung bis zum 
Ende der in § 96 Abs. 2 benannten Frist zur Einsicht-
nahme verfügbar zu halten. 

§ 81 (Fn 27) Nachtragssatzung

(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch Nachtrags-
satzung geändert werden, die spätestens bis zum 
Ablauf des Haushaltsjahres zu beschließen ist. Für 
die Nachtragssatzung gelten die Vorschriften für die 
Haushaltssatzung entsprechend. 

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtrags-
satzung zu erlassen, wenn

1.  sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Spar-
möglichkeit ein erheblicher Jahresfehlbetrag 
entstehen wird und der Haushaltsausgleich nur 
durch eine Änderung der Haushaltssatzung er-
reicht werden kann, 

2.  bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche 
Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzel-
nen Haushaltspositionen in einem im Verhältnis 
zu den Gesamtaufwendungen oder Gesamtaus-
zahlungen erheblichen Umfang geleistet wer-
den müssen, 

3.  Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte In-
vestitionen geleistet werden sollen. 
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Dies gilt nicht für überplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 3. 

(3) Absatz 2 Nrn. 2 und 3 fi ndet keine Anwendung auf
1.  geringfügige Investitionen und Instandsetzun-

gen an Bauten, die unabweisbar sind,
2. Umschuldung von Krediten für Investitionen. 

(4) Im Übrigen kann, wenn die Entwicklung der Erträ-
ge oder der Aufwendungen oder die Erhaltung der Li-
quidität es erfordert, der Rat die Inanspruchnahme von 
Ermächtigungen sperren. Er kann seine Sperre und die 
des Kämmerers oder des Bürgermeisters aufheben. 

§ 82 (Fn 27) Vorläufi ge Haushaltsführung

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haus-
haltsjahres noch nicht bekannt gemacht, so darf die 
Gemeinde ausschließlich

1.  Aufwendungen entstehen lassen und Aus-
zahlungen leisten, zu denen sie rechtlich ver-
pfl ichtet ist oder die für die Weiterführung not-
wendiger Aufgaben unaufschiebbar sind; sie 
darf insbesondere Bauten, Beschaffungen 
und sonstige Investitionsleistungen, für die im 
Haushaltsplan des Vorjahres Finanzpositionen 
oder Verpfl ichtungsermächtigungen vorgese-
hen waren, fortsetzen, 

2.  Realsteuern nach den Sätzen des Vorjahres er-
heben, 

3. Kredite umschulden. 
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(2) Reichen die Finanzmittel für die Fortsetzung der 
Bauten, der Beschaffungen und der sonstigen Leis-
tungen des Finanzplans nach Absatz 1 Nr. 1 nicht 
aus, so darf die Gemeinde mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde Kredite für Investitionen bis zu einem 
Viertel des Gesamtbetrages der in der Haushaltssat-
zung des Vorjahres festgesetzten Kredite aufneh-
men. Die Gemeinde hat dem Antrag auf Genehmi-
gung eine nach Dringlichkeit geordnete Aufstellung 
der vorgesehenen unaufschiebbaren Investitionen 
beizufügen. Die Genehmigung soll unter dem Ge-
sichtspunkt einer geordneten Haushaltswirtschaft 
erteilt oder versagt werden; sie kann unter Bedin-
gungen und mit Aufl agen erteilt werden. Sie ist in der 
Regel zu versagen, wenn die Kreditverpfl ichtungen 
mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
nicht in Einklang stehen. 

(3) Ist im Fall des § 76 Abs. 1 die Haushaltssatzung bei 
Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt ge-
macht, gelten ergänzend zu den Regelungen der Ab-
sätze 1 und 2 die nachfolgenden Bestimmungen vom 
Beginn des Haushaltsjahres - bei späterer Beschluss-
fassung über die Haushaltssatzung vom Zeitpunkt der 
Beschlussfassung - bis zur Genehmigung des Haus-
haltssicherungskonzeptes: 

1.  Die Gemeinde hat weitergehende haushalts-
wirtschaftliche Beschränkungen für die Beset-
zung von Stellen, andere personalwirtschaft-
liche Maßnahmen und das höchstzulässige 
Aufwandsvolumen des Ergebnishaushalts so-



139

G
O

wie die Regelungen zur Nachweisführung ge-
genüber der Aufsichtsbehörde zu beachten, die 
durch Rechtsverordnung des Innenministeri-
ums im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium festgelegt werden. 

2.  Der in Absatz 2 festgelegte Kreditrahmen kann 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde über-
schritten werden, wenn das Verbot der Kre-
ditaufnahme anderenfalls zu einem nicht auf-
lösbaren Konfl ikt zwischen verschiedenen 
gleichrangigen Rechtspfl ichten der Gemeinde 
führen würde. Die Genehmigung kann unter Be-
dingungen und mit Aufl agen erteilt werden. 

(4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 gelten ab dem 
1. April des Haushaltsjahres bis zur Beschlussfassung 
über einen ausgeglichenen Haushalt oder bis zur Ertei-
lung der Genehmigung für ein Haushaltssicherungs-
konzept auch dann, wenn bis zu dem Termin kein aus-
geglichener Haushalt beschlossen worden ist. 

§ 83 (Fn 27) (Fn 35) Überplanmäßige und außer-
planmäßige Aufwendungen und Auszahlungen

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen sind nur zulässig, wenn sie 
unabweisbar sind. Die Deckung muss jeweils im lau-
fenden Haushaltsjahr gewährleistet sein. Über die Leis-
tung dieser Aufwendungen und Auszahlungen ent-
scheidet der Kämmerer, wenn ein solcher nicht bestellt 
ist, der Bürgermeister, soweit der Rat keine andere Re-
gelung trifft. Der Kämmerer kann mit Zustimmung des 
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Bürgermeisters und des Rates die Entscheidungsbe-
fugnis auf andere Bedienstete übertragen. 

(2) Sind die überplanmäßigen und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Auszahlungen erheblich, be-
dürfen sie der vorherigen Zustimmung des Rates; im 
Übrigen sind sie dem Rat zur Kenntnis zu bringen. § 81 
Abs. 2 bleibt unberührt. 

(3) Für Investitionen, die im folgenden Jahr fortge-
setzt werden, sind überplanmäßige Auszahlungen 
auch dann zulässig, wenn ihre Deckung erst im folgen-
den Jahr gewährleistet ist. Absatz 1 Sätze 3 und 4 und 
Absatz 2 gelten sinngemäß. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 fi nden entsprechende Anwen-
dung auf Maßnahmen, durch die später über- oder 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
entstehen können. 

§ 84 (Fn 27) Mittelfristige Ergebnis- und 
Finanzplanung

Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft eine 
fünfjährige Ergebnis- und Finanzplanung zu Grun-
de zu legen und in den Haushaltsplan einzubezie-
hen. Das erste Planungsjahr ist das laufende Haus-
haltsjahr. Die Ergebnis- und Finanzplanung für die 
dem Haushaltsjahr folgenden drei Planungsjahre soll 
in den einzelnen Jahren ausgeglichen sein. Sie ist mit 
der Haushaltssatzung der Entwicklung anzupassen 
und fortzuführen. 
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§ 85 (Fn 27) Verpfl ichtungsermächtigungen

(1) Verpfl ichtungen zur Leistung von Auszahlungen 
für Investitionen in künftigen Jahren dürfen grund-
sätzlich nur eingegangen werden, wenn der Haus-
haltsplan hierzu ermächtigt. Sie dürfen ausnahms-
weise auch überplanmäßig oder außerplanmäßig 
eingegangen werden, wenn sie unabweisbar sind und 
der in der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbe-
trag der Verpfl ichtungsermächtigungen nicht über-
schritten wird. § 83 Abs. 1 Sätze 3 und 4 gelten sinn-
gemäß. 

(2) Die Verpfl ichtungsermächtigungen gelten bis zum 
Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und, 
wenn die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr 
nicht rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht wird, bis 
zum Erlass dieser Haushaltssatzung. 

§ 86 (Fn 27) Kredite

(1) Kredite dürfen nur für Investitionen unter der Vo-
raussetzung des § 77 Abs. 3 und zur Umschuldung 
aufgenommen werden. Die daraus übernommenen 
Verpfl ichtungen müssen mit der dauernden Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde in Einklang stehen. 

(2) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des 
auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und, wenn 
die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr nicht 
rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum 
Erlass dieser Haushaltssatzung. 
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(3) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde, sobald die Kre-
ditaufnahme nach § 19 des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft be-
schränkt worden ist. Die Einzelgenehmigung kann 
nach Maßgabe der Kreditbeschränkungen versagt 
werden. 

(4) Entscheidungen der Gemeinde über die Begrün-
dung einer Zahlungsverpfl ichtung, die wirtschaftlich 
einer Kreditverpfl ichtung gleichkommt, sind der Auf-
sichtsbehörde unverzüglich, spätestens einen Monat 
vor der rechtsverbindlichen Eingehung der Verpfl ich-
tung, schriftlich anzuzeigen. Absatz 1 Satz 2 gilt sinn-
gemäß. Eine Anzeige ist nicht erforderlich für die Be-
gründung von Zahlungsverpfl ichtungen im Rahmen 
der laufenden Verwaltung. 

(5) Die Gemeinde darf zur Sicherung des Kredits kei-
ne Sicherheiten bestellen. Die Aufsichtsbehörde kann 
Ausnahmen zulassen, wenn die Bestellung von Sicher-
heiten der Verkehrsübung entspricht. 

§ 87 (Fn 27) Sicherheiten und Gewährleistung 
für Dritte

(1) Die Gemeinde darf keine Sicherheiten zugunsten 
Dritter bestellen. Die Aufsichtsbehörde kann Ausnah-
men zulassen. 

(2) Die Gemeinde darf Bürgschaften und Verpfl ichtun-
gen aus Gewährverträgen nur im Rahmen der Erfüllung 



143

G
O

ihrer Aufgaben übernehmen. Die Entscheidung der Ge-
meinde zur Übernahme ist der Aufsichtsbehörde un-
verzüglich, spätestens einen Monat vor der rechtsver-
bindlichen Übernahme, schriftlich anzuzeigen. 

(3) Absatz 2 gilt sinngemäß für Rechtsgeschäfte, die 
den in Absatz 2 genannten Rechtsgeschäften wirt-
schaftlich gleichkommen, insbesondere für die Zu-
stimmung zu Rechtsgeschäften Dritter, aus denen der 
Gemeinde in künftigen Haushaltsjahren Verpfl ichtun-
gen zu Leistungen erwachsen können. 

§ 88 (Fn 27) Rückstellungen

Für dem Grunde oder der Höhe nach ungewisse Ver-
bindlichkeiten, für drohende Verluste aus schweben-
den Geschäften oder laufenden Verfahren oder für 
bestimmte Aufwendungen hat die Gemeinde Rück-
stellungen in angemessener Höhe zu bilden. 

§ 89 (Fn 27) Liquidität

(1) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit durch 
eine angemessene Liquiditätsplanung sicherzustellen. 

(2) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen 
kann die Gemeinde Kredite zur Liquiditätssicherung 
bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten 
Höchstbetrag aufnehmen, soweit dafür keine anderen 
Mittel zur Verfügung stehen. Diese Ermächtigung gilt 
über das Haushaltsjahr hinaus bis zum Erlass der neu-
en Haushaltssatzung. 
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§ 90 (Fn 27) Vermögensgegenstände

(1) Die Gemeinde soll Vermögensgegenstände nur er-
werben, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist oder wird. 

(2) Die Vermögensgegenstände sind pfl eglich und 
wirtschaftlich zu verwalten. Bei Geldanlagen ist auf 
eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen ei-
nen angemessenen Ertrag erbringen. 

(3) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände, die 
sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben in absehbarer Zeit 
nicht braucht, veräußern. Vermögensgegenstände 
dürfen in der Regel nur zu ihrem vollen Wert veräußert 
werden. 

(4) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermö-
gensgegenstandes gilt Absatz 3 sinngemäß. 

(5) Für die Verwaltung und Bewirtschaftung von Ge-
meindewaldungen gelten die Vorschriften dieses Ge-
setzes und des Landesforstgesetzes. 

§ 91 (Fn 27) Inventur, Inventar und 
Vermögensbewertung

(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden Haus-
haltsjahres sämtliche Vermögensgegenstände, Schul-
den und Rechnungsabgrenzungsposten in einer 
Inventur unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Inventur vollständig aufzunehmen und dabei 
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den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und 
Verbindlichkeiten anzugeben (Inventar). 

(2) Für die im Jahresabschluss auszuweisenden Wert-
ansätze gilt: 

1.  Vermögensgegenstände sind höchstens mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
vermindert um die planmäßigen und außerplan-
mäßigen Abschreibungen anzusetzen, 

2.  Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rückzahlungs-
betrag, Rentenverpfl ichtungen, für die eine Ge-
genleistung nicht mehr zu erwarten ist, zu ih-
rem Barwert und Rückstellungen nur in Höhe 
des Betrages anzusetzen, der voraussichtlich 
notwendig ist. 

Die Bewertung ist unter Anwendung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes vorsieht, vorzunehmen. 

§ 92 (Fn 27) Eröffnungsbilanz

(1) Die Gemeinde hat zu Beginn des Haushaltsjahres, 
in dem sie erstmals ihre Geschäftsvorfälle nach dem 
System der doppelten Buchführung erfasst, eine Er-
öffnungsbilanz unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung aufzustellen, soweit 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes 
bestimmt ist. Die Vorschriften der § 95 Abs. 3 und § 96 
sind entsprechend anzuwenden. 
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(2) Die Eröffnungsbilanz und der Anhang haben zum 
Bilanzstichtag unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und der Schuldenlage der Gemeinde zu vermitteln. 

(3) Die Ermittlung der Wertansätze für die Eröff-
nungsbilanz ist auf der Grundlage von vorsichtig 
geschätzten Zeitwerten vorzunehmen. Die in der 
Eröffnungsbilanz angesetzten Werte für die Vermö-
gensgegenstände gelten für die künftigen Haushalts-
jahre als Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
soweit nicht Wertberichtigungen nach Absatz 7 vorge-
nommen werden. 

(4) Die Eröffnungsbilanz und der Anhang sind dahin-
gehend zu prüfen, ob sie ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Lage der Gemeinde 
nach Absatz 2 vermitteln. Die Prüfung erstreckt sich 
darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie er-
gänzenden Bestimmungen beachtet worden sind. 

(5) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Eröff-
nungsbilanz. Er hat die Inventur, das Inventar und die 
Übersicht über örtlich festgelegte Restnutzungsdauern 
der Vermögensgegenstände in seine Prüfung einzube-
ziehen. Über Art und Umfang der Prüfung sowie über das 
Ergebnis der Prüfung ist ein Prüfungsbericht zu erstel-
len. Der Bestätigungsvermerk oder der Vermerk über sei-
ne Versagung ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 
§ 101 Abs. 2 bis 8, § 103 Abs. 4, 5 und 7, § 104 Abs. 4 und 
§ 105 Abs. 8 fi nden entsprechende Anwendung. 
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(6) Die Eröffnungsbilanz unterliegt der überörtlichen 
Prüfung nach § 105. 

(7) Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresab-
schlüsse, dass in der Eröffnungsbilanz Vermögensge-
genstände oder Sonderposten oder Schulden fehler-
haft angesetzt worden sind, so ist der Wertansatz zu 
berichtigen oder nachzuholen. Die Eröffnungsbilanz 
gilt dann als geändert. Eine Berichtigung kann letzt-
mals im vierten der Eröffnungsbilanz folgenden Jah-
resabschluss vorgenommen werden. Vorherige Jah-
resabschlüsse sind nicht zu berichtigen. 

§ 93 (Fn 27) (Fn 35) Finanzbuchhaltung

(1) Die Finanzbuchhaltung hat die Buchführung und 
die Zahlungsabwicklung der Gemeinde zu erledigen. 
Die Buchführung muss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung so beschaf-
fen sein, dass innerhalb einer angemessenen Zeit ein 
Überblick über die wirtschaftliche Lage der Gemein-
de gegeben werden kann. Die Zahlungsabwicklung ist 
ordnungsgemäß und sicher zu erledigen. 

(2) Die Gemeinde hat, wenn sie ihre Finanzbuchhal-
tung nicht nach § 94 durch eine Stelle außerhalb der 
Gemeindeverwaltung besorgen lässt, dafür einen Ver-
antwortlichen und einen Stellvertreter zu bestellen. 

(3) Soweit die ordnungsgemäße Erledigung und die 
Prüfung gewährleistet sind, kann die Finanzbuchhal-
tung für funktional begrenzte Aufgabenbereiche auch 
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durch mehrere Stellen der Verwaltung erfolgen. Ab-
satz 2 bleibt unberührt. 

(4) Die mit der Prüfung und Feststellung des Zahlungs-
anspruches und der Zahlungsverpfl ichtung beauf-
tragten Bediensteten dürfen nicht die Zahlungen der 
Gemeinde abwickeln. Das Gleiche gilt für die mit der 
Rechnungsprüfung beauftragten Bediensteten. 

(5) Der Verantwortliche für die Zahlungsabwicklung 
und sein Stellvertreter dürfen nicht Angehörige des 
Bürgermeisters, des Kämmerers, der Leitung und der 
Prüfer der örtlichen Rechnungsprüfung sowie mit der 
Prüfung beauftragter Dritter sein. 

(6) Die Geschäftsvorfälle der Sondervermögen und 
der Treuhandvermögen sind gesondert abzuwickeln, 
wenn für diese gesonderte Jahresabschlüsse aufge-
stellt werden. 

§ 94 (Fn 27) Übertragung der Finanzbuchhaltung

Die Gemeinde kann ihre Finanzbuchhaltung ganz oder 
zum Teil von einer Stelle außerhalb der Gemeindever-
waltung besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße 
Erledigung und die Prüfung nach den für die Gemein-
de geltenden Vorschriften gewährleistet sind. Satz 1 
gilt nicht für die Zwangsvollstreckung. Die Vorschrif-
ten des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsar-
beit bleiben unberührt. 
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§ 95 (Fn 27) Jahresabschluss

(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden Haus-
haltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in 
dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haus-
haltsjahres nachzuweisen ist. Er muss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanz-
lage der Gemeinde vermitteln und ist zu erläutern. 
Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrech-
nung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der 
Bilanz und dem Anhang. Ihm ist ein Lagebericht bei-
zufügen. 

(2) Am Schluss des Lageberichtes sind für die Mitglie-
der des Verwaltungsvorstands nach § 70, soweit die-
ser nicht zu bilden ist für den Bürgermeister und den 
Kämmerer, sowie für die Ratsmitglieder, auch wenn die 
Personen im Haushaltsjahr ausgeschieden sind, anzu-
geben, 

1.  Familienname mit mindestens einem ausge-
schriebenen Vornamen, 

2. der ausgeübte Beruf, 
3.  die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und an-

deren Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 
des Aktiengesetzes, 

4.  die Mitgliedschaft in Organen von verselbst-
ständigten Aufgabenbereichen der Gemeinde 
in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 
Form, 
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5.  die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privat-
rechtlicher Unternehmen. 

§ 43 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 gelten entsprechend. 

(3) Der Entwurf des Jahresabschlusses wird vom 
Kämmerer aufgestellt und dem Bürgermeister zur 
Bestätigung vorgelegt. Der Bürgermeister leitet den 
von ihm bestätigten Entwurf innerhalb von drei Mo-
naten nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat zur 
Feststellung zu. Soweit er von dem ihm vorgeleg-
ten Entwurf abweicht, kann der Kämmerer dazu eine 
Stellungnahme abgeben. Wird von diesem Recht Ge-
brauch gemacht, hat der Bürgermeister die Stellung-
nahme mit dem Entwurf dem Rat vorzulegen. 

§ 96 (Fn 27) Feststellung des Jahresabschlusses 
und Entlastung

(1) Der Rat stellt bis spätestens 31. Dezember des auf 
das Haushaltsjahr folgenden Jahres den vom Rech-
nungsprüfungsausschuss geprüften Jahresabschluss 
durch Beschluss fest. Zugleich beschließt er über die 
Verwendung des Jahresüberschusses oder die Be-
handlung des Jahresfehlbetrages. In der Beratung des 
Rates über den Jahresabschluss kann der Kämmerer 
seine abweichende Auffassung vertreten. Die Rats-
mitglieder entscheiden über die Entlastung des Bür-
germeisters. Verweigern sie die Entlastung oder spre-
chen sie diese mit Einschränkungen aus, so haben sie 
dafür die Gründe anzugeben. Wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses vom Rat verweigert, so sind 
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die Gründe dafür gegenüber dem Bürgermeister an-
zugeben. 

(2) Der vom Rat festgestellte Jahresabschluss ist der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Jah-
resabschluss ist öffentlich bekannt zu machen und 
danach bis zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

9. Teil Sondervermögen, 

Treuhandvermögen

§ 97 (Fn 14) Sondervermögen

(1) Sondervermögen der Gemeinde sind

1. das Gemeindegliedervermögen, 
2.  das Vermögen der rechtlich unselbstständigen 

örtlichen Stiftungen, 
3.  wirtschaftliche Unternehmen (§ 114) und orga-

nisatorisch verselbstständigte Einrichtungen 
(§ 107 Abs. 2) ohne eigene Rechtspersönlich-
keit, 

4.  rechtlich unselbstständige Versorgungs- und 
Versicherungseinrichtungen. 

(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 un-
terliegen den Vorschriften über die Haushaltswirt-
schaft. Sie sind im Haushaltsplan der Gemeinde ge-
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sondert nachzuweisen. 

(3) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 3 sind die 
Vorschriften des § 75 Abs. 1, Abs. 2 Sätze 1 und 2, Abs. 
6 und 7, der §§ 84 bis 90, des § 92 Abs. 3 und 7 und der 
§§ 93, 94 und 96 sinngemäß anzuwenden. 

(4) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 können 
die für die Wirtschaftsführung und das Rechnungs-
wesen der Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
sinngemäß angewendet werden. Absatz 3 gilt sinn-
gemäß.

§ 98 (Fn 9) Treuhandvermögen

(1) Für rechtlich selbständige örtliche Stiftungen so-
wie Vermögen, die die Gemeinde nach besonderem 
Recht treuhänderisch zu verwalten hat, sind beson-
dere Haushaltspläne aufzustellen und Sonderrech-
nungen zu führen. Die Vorschriften des § 75 Abs. 1, 
Abs. 2 Sätze 1 und 2, Abs. 6 und 7, der §§ 78 bis 80, 
82 bis 87, 89, 90, 93 und 94 sowie § 96 Abs. 1 sind 
sinngemäß anzuwenden, soweit nicht Vorschriften 
des Stiftungsgesetzes entgegen stehen. Die §§ 78 
und 80 sind mit der Maßgabe sinngemäß anzuwen-
den, dass an die Stelle der Haushaltssatzung der Be-
schluss über den Haushaltsplan tritt und von der öf-
fentlichen Bekanntgabe und dem Verfügbarhalten 
zur Einsichtnahme nach § 80 Abs. 3 und 6 abgesehen 
werden kann.

(2) Unbedeutendes Treuhandvermögen kann im Haus-



153

G
O

halt der Gemeinde gesondert nachgewiesen werden.

(3) Mündelvermögen sind abweichend von den Ab-
sätzen 1 und 2 nur im Jahresabschluss gesondert 
nachzuweisen.

(4) Besondere gesetzliche Vorschriften oder Bestim-
mungen des Stifters bleiben unberührt.

§ 99 Gemeindegliedervermögen

(1) Für die Nutzung des Gemeindevermögens, dessen 
Ertrag nach bisherigem Recht nicht der Gemeinde, 
sondern sonstigen Berechtigten zusteht (Gemeinde-
gliedervermögen), bleiben die bisherigen Vorschriften 
und Gewohnheiten unberührt.

(2) Gemeindegliedervermögen darf nicht in Privat-
vermögen der Nutzungsberechtigten umgewandelt 
werden. Es kann in freies Gemeindevermögen umge-
wandelt werden, wenn die Umwandlung aus Gründen 
des Gemeinwohls geboten ist. Den bisher Berechtig-
ten ist ein Einkaufsgeld zurückzuzahlen, durch wel-
ches sie das Recht zur Teilnahme an der Nutzung des 
Gemeindegliedervermögens erworben haben. Soweit 
nach den bisher geltenden rechtlichen Vorschriften 
Nutzungsrechte am Gemeindegliedervermögen den 
Berechtigten gegen ihren Willen nicht entzogen oder 
geschmälert werden dürfen, muss von der Gemeinde 
bei der Umwandlung eine angemessene Entschädi-
gung gezahlt werden. Handelt es sich um Nutzungs-
rechte an landwirtschaftlich genutzten Grundstü-
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cken, so kann die Entschädigung auch durch Hergabe 
eines Teils derjenigen Grundstücke gewährt werden, 
an denen die Nutzungsrechte bestehen.

(3) Gemeindevermögen darf nicht in Gemeindeglie-
dervermögen umgewandelt werden.

§ 100 Örtliche Stiftungen

(1) Örtliche Stiftungen sind die Stiftungen des priva-
ten Rechts, die nach dem Willen des Stifters von einer 
Gemeinde verwaltet werden und die überwiegend ört-
lichen Zwecken dienen. Die Gemeinde hat die örtlichen 
Stiftungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu 
verwalten, soweit nicht durch Gesetz oder Stifter an-
deres bestimmt ist. Das Stiftungsvermögen ist von 
dem übrigen Gemeindevermögen getrennt zu halten 
und so anzulegen, dass es für seinen Verwendungs-
zweck greifbar ist.

(2) Die Umwandlung des Stiftungszwecks, die Zu-
sammenlegung und die Aufhebung von rechtlich un-
selbständigen Stiftungen stehen der Gemeinde zu; 
sie bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehör-
de.

(3) Gemeindevermögen darf nur im Rahmen der Auf-
gabenerfüllung der Gemeinde und nur dann in Stif-
tungsvermögen eingebracht werden, wenn der mit der 
Stiftung verfolgte Zweck auf andere Weise nicht er-
reicht werden kann.
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10. Teil Rechnungsprüfung

§ 101 (Fn 10) Prüfung des Jahresabschlusses, 
Bestätigungsvermerk

(1) Der Jahresabschluss ist vom Rechnungsprü-
fungsausschuss dahingehend zu prüfen, ob er ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanz-
lage der Gemeinde unter Beachtung der Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ergibt. Die Prü-
fung des Jahresabschlusses erstreckt sich darauf, 
ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergän-
zenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Be-
stimmungen beachtet worden sind. In die Prüfung 
sind die Buchführung, die Inventur, das Inventar und 
die Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdau-
ern der Vermögensgegenstände einzubeziehen. Der 
Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Jah-
resabschluss in Einklang steht und ob seine sonsti-
gen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der 
Gemeinde erwecken. Der Rechnungsprüfungsaus-
schuss hat über Art und Umfang der Prüfung sowie 
über das Ergebnis der Prüfung einen Prüfungsbericht 
zu erstellen. Der Bestätigungsvermerk oder der Ver-
merk über seine Versagung ist in den Prüfungsbe-
richt aufzunehmen. 

(2) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch den 
Rechnungsprüfungsausschuss an den Rat ist dem 
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Bürgermeister Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
Prüfungsergebnis zu geben. Soweit der Kämmerer 
von seinem Recht nach § 95 Abs. 3 Satz 3 Gebrauch 
gemacht hat, ist ihm ebenfalls Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss hat das Ergeb-
nis der Prüfung in einem Bestätigungsvermerk zusam-
menzufassen. Der Bestätigungsvermerk hat Gegen-
stand, Art und Umfang der Prüfung zu beschreiben 
und dabei die angewandten Rechnungslegungsgrund-
sätze und Prüfungsgrundsätze anzugeben. Er hat fer-
ner eine Beurteilung des Prüfungsergebnisses zu ent-
halten, die zweifelsfrei ergeben muss, ob

1.  ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk 
erteilt wird,

2.  ein eingeschränkter Bestätigungsvermerk er-
teilt wird,

3.  der Bestätigungsvermerk auf Grund von Bean-
standungen versagt wird oder

4.  der Bestätigungsvermerk deshalb versagt wird, 
weil der Prüfer nicht in der Lage ist, eine Beur-
teilung vorzunehmen.

Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses soll allge-
meinverständlich und problemorientiert unter Be-
rücksichtigung des Umstandes erfolgen, dass Rat und 
Verwaltungsvorstand den Abschluss zu verantworten 
haben. Auf Risiken, die die stetige Aufgabenerfüllung 
und die Haushaltswirtschaft der Gemeinde gefährden, 
ist gesondert einzugehen.
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(4) In einem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk (Absatz 3 Satz 3 Nr. 1) ist zu erklären, dass die 
durchgeführte Prüfung zu keinen Beanstandungen ge-
führt hat, der Jahresabschluss auf Grund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse den gesetzlichen 
Vorschriften, Satzungen und sonstigen ortsrechtli-
chen Bestimmungen entspricht und unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzla-
ge der Gemeinde vermittelt. Dieser Bestätigungsver-
merk kann um Hinweise ergänzt werden, die ihn nicht 
einschränken. 

(5) Werden Beanstandungen ausgesprochen, ist die 
Erklärung nach Absatz 4 Satz 1 einzuschränken oder zu 
versagen. Ein eingeschränkter Bestätigungsvermerk 
darf nur erteilt werden, wenn der geprüfte Jahresab-
schluss unter Beachtung der vom Prüfer vorgenom-
menen, in ihrer Tragweite erkennbaren Einschränkung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen im Wesentlichen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Er-
trags- und Finanzlage der Gemeinde vermittelt (Ab-
satz 3 Satz 3 Nr. 2). Sind die Beanstandungen so er-
heblich, dass kein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Er-
trags- und Finanzlage der Gemeinde mehr vermittelt 
wird, ist der Bestätigungsvermerk zu versagen (Ab-
satz 3 Satz 3 Nr. 3). Der Bestätigungsvermerk ist auch 
dann zu versagen, wenn der Prüfer nach Ausschöp-
fung aller angemessenen Möglichkeiten zur Klärung 
des Sachverhaltes nicht in der Lage ist, eine Beurtei-
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lung abzugeben (Absatz 3 Satz 3 Nr. 4). Die Versagung 
ist in einem Vermerk, der nicht als Bestätigungsver-
merk zu bezeichnen ist, aufzunehmen. Die Einschrän-
kung oder Versagung ist zu begründen.

(6) Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses hat sich 
auch darauf zu erstrecken, ob der Lagebericht mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht und insgesamt eine 
zutreffende Vorstellung von der Vermögens-, Schul-
den-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermit-
telt. Dabei ist auch darauf einzugehen, ob die Chancen 
und Risiken für die künftige Entwicklung der Gemein-
de zutreffend dargestellt sind. 

(7) Der Bestätigungsvermerk oder der Vermerk über 
die Versagung ist unter Angabe von Ort und Tag vom 
Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses zu 
unterzeichnen.

(8) In Gemeinden, in denen eine örtliche Rech-
nungsprüfung besteht, bedient sich der Rechnungs-
prüfungsausschuss zur Durchführung der Prüfung 
dieser Rechnungsprüfung. Die örtliche Rechnungs-
prüfung oder Dritte als Prüfer haben im Rahmen ih-
rer Prüfung einen Bestätigungsvermerk oder einen 
Vermerk über seine Versagung nach den Absätzen 3 
bis 7 abzugeben.

§ 102 (Fn 10) Örtliche Rechnungsprüfung

(1) Kreisfreie Städte, Große und Mittlere kreisangehö-
rige Städte haben eine örtliche Rechnungsprüfung ein-
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zurichten. Die übrigen Gemeinden sollen sie einrichten, 
wenn ein Bedürfnis hierfür besteht und die Kosten in 
angemessenem Verhältnis zum Nutzen stehen.

(2) Kreisangehörige Gemeinden können mit dem Kreis 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit dem Inhalt 
abschließen, dass die örtliche Rechnungsprüfung des 
Kreises die Aufgaben der örtlichen Rechnungsprü-
fung in einer Gemeinde gegen Kostenerstattung wahr-
nimmt. Die Vereinbarung kann auch vorsehen, dass 
die Rechnungsprüfung des Kreises nur einzelne Auf-
gabengebiete der Rechnungsprüfung in der Gemein-
de wahrnimmt. Soweit die örtliche Rechnungsprüfung 
des Kreises die Rechnungsprüfung in der Gemeinde 
wahrnimmt, bedient sich der Rechnungsprüfungsaus-
schuss der Gemeinde bei der Erfüllung seiner Aufga-
ben der Rechnungsprüfung des Kreises.

(3) Absatz 1 fi ndet für kreisangehörige Gemeinden 
keine Anwendung, bei denen die örtliche Rechnungs-
prüfung des Kreises gemäß Absatz 2 Satz 1 die örtli-
che Rechnungsprüfung bei der Gemeinde wahrnimmt.

§ 103 (Fn 10) Aufgaben der örtlichen Rechnungs-
prüfung

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung hat folgende Auf-
gaben:

1.  die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde,
2.  die Prüfung der Jahresabschlüsse der in § 97 Abs. 

1 Nrn. 1, 2 und 4 benannten Sondervermögen,
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3. die Prüfung des Gesamtabschlusses,
4.  die laufende Prüfung der Vorgänge in der Fi-

nanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prüfung 
des Jahresabschlusses,

5.  die dauernde Überwachung der Zahlungsab-
wicklung der Gemeinde und ihrer Sonderver-
mögen sowie die Vornahme der Prüfungen,

6.  bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit 
Hilfe automatisierter Datenverarbeitung (DV-
Buchführung) der Gemeinde und ihrer Sonder-
vermögen die Prüfung der Programme vor ihrer 
Anwendung,

7.  die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 100 
Abs.4 der Landeshaushaltsordnung,

8. die Prüfung von Vergaben.

In die Prüfung des Jahresabschlusses nach Nummer 
1 sind die Entscheidungen und Verwaltungsvorgänge 
aus delegierten Aufgaben auch dann einzubeziehen, 
wenn die Zahlungsvorgänge selbst durch den Träger 
der Aufgabe vorgenommen werden und insgesamt fi -
nanziell von erheblicher Bedeutung sind.

(2) Der Rat kann der örtlichen Rechnungsprüfung 
weitere Aufgaben übertragen, insbesondere

1.  die Prüfung der Verwaltung auf Zweckmäßigkeit 
und Wirtschaftlichkeit,

2.  die Prüfung der Betätigung der Gemeinde als 
Gesellschafter, Aktionär oder Mitglied in Gesell-
schaften und anderen Vereinigungen des priva-
ten Rechts oder in der Rechtsform der Anstalt 
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des öffentlichen Rechts gemäß § 114a sowie 
die Buch- und Betriebsprüfung, die sich die Ge-
meinde bei einer Beteiligung, bei der Hingabe 
eines Darlehens oder sonst vorbehalten hat.

(3) Der Bürgermeister kann innerhalb seines Amts-
bereichs unter Mitteilung an den Rechnungsprüfungs-
ausschuss der örtlichen Rechnungsprüfung Aufträge 
zur Prüfung erteilen.

(4) Der Prüfer kann für die Durchführung seiner Prü-
fung nach den Absätzen 1 bis 3 Aufklärung und Nach-
weise verlangen, die für eine sorgfältige Prüfung not-
wendig sind. Der Prüfer hat die Rechte nach Satz 1 
auch gegenüber den Abschlussprüfern der verselbst-
ständigten Aufgabenbereiche.

(5) Die örtliche Rechnungsprüfung kann sich mit Zu-
stimmung des Rechnungsprüfungsausschusses Drit-
ter als Prüfer bedienen. 

(6) Bei den Aufgaben nach § 103 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 ha-
ben die Prüfer im Rahmen ihrer Prüfung einen Bestä-
tigungsvermerk oder einen Vermerk über seine Versa-
gung nach § 101 Abs. 3 bis 7 abzugeben.

(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein,

1.  wenn er Mitglied des Rates, Angehöriger des 
Bürgermeisters, des Kämmerers oder des Ver-
antwortlichen für die Zahlungsabwicklung oder 
seines Stellvertreters ist,
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2.  wenn er Beschäftigter der verselbstständigten 
Aufgabenbereiche der Gemeinde ist, die in öf-
fentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form 
geführt werden, oder diesen in den letzten drei 
Jahren vor der Bestellung als Prüfer angehört 
hat,

3.  wenn er in den letzten fünf Jahren mehr als drei-
ßig vom Hundert der Gesamteinnahmen aus 
seiner berufl ichen Tätigkeit aus der Prüfung 
und Beratung der zu prüfenden Gemeinde und 
der verselbstständigten Aufgabenbereiche der 
Gemeinde, die in öffentlich-rechtlicher oder in 
privatrechtlicher Form geführt werden, bezo-
gen hat und dies auch im laufenden Jahr zu er-
warten ist. Verselbstständigte Aufgabenbe-
reiche der Gemeinde in privatrechtlicher Form 
müssen nur einbezogen werden, wenn die Ge-
meinde mehr als zwanzig vom Hundert der An-
teile daran besitzt.

§ 104 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 104 (Fn 10) (Fn 35) Leitung und Prüfer der 
örtlichen Rechnungsprüfung

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem Rat unmit-
telbar verantwortlich und in ihrer sachlichen Tätigkeit 
ihm unmittelbar unterstellt. Sie ist von fachlichen Wei-
sungen frei.

(2) Der Rat bestellt die Leitung der örtlichen Rech-
nungsprüfung und die Prüfer und beruft sie ab. Die 
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Leitung und die Prüfer können nicht Mitglieder des 
Rates sein und dürfen eine andere Stellung in der Ge-
meinde nur innehaben, wenn dies mit ihren Prüfungs-
aufgaben vereinbar ist. Sie dürfen nicht Zahlungen der 
Gemeinde abwickeln.

(3) Die Leitung der örtlichen Rechnungsprüfung darf 
nicht Angehöriger des Bürgermeisters, des Kämme-
rers oder des für die Zahlungsabwicklung Verantwort-
lichen und dessen Stellvertreters sein.

(4) Für die Aufgaben nach § 103 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 dür-
fen die Prüfer nicht an der Führung der Bücher oder an 
der Aufstellung des Jahresabschlusses oder des Ge-
samtabschlusses mitgewirkt haben.

§ 105 (Fn 20) Überörtliche Prüfung

(1) Die überörtliche Prüfung als Teil der allgemeinen 
Aufsicht des Landes über die Gemeinden ist Aufgabe 
der Gemeindeprüfungsanstalt.

(2) Die Gemeindeprüfungsanstalt ist bei der Durch-
führung ihrer Aufgaben unabhängig und an Weisun-
gen nicht gebunden.

(3) Die überörtliche Prüfung erstreckt sich darauf, ob

1.  bei der Haushaltswirtschaft der Gemeinden so-
wie ihrer Sondervermögen die Gesetze und die 
zur Erfüllung von Aufgaben ergangenen Wei-
sungen (§ 3 Abs. 2) eingehalten und die zweck-
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gebundenen Staatszuweisungen bestimmungs-
gemäß verwendet worden sind,

2.  die Buchführung und die Zahlungsabwicklung 
ordnungsgemäß durchgeführt worden sind.

3.  Die überörtliche Prüfung stellt zudem fest, ob 
die Gemeinde sachgerecht und wirtschaftlich 
verwaltet wird. Dies kann auch auf vergleichen-
der Grundlage geschehen.

Bei der Prüfung sind vorhandene Ergebnisse der örtli-
chen Rechnungsprüfung zu berücksichtigen.

(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt teilt das Prüfungs-
ergebnis in Form eines Prüfberichts

1. der geprüften Gemeinde,
2. den Aufsichtsbehörden und
3.  den Fachaufsichtsbehörden, soweit ihre Zu-

ständigkeit berührt ist,

mit.

(5) Der Bürgermeister legt den Prüfungsbericht dem 
Rechnungsprüfungsausschuss zur Beratung vor. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss unterrichtet den Rat 
über den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts 
sowie über das Ergebnis seiner Beratungen.

(6) Die Gemeinde hat zu den Beanstandungen des 
Prüfungsberichts gegenüber der Gemeindeprüfungs-
anstalt und der Aufsichtsbehörde innerhalb einer da-
für bestimmten Frist Stellung zu nehmen.
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(7) Die Gemeindeprüfungsanstalt soll Körperschaf-
ten, Anstalten, Stiftungen und Verbände und Einrich-
tungen des öffentlichen Rechts 

1.  in Fragen der Organisation und Wirtschaftlich-
keit der Verwaltung und

2.  in bautechnischen Fragen, die mit der Aus-
schreibung, Vergabe und Abrechnung von bau-
lichen Maßnahmen zusammenhängen auf An-
trag beraten. Sonstige im öffentlichen Interesse 
tätige juristische Personen kann sie in diesen 
Fragen auf Antrag beraten.

(8) Werden Prüfungsaufgaben nach § 92 Abs. 5 oder 
nach § 103 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 durch Prüfer der Ge-
meindeprüfungsanstalt bei den Gemeinden durchge-
führt oder haben sie daran mitgewirkt, dürfen diese 
Prüfer nicht an der überörtlichen Prüfung der Gemein-
de mitwirken.

§ 106 (Fn 21) Jahresabschlussprüfung der Eigen-
betriebe

(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht des Ei-
genbetriebes sind zu prüfen (Jahresabschlussprü-
fung). In die Prüfung des Jahresabschlusses ist die 
Buchführung einzubeziehen. Die Prüfung des Jahres-
abschlusses erstreckt sich darauf, ob die gesetzlichen 
Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet 
sind. Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob sei-
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ne sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung 
von der Lage des Unternehmens erwecken. Über die 
Prüfung ist schriftlich zu berichten. Im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung ist in entsprechender An-
wendung des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Haushalts-
grundsätzegesetzes ferner die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung zu prüfen und über die wirt-
schaftlich bedeutsamen Sachverhalte zu berichten. 
Die Kosten der Jahresabschlussprüfung trägt der Be-
trieb. Eine Befreiung von der Jahresabschlussprüfung 
ist zulässig; sie kann befristet und mit Aufl agen ver-
bunden werden.

(2) Die Jahresabschlussprüfung obliegt der Gemeinde-
prüfungsanstalt. Die Gemeindeprüfungsanstalt bedient 
sich zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung ei-
nes Wirtschaftsprüfers, einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft oder in Einzelfällen eines hierzu befähigten 
eigenen Prüfers. Die Gemeinde kann einen Wirtschafts-
prüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vor-
schlagen. Die Gemeindeprüfungsanstalt soll dem 
Vorschlag der Gemeinde folgen. Die Gemeindeprü-
fungsanstalt kann zulassen, dass der Betrieb im Ein-
vernehmen mit der Gemeindeprüfungsanstalt einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft unmittelbar mit der Prüfung beauftragt. Die 
Gemeindeprüfungsanstalt teilt das Prüfungsergebnis 
in Form des Prüfungsberichts der betroffenen Gemein-
de mit. § 105 Abs. 5 und 6 gilt entsprechend. Wenn Ver-
anlassung dazu besteht oder auf Anforderung, teilt die 
Gemeindeprüfungsanstalt das Prüfungsergebnis den 
Kommunal- und den Fachaufsichtsbehörden mit.
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Ein-
richtungen, die gemäß § 107 Abs. 2 entsprechend den 
Vorschriften über das Rechnungswesen der Eigenbe-
triebe geführt werden.

11. Teil: Wirtschaftliche Betätigung

und nichtwirtschaftliche Betätigung

§ 107 (Fn 16) Zulässigkeit wirtschaftlicher 
Betätigung

(1) Die Gemeinde darf sich zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben wirtschaftlich betätigen, wenn

1.  ein dringender öffentlicher Zweck die Betäti-
gung erfordert,

2.  die Betätigung nach Art und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfä-
higkeit der Gemeinde steht und

3.  bei einem Tätigwerden außerhalb der Energie-
versorgung, der Wasserversorgung, des öffent-
lichen Verkehrs sowie des Betriebes von Tele-
kommunikationsleitungsnetzen einschließlich 
der Telefondienstleistungen der dringende öf-
fentliche Zweck durch andere Unternehmen 
nicht ebenso gut und wirtschaftlich erfüllt wer-
den kann.

Das Betreiben eines Telekommunikationsnetzes um-
fasst nicht den Vertrieb und/oder die Installation von 
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Endgeräten von Telekommunikationsanlagen. Als 
wirtschaftliche Betätigung ist der Betrieb von Unter-
nehmen zu verstehen, die als Hersteller, Anbieter oder 
Verteiler von Gütern oder Dienstleistungen am Markt 
tätig werden, sofern die Leistung ihrer Art nach auch 
von einem Privaten mit der Absicht der Gewinnerzie-
lung erbracht werden könnte.

(2) Als wirtschaftliche Betätigung im Sinne dieses Ab-
schnitts gilt nicht der Betrieb von

1.  Einrichtungen, zu denen die Gemeinde gesetz-
lich verpfl ichtet ist,

2.  öffentlichen Einrichtungen, die für die soziale 
und kulturelle Betreuung der Einwohner erfor-
derlich sind, insbesondere Einrichtungen auf 
den Gebieten

–  Erziehung, Bildung oder Kultur (Schulen, Volks-
hochschulen, Tageseinrichtungen für Kinder 
und sonstige Einrichtungen der Jugendhilfe, Bi-
bliotheken, Museen, Ausstellungen, Opern, The-
ater, Kinos, Bühnen, Orchester, Stadthallen, Be-
gegnungsstätten),

–  Sport oder Erholung (Sportanlagen, zoologische 
und botanische Gärten, Wald-, Park- und Garten-
anlagen, Herbergen, Erholungsheime, Bäder, Ein-
richtungen zur Veranstaltung von Volksfesten),

–  Gesundheits- oder Sozialwesen (Krankenhäu-
ser, Bestattungseinrichtungen, Sanatorien, Kur-
parks, Senioren- und Behindertenheime, Frauen-
häuser, soziale und medizinische Beratungs-
stellen),
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3.  Einrichtungen, die der Straßenreinigung, der 
Wirtschaftsförderung, der Fremdenverkehrs-
förderung oder der Wohnraumversorgung die-
nen,

4.  Einrichtungen des Umweltschutzes, insbeson-
dere der Abfallentsorgung oder Abwasserbe-
seitigung sowie des Messe- und Ausstellungs-
wesens,

5.  Einrichtungen, die ausschließlich der Deckung 
des Eigenbedarfs von Gemeinden und Gemein-
deverbänden dienen.

Auch diese Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem 
öffentlichen Zweck vereinbar ist, nach wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten zu verwalten und können ent-
sprechend den Vorschriften über die Eigenbetriebe 
geführt werden. Das Innenministerium kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass Einrichtungen, 
die nach Art und Umfang eine selbständige Betriebs-
führung erfordern, ganz oder teilweise nach den für 
die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften zu führen 
sind; hierbei können auch Regelungen getroffen wer-
den, die von einzelnen der für die Eigenbetriebe gel-
tenden Vorschriften abweichen.

(3) Die wirtschaftliche Betätigung außerhalb des Ge-
meindegebietes ist nur zulässig, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vorliegen und die berechtigten 
Interessen der betroffenen kommunalen Gebietskör-
perschaften gewahrt sind. Bei der Versorgung mit 
Strom und Gas gelten nur die Interessen als berech-
tigt, die nach den Vorschriften des Energiewirtschafts-
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gesetzes eine Einschränkung des Wettbewerbs zulas-
sen. Die Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung 
auf ausländischen Märkten ist nur zulässig, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 
vorliegen. Die Aufnahme einer solchen Betätigung be-
darf der Genehmigung.

(4) Die nichtwirtschaftliche Betätigung außerhalb des 
Gemeindegebiets ist nur zulässig, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 vorliegen 
und die berechtigten Interessen der betroffenen kom-
munalen Gebietskörperschaften gewahrt sind. Diese 
Voraussetzungen gelten bei in den Krankenhausplan 
des Landes aufgenommenen Krankenhäusern als er-
füllt. Die Aufnahme einer nichtwirtschaftlichen Betäti-
gung auf ausländischen Märkten ist nur zulässig, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 
Nr. 2 vorliegen. Die Aufnahme einer solchen Betäti-
gung bedarf der Genehmigung.

(5) Vor der Entscheidung über die Gründung von bzw. 
die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an Unter-
nehmen im Sinne des Absatzes 1 ist der Rat auf der 
Grundlage einer Marktanalyse über die Chancen und 
Risiken des beabsichtigten wirtschaftlichen Engage-
ments und über die Auswirkungen auf das Handwerk 
und die mittelständische Wirtschaft zu unterrichten. 
Den örtlichen Selbstverwaltungsorganisationen von 
Handwerk, Industrie und Handel und der für die Be-
schäftigten der jeweiligen Branche handelnden Ge-
werkschaften ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
den Marktanalysen zu geben.
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(6) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht er-
richten, übernehmen oder betreiben.

(7) Für das öffentliche Sparkassenwesen gelten die 
dafür erlassenen besonderen Vorschriften.

§ 108 (Fn 22) Unternehmen und Einrichtungen 
des privaten Rechts

(1) Die Gemeinde darf Unternehmen und Einrichtun-
gen in einer Rechtsform des privaten Rechts nur grün-
den oder sich daran beteiligen, wenn

1.  bei Unternehmen (§ 107 Abs. 1) die Vorausset-
zungen des § 107 Abs. 1 Satz 1 gegeben sind,

2.  bei Einrichtungen (§ 107 Abs. 2) die Voraus-
setzungen des § 8 Abs. 1 gegeben sind und ein 
wichtiges Interesse der Gemeinde an der Grün-
dung oder der Beteiligung vorliegt,

3.  eine Rechtsform gewählt wird, welche die Haf-
tung der Gemeinde auf einen bestimmten Be-
trag begrenzt,

4.  die Einzahlungsverpfl ichtung der Gemeinde in 
einem angemessenen Verhältnis zu ihrer Leis-
tungsfähigkeit steht,

5.  die Gemeinde sich nicht zur Übernahme von 
Verlusten in unbestimmter oder unangemesse-
ner Höhe verpfl ichtet,

6.  die Gemeinde einen angemessenen Einfl uss, 
insbesondere in einem Überwachungsorgan, 
erhält und dieser durch Gesellschaftsvertrag, 
Satzung oder in anderer Weise gesichert wird,
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7.  das Unternehmen oder die Einrichtung durch 
Gesellschaftsvertrag, Satzung oder sonstiges 
Organisationsstatut auf den öffentlichen Zweck 
ausgerichtet wird,

8.  bei Unternehmen und Einrichtungen in Gesell-
schaftsform gewährleistet ist, dass der Jahres-
abschluss und der Lagebericht, soweit nicht 
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten 
oder andere gesetzliche Vorschriften entge-
genstehen, aufgrund des Gesellschaftsvertra-
ges oder der Satzung in entsprechender An-
wendung der Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches für große Kapital-
gesellschaften aufgestellt und ebenso oder in 
entsprechender Anwendung der für Eigenbe-
triebe geltenden Vorschriften geprüft werden.

9.  bei Unternehmen der Telekommunikation ein-
schließlich von Telefondienstleistungen nach 
§ 107 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 im Gesellschaftsver-
trag die unmittelbare oder im Rahmen einer 
Schachtelbeteiligung die mittelbare Haftung 
der Gemeinde auf den Anteil der Gemein-
de bzw. des kommunalen Unternehmens am 
Stammkapital beschränkt ist. Zur Wahrneh-
mung gleicher Wettbewerbschancen darf die 
Gemeinde für diese Unternehmen weder Kre-
dite nach Maßgabe kommunalwirtschaftlicher 
Vorzugskonditionen in Anspruch nehmen noch 
Bürgschaften und Sicherheiten i.S. von § 87 
leisten.
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Die Aufsichtsbehörde kann von den Vorschriften der 
Nummern 3, 5 und 8 in begründeten Fällen Ausnahmen 
zulassen.

(2) Gehören einer Gemeinde mehr als 50 vom Hun-
dert der Anteile an einem Unternehmen oder einer 
Einrichtung in Gesellschaftsform, muss sie darauf hin-
wirken, dass

1.  in sinngemäßer Anwendung der für die Eigenbe-
triebe geltenden Vorschriften
a)  für jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan 

aufgestellt wird,
b)  der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Fi-

nanzplanung zugrunde gelegt und der Ge-
meinde zur Kenntnis gebracht wird,

c)  die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Verwendung des Ergebnisses sowie das Er-
gebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts unbeschadet der be-
stehenden gesetzlichen Offenlegungspfl ich-
ten öffentlich bekannt gemacht werden und 
der Jahresabschluss und der Lagebericht 
bis zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme verfügbar ge-
halten werden,

2.  in dem Lagebericht oder in Zusammenhang da-
mit zur Einhaltung der öffentlichen Zweckset-
zung und zur Zweckerreichung Stellung genom-
men wird,
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3.  nach den Wirtschaftsgrundsätzen (§ 109) ver-
fahren wird, wenn die Gesellschaft ein Unter-
nehmen betreibt.

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Bericht 
über die Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung 
sind dem Haushaltsplan als Anlage beizufügen. Ge-
hört der Gemeinde zusammen mit anderen Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden die Mehrheit der Anteile an 
einem Unternehmen oder an einer Einrichtung, soll sie 
auf eine Wirtschaftsführung nach Maßgabe des Satzes 
1 Nr. 1 a) und b) sowie Nr. 2 und Nr. 3 hinwirken.

(3) Die Gemeinde darf unbeschadet des Absatzes 1 
Unternehmen und Einrichtungen in der Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft nur gründen, übernehmen, 
wesentlich erweitern oder sich daran beteiligen, wenn 
der öffentliche Zweck nicht ebenso gut in einer ande-
ren Rechtsform erfüllt wird oder erfüllt werden kann.

(4) Die Gemeinde darf unbeschadet des Absatzes 1 
Unternehmen und Einrichtungen in der Rechtsform ei-
ner Gesellschaft mit beschränkter Haftung nur grün-
den oder sich daran beteiligen, wenn durch die Ausge-
staltung des Gesellschaftsvertrags sichergestellt ist, 
dass 

1.  die Gesellschafterversammlung auch beschließt 
über
a)  den Abschluss und die Änderungen von Un-

ternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 
und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes,
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b)  den Erwerb und die Veräußerung von Unter-
nehmen und Beteiligungen,

c)  den Wirtschaftsplan, die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Verwendung des 
Ergebnisses sowie

d)  die Bestellung und die Abberufung der Ge-
schäftsführer, soweit dies nicht der Gemein-
de vorbehalten ist, und

2.  der Rat den von der Gemeinde bestellten oder 
auf Vorschlag der Gemeinde gewählten Mit-
gliedern des Aufsichtsrats Weisungen erteilen 
kann, soweit die Bestellung eines Aufsichtsra-
tes gesetzlich nicht vorgeschrieben ist.

(5) Vertreter der Gemeinde in einer Gesellschaft, an 
der Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweckver-
bände unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 25 vom 
Hundert beteiligt sind, dürfen

a)   der Gründung einer anderen Gesellschaft oder 
einer anderen Vereinigung in einer Rechtsform 
des privaten Rechts, einer Beteiligung sowie 
der Erhöhung einer Beteiligung der Gesell-
schaft an einer anderen Gesellschaft oder ei-
ner anderen Vereinigung in einer Rechtsform 
des privaten Rechts nur zustimmen, wenn

 –  die vorherige Entscheidung des Rates vor-
liegt,

 –  für die Gemeinde selbst die Gründungs- bzw. 
Beteiligungsvoraussetzungen vorliegen und

 –  sowohl die Haftung der gründenden Gesell-
schaft als auch die Haftung der zu gründen-
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den Gesellschaft oder Vereinigung durch 
ihre Rechtsform auf einen bestimmten Be-
trag begrenzt sind oder

 –  sowohl die Haftung der sich beteiligenden 
Gesellschaft als auch die Haftung der Gesell-
schaft oder Vereinigung, an der eine Beteili-
gung erfolgt, durch ihre Rechtsform auf ei-
nen bestimmten Betrag begrenzt sind;

b)   einem Beschluss der Gesellschaft zu einer we-
sentlichen Änderung des Gesellschaftszwecks 
oder sonstiger wesentlicher Änderungen des 
Gesellschaftsvertrages nur nach vorheriger 
Entscheidung des Rates zustimmen.

In den Fällen von Satz 1 Buchstabe a) gilt Absatz 1 
Satz 2 entsprechend. Als Vertreter der Gemeinde im 
Sinne von Satz 1 gelten auch Geschäftsführer, Vor-
standsmitglieder und Mitglieder von sonstigen Orga-
nen und ähnlichen Gremien der Gesellschaft, die von 
der Gemeinde oder auf ihre Veranlassung oder ihren 
Vorschlag in das Organ oder Gremium entsandt oder 
gewählt worden sind. Beruht die Entsendung oder 
Wahl auf der Veranlassung oder dem Vorschlag meh-
rerer Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweck-
verbände, so bedarf es der Entscheidung nur des 
Organs, auf das sich die beteiligten Gemeinden und 
Gemeindeverbände oder Zweckverbände geeinigt 
haben. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit ihnen 
zwingende Vorschriften des Gesellschaftsrechts ent-
gegenstehen.
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(6) Die Gemeinde kann einen einzelnen Geschäftsan-
teil an einer eingetragenen Kreditgenossenschaft er-
werben, wenn eine Nachschusspfl icht ausgeschlos-
sen oder die Haftungssumme auf einen bestimmten 
Betrag beschränkt ist.

§ 109 Wirtschaftsgrundsätze

(1) Die Unternehmen und Einrichtungen sind so zu 
führen, zu steuern und zu kontrollieren, dass der öf-
fentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. Unternehmen 
sollen einen Ertrag für den Haushalt der Gemeinde ab-
werfen, soweit dadurch die Erfüllung des öffentlichen 
Zwecks nicht beeinträchtigt wird.

(2) Der Jahresgewinn der wirtschaftlichen Unterneh-
men als Unterschied der Erträge und Aufwendungen 
soll so hoch sein, dass außer den für die technische 
und wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens 
notwendigen Rücklagen mindestens eine marktübli-
che Verzinsung des Eigenkapitals erwirtschaftet wird.

§ 110 Verbot des Missbrauchs wirtschaftlicher 
Machtstellung

Bei Unternehmen, für die kein Wettbewerb gleicharti-
ger Unternehmen besteht, dürfen der Anschluss und 
die Belieferung nicht davon abhängig gemacht wer-
den, dass auch andere Leistungen oder Lieferungen 
abgenommen werden.
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§ 111 (Fn 35) Veräußerung von Unternehmen, Ein-
richtungen und Beteiligungen

(1) Die teilweise oder vollständige Veräußerung eines 
Unternehmens oder einer Einrichtung oder einer Be-
teiligung an einer Gesellschaft sowie andere Rechts-
geschäfte, durch welche die Gemeinde ihren Einfl uss 
auf das Unternehmen, die Einrichtung oder die Ge-
sellschaft verliert oder vermindert, sind nur zulässig, 
wenn die für die Betreuung der Einwohner erforderli-
che Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde nicht beein-
trächtigt wird.

(2) Vertreter der Gemeinde in einer Gesellschaft, an 
der Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweckver-
bände unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 50 v.H. 
beteiligt sind, dürfen Veräußerungen oder anderen 
Rechtsgeschäften i.S. des Absatzes 1 nur nach vor-
heriger Entscheidung des Rates und nur dann zustim-
men, wenn für die Gemeinde die Zulässigkeitsvoraus-
setzung des Absatzes 1 vorliegt.

§ 112 (Fn 11) Informations- und Prüfungsrechte

(1) Gehören einer Gemeinde unmittelbar oder mittel-
bar Anteile an einem Unternehmen oder einer Einrich-
tung in einer Rechtsform des privaten Rechts in dem 
in § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes bezeichne-
ten Umfang, so soll sie

1.  die Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes ausüben,
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2.  darauf hinwirken, dass ihr die in § 54 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes vorgesehenen Befug-
nisse eingeräumt werden.

(2) Ist eine Beteiligung der Gemeinde an einer Gesell-
schaft keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes, so soll die Ge-
meinde, so weit ihr Interesse dies erfordert, darauf 
hinwirken, dass ihr im Gesellschaftsvertrag oder in 
der Satzung die Befugnisse nach § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes eingeräumt werden. Bei mittel-
baren Minderheitsbeteiligungen gilt dies nur, wenn die 
Beteiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt und 
einer Gesellschaft zusteht, an der die Gemeinde allein 
oder zusammen mit anderen Gebietskörperschaften 
mit Mehrheit im Sinne des § 53 des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes beteiligt ist.

§ 113 (Fn 34) Vertretung der Gemeinde in Unter-
nehmen oder Einrichtungen

(1) Die Vertreter der Gemeinde in Beiräten, Ausschüs-
sen, Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsräten 
oder entsprechenden Organen von juristischen Per-
sonen oder Personenvereinigungen, an denen die Ge-
meinde unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, haben 
die Interessen der Gemeinde zu verfolgen. Sie sind an 
die Beschlüsse des Rates und seiner Ausschüsse ge-
bunden. Die vom Rat bestellten Vertreter haben ihr 
Amt auf Beschluss des Rates jederzeit niederzulegen. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten nur, soweit durch Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist.
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(2) Bei unmittelbaren Beteiligungen vertritt ein vom 
Rat bestellter Vertreter die Gemeinde in den in Absatz 
1 genannten Gremien. Sofern weitere Vertreter zu be-
nennen sind, muss der Bürgermeister oder der von 
ihm vorgeschlagene Bedienstete der Gemeinde dazu-
zählen. Die Sätze 1 und 2 gelten für mittelbare Beteili-
gungen entsprechend, sofern nicht ähnlich wirksame 
Vorkehrungen zur Sicherung hinreichender gemeind-
licher Einfl uss- und Steuerungsmöglichkeiten getrof-
fen werden.

(3) Die Gemeinde ist verpfl ichtet, bei der Ausge-
staltung des Gesellschaftsvertrages einer Kapital-
gesellschaft darauf hinzuwirken, dass ihr das Recht 
eingeräumt wird, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu ent-
senden. Über die Entsendung entscheidet der Rat. Zu 
den entsandten Aufsichtsratsmitgliedern muss der 
Bürgermeister oder ein von ihm vorgeschlagener Be-
diensteter der Gemeinde zählen, wenn diese mit mehr 
als einem Mitglied im Aufsichtsrat vertreten ist. Dies 
gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Be-
teiligungen.

(4) Ist der Gemeinde das Recht eingeräumt worden, 
Mitglieder des Vorstandes oder eines gleichartigen 
Organs zu bestellen oder vorzuschlagen, entscheidet 
der Rat.

(5) Die Vertreter der Gemeinde haben den Rat über alle 
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig 
zu unterrichten. Die Unterrichtungspfl icht besteht nur, 
soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.



181

G
O

(6) Wird ein Vertreter der Gemeinde aus seiner Tätig-
keit in einem Organ haftbar gemacht, so hat ihm die 
Gemeinde den Schaden zu ersetzen, es sei denn, dass 
er ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt 
hat. Auch in diesem Falle ist die Gemeinde schadens-
ersatzpfl ichtig, wenn ihr Vertreter nach Weisung des 
Rates oder eines Ausschusses gehandelt hat.

§ 114 (Fn 34) Eigenbetriebe

(1) Die gemeindlichen wirtschaftlichen Unternehmen 
ohne Rechtspersönlichkeit (Eigenbetriebe) werden 
nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
und der Betriebssatzung geführt.

(2) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebes ist der 
Betriebsleitung ausreichende Selbständigkeit der Ent-
schließung einzuräumen. Die Zuständigkeiten des Ra-
tes sollen soweit wie möglich dem Betriebsausschuss 
übertragen werden.

(3) Bei Eigenbetrieben mit mehr als 50 Beschäftigten 
besteht der Betriebsausschuss zu einem Drittel aus 
Beschäftigten des Eigenbetriebes. Die Gesamtzahl 
der Ausschussmitglieder muss in diesem Fall durch 
drei teilbar sein. Bei Eigenbetrieben mit weniger als 51, 
aber mehr als zehn Beschäftigten gehören dem Be-
triebsausschuss zwei Beschäftigte des Eigenbetrie-
bes an. Die dem Betriebsausschuss angehörenden 
Beschäftigten werden aus einem Vorschlag der Ver-
sammlung der Beschäftigten des Eigenbetriebes ge-
wählt, der mindestens die doppelte Zahl der zu wäh-
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lenden Mitglieder und Stellvertreter enthält. Wird für 
mehrere Eigenbetriebe ein gemeinsamer Betriebsaus-
schuss gebildet, ist die Gesamtzahl aller Beschäftig-
ten dieser Eigenbetriebe maßgebend; Satz 4 gilt ent-
sprechend. Die Zahl der sachkundigen Bürger darf 
zusammen mit der Zahl der Beschäftigten die der 
Ratsmitglieder im Betriebsausschuss nicht erreichen.

§ 114 a (Fn 18) Rechtsfähige Anstalten des 
öffentlichen Rechts

(1) Die Gemeinde kann Unternehmen und Einrichtun-
gen in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts errichten oder bestehende Regie- und Eigen-
betriebe sowie eigenbetriebsähnliche Einrichtungen 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in rechtsfähige 
Anstalten des öffentlichen Rechts umwandeln. § 108 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 gilt entsprechend.

(2) Die Gemeinde regelt die Rechtsverhältnisse der 
Anstalt durch eine Satzung. Die Satzung muss Be-
stimmungen über den Namen und die Aufgaben der 
Anstalt, die Zahl der Mitglieder des Vorstands und des 
Verwaltungsrates, die Höhe des Stammkapitals, die 
Wirtschaftsführung, die Vermögensverwaltung und 
die Rechnungslegung enthalten.

(3) Die Gemeinde kann der Anstalt einzelne oder alle 
mit einem bestimmten Zweck zusammenhängende 
Aufgaben ganz oder teilweise übertragen. Sie kann 
zugunsten der Anstalt unter der Voraussetzung des 
§ 9 durch Satzung einen Anschluss- und Benutzungs-
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zwang vorschreiben und der Anstalt das Recht einräu-
men, an ihrer Stelle Satzungen für das übertragene 
Aufgabengebiet zu erlassen; § 7 gilt entsprechend.

(4) Die Anstalt kann nach Maßgabe der Satzung an-
dere Unternehmen oder Einrichtungen gründen oder 
sich an solchen beteiligen oder eine bestehende Be-
teiligung erhöhen, wenn das dem Anstaltszweck dient. 
Für die Gründung von und die Beteiligung an anderen 
Unternehmen und Einrichtungen in einer Rechtsform 
des privaten Rechts sowie deren Veräußerung und an-
dere Rechtsgeschäfte im Sinne des § 111 gelten die §§ 
108 bis 113 entsprechend. Für die in Satz 2 genannten 
Gründungen und Beteiligungen muss ein besonders 
wichtiges Interesse vorliegen.

(5) Die Gemeinde haftet für die Verbindlichkeiten 
der Anstalt unbeschränkt, soweit nicht Befriedigung 
aus deren Vermögen zu erlangen ist (Gewährträger-
schaft). Rechtsgeschäfte im Sinne des § 87 dürfen von 
der Anstalt nicht getätigt werden.

(6) Die Anstalt wird von einem Vorstand in eigener 
Verantwortung geleitet, soweit nicht gesetzlich oder 
durch die Satzung der Gemeinde etwas anderes be-
stimmt ist. Der Vorstand vertritt die Anstalt gericht-
lich und außergerichtlich. 

(7) Die Geschäftsführung des Vorstands wird von ei-
nem Verwaltungsrat überwacht. Der Verwaltungsrat be-
stellt den Vorstand auf höchstens 5 Jahre; eine erneute 
Bestellung ist zulässig. Er entscheidet außerdem über
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1. den Erlass von Satzungen gemäß Absatz 3 Satz 2,
2.  die Beteiligung oder Erhöhung einer Beteiligung 

der Anstalt an anderen Unternehmen oder Ein-
richtungen sowie deren Gründung,

3.  die Feststellung des Wirtschaftsplans und des 
Jahresabschlusses,

4.  die Festsetzung allgemein geltender Tarife und 
Entgelte für die Leistungsnehmer,

5. die Bestellung des Abschlussprüfers,
6. die Ergebnisverwendung,
7. Rechtsgeschäfte der Anstalt im Sinne des § 111.

Im Fall der Nummer 1 unterliegt der Verwaltungsrat 
den Weisungen des Rates und berät und beschließt 
in öffentlicher Sitzung. In den Fällen der Nummern 2 
und 7 bedarf es der vorherigen Entscheidung des Ra-
tes. Dem Verwaltungsrat obliegt außerdem die Ent-
scheidung in den durch die Satzung der Gemeinde be-
stimmten Angelegenheiten der Anstalt. In der Satzung 
kann ferner vorgesehen werden, dass bei Entschei-
dungen der Organe der Anstalt von grundsätzlicher 
Bedeutung die Zustimmung des Rates erforderlich ist.

(8) Der Verwaltungsrat besteht aus dem vorsitzen-
den Mitglied und den übrigen Mitgliedern. Den Vor-
sitz führt der Bürgermeister. Soweit Beigeordnete 
mit eigenem Geschäftsbereich bestellt sind, führt 
derjenige Beigeordnete den Vorsitz, zu dessen Ge-
schäftsbereich die der Anstalt übertragenen Auf-
gaben gehören. Sind die übertragenen Aufgaben 
mehreren Geschäftsbereichen zuzuordnen, so ent-
scheidet der Bürgermeister über den Vorsitz. Die üb-
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rigen Mitglieder des Verwaltungsrats werden vom 
Rat für die Dauer von 5 Jahren gewählt; für die Wahl 
gilt § 50 Abs. 4 sinngemäß. Die Amtszeit von Mitglie-
dern des Verwaltungsrats, die dem Rat angehören, 
endet mit dem Ende der Wahlzeit oder dem vorzeiti-
gen Ausscheiden aus dem Gemeinderat. Die Mitglie-
der des Rats üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der 
neuen Mitglieder weiter aus. Mitglieder des Verwal-
tungsrats können nicht sein:

1. Bedienstete der Anstalt,
2.  leitende Bedienstete von juristischen Personen 

oder sonstigen Organisationen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, an denen die Anstalt mit 
mehr als 50 v.H. beteiligt ist; eine Beteiligung 
am Stimmrecht genügt,

3.  Bedienstete der Aufsichtsbehörde, die unmit-
telbar mit Aufgaben der Aufsicht über die An-
stalt befasst sind.

(9) Die Anstalt hat das Recht, Dienstherr von Beam-
ten zu sein, wenn sie auf Grund einer Aufgabenüber-
tragung nach Absatz 3 hoheitliche Befugnisse ausübt. 
Wird die Anstalt aufgelöst oder umgebildet, so gilt für 
die Rechtsstellung der Beamten und der Versorgungs-
empfänger Kapitel II Abschnitt III des Beamtenrechts-
rahmengesetzes. 

(10) Der Jahresabschluss und der Lagebericht der 
Anstalt werden nach den für große Kapitalgesellschaf-
ten geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuches 
aufgestellt und geprüft, sofern nicht weitergehende 
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gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzli-
che Vorschriften entgegenstehen. 

(11) § 14 Abs. 1, § 31, § 74, § 75 Abs. 1, § 77, § 84 so-
wie die Bestimmungen des 13. Teils über die staatliche 
Aufsicht sind auf die Anstalt sinngemäß anzuwenden.

§ 115 (Fn 17) Anzeige

(1) Entscheidungen der Gemeinde über

a)   die Gründung oder wesentliche Erweiterung ei-
ner Gesellschaft oder eine wesentliche Ände-
rung des Gesellschaftszwecks oder sonstiger 
wesentlicher Änderungen des Gesellschafts-
vertrages,

b)  die Beteiligung an einer Gesellschaft oder die 
Änderung der Beteiligung an einer Gesell-
schaft,

c)   die gänzliche oder teilweise Veräußerung einer 
Gesellschaft oder der Beteiligung an einer Ge-
sellschaft,

d)   die Errichtung, die Übernahme oder die we-
sentliche Erweiterung eines Unternehmens, 
die Änderung der bisherigen Rechtsform oder 
eine wesentliche Änderung des Zwecks,

e)   den Abschluss von Rechtsgeschäften, die ihrer 
Art nach geeignet sind, den Einfl uss der Ge-
meinde auf das Unternehmen oder die Einrich-
tung zu mindern oder zu beseitigen oder die 
Ausübung von Rechten aus einer Beteiligung 
zu beschränken,
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f)   die Führung von Einrichtungen entsprechend 
den Vorschriften über die Eigenbetriebe,

g)   den Erwerb eines Geschäftsanteils an einer 
eingetragenen Genossenschaft,

h)   die Errichtung, wesentliche Erweiterung oder 
Aufl ösung einer rechtsfähigen Anstalt des öf-
fentlichen Rechts gemäß § 114 a, die Betei-
ligung oder Erhöhung einer Beteiligung der 
Anstalt an anderen Unternehmen oder Einrich-
tungen oder deren Gründung sowie Rechtsge-
schäfte der Anstalt im Sinne des § 111

sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich, spätestens 
sechs Wochen vor Beginn des Vollzugs, schriftlich an-
zuzeigen. Aus der Anzeige muss zu ersehen sein, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Die 
Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall aus besonderem 
Grund die Frist verkürzen oder verlängern.

(2) Für die Entscheidung über die mittelbare Beteili-
gung an einer Gesellschaft gilt Entsprechendes, wenn 
ein Beschluss des Rates nach § 108 Abs. 5 oder § 111 
Abs. 2 zu fassen ist.

12. Teil (Fn 28) Gesamtabschluss

§ 116 (Fn 28) Gesamtabschluss

(1) Die Gemeinde hat in jedem Haushaltsjahr für den 
Abschlussstichtag 31. Dezember einen Gesamtab-
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schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung aufzustellen. Er besteht aus 
der Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz und 
dem Gesamtanhang und ist um einen Gesamtlagebe-
richt zu ergänzen. Der Rat bestätigt den geprüften Ge-
samtabschluss durch Beschluss. § 96 fi ndet entspre-
chende Anwendung.

(2) Zu dem Gesamtabschluss hat die Gemeinde ihren 
Jahresabschluss nach § 95 und die Jahresabschlüsse 
des gleichen Geschäftsjahres aller verselbstständig-
ten Aufgabenbereiche in öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Form zu konsolidieren. Auf den Ge-
samtabschluss sind, soweit seine Eigenart keine Ab-
weichung erfordert, § 88 und § 91 Abs. 2 entsprechend 
anzuwenden.

(3) In den Gesamtabschluss müssen verselbststän-
digte Aufgabenbereiche nach Absatz 2 nicht einbe-
zogen werden, wenn sie für die Verpfl ichtung, ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamt-
lage der Gemeinde zu vermitteln, von untergeordne-
ter Bedeutung sind. Dies ist im Gesamtanhang darzu-
stellen. 

(4) Am Schluss des Gesamtlageberichtes sind für die 
Mitglieder des Verwaltungsvorstands nach § 70, so-
weit dieser nicht zu bilden ist für den Bürgermeister 
und den Kämmerer, sowie für die Ratsmitglieder, auch 
wenn die Personen im Haushaltsjahr ausgeschieden 
sind, anzugeben: 
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1.  der Familienname mit mindestens einem ausge-
schriebenen Vornamen,

2. der ausgeübte Beruf,
3.  die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und an-

deren Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 
des Aktiengesetzes,

4.  die Mitgliedschaft in Organen von verselbst-
ständigten Aufgabenbereichen der Gemeinde 
in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 
Form,

5.  die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privat-
rechtlicher Unternehmen.

(5) Der Gesamtabschluss ist innerhalb der ersten 
neun Monate nach dem Abschlussstichtag aufzustel-
len. § 95 Abs. 3 fi ndet für die Aufstellung des Gesamt-
abschlusses entsprechende Anwendung. 

(6) Der Gesamtabschluss ist vom Rechnungsprü-
fungsausschuss dahingehend zu prüfen, ob er ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzge-
samtlage der Gemeinde unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ergibt. Die Prü-
fung des Gesamtabschlusses erstreckt sich darauf, 
ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergän-
zenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen beachtet worden sind. Der Gesamt-
lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Ge-
samtabschluss in Einklang steht und ob seine sons-
tigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamt-
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lage der Gemeinde erwecken. § 101 Abs. 2 bis 8 gilt 
entsprechend.

(7) In die Prüfung nach Absatz 6 müssen die Jahres-
abschlüsse der verselbstständigten Aufgabenberei-
che nicht einbezogen werden, wenn diese nach ge-
setzlichen Vorschriften geprüft worden sind. 

§ 117 (Fn 28) Beteiligungsbericht

(1) Die Gemeinde hat einen Beteiligungsbericht zu 
erstellen, in dem ihre wirtschaftliche und nichtwirt-
schaftliche Betätigung, unabhängig davon, ob ver-
selbstständigte Aufgabenbereiche dem Konsolidie-
rungskreis des Gesamtabschlusses angehören, zu 
erläutern ist. Dieser Bericht ist jährlich bezogen auf 
den Abschlussstichtag des Gesamtabschlusses fort-
zuschreiben und dem Gesamtabschluss beizufügen.

(2) Der Beteiligungsbericht ist dem Rat und den Ein-
wohnern zur Kenntnis zu bringen. Die Gemeinde hat 
zu diesem Zweck den Bericht zur Einsichtnahme ver-
fügbar zu halten. Auf die Möglichkeit zur Einsichtnah-
me ist in geeigneter Weise öffentlich hinzuweisen.

§ 118 (Fn 28) Vorlage- und Auskunftspfl ichten

Die Gemeinde ist verpfl ichtet, bei der Ausgestaltung 
von Gründungsverträgen oder Satzungen für die in 
§ 116 bezeichneten Organisationseinheiten darauf hin-
zuwirken, dass ihr das Recht eingeräumt wird, von die-
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sen Aufklärung und Nachweise zu verlangen, die die 
Aufstellung des Gesamtabschlusses erfordert.

13. Teil (Fn 29) Aufsicht

§ 119 (Fn 12) (Fn 29) Allgemeine Aufsicht und 
Sonderaufsicht

(1) Die Aufsicht des Landes (§ 11) erstreckt sich dar-
auf, dass die Gemeinden im Einklang mit den Gesetzen 
verwaltet werden (allgemeine Aufsicht).

(2) Soweit die Gemeinden ihre Aufgaben nach Wei-
sung erfüllen (§ 3 Abs. 2), richtet sich die Aufsicht nach 
den hierüber erlassenen Gesetzen (Sonderaufsicht).

§ 120 (Fn 29) Aufsichtsbehörden

(1) Die allgemeine Aufsicht über die kreisangehöri-
gen Gemeinden führt der Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde; § 59 Kreisordnung bleibt unbe-
rührt.

(2) Die allgemeine Aufsicht über kreisfreie Städte 
führt die Bezirksregierung.

(3) Obere Aufsichtsbehörde ist für kreisangehörige 
Gemeinden die Bezirksregierung, für kreisfreie Städ-
te das Innenministerium.
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(4) Oberste Aufsichtsbehörde ist das Innenministeri-
um.

(5) Sind an Angelegenheiten, die nach diesem Ge-
setz der Genehmigung oder der Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde bedürfen, Gemeinden verschiede-
ner Kreise oder Regierungsbezirke beteiligt, ist die ge-
meinsame nächsthöhere Aufsichtsbehörde oder die 
von dieser bestimmte Aufsichtsbehörde zuständig.

§ 121 (Fn 29) Unterrichtungsrecht

Die Aufsichtsbehörde kann sich jederzeit über die An-
gelegenheiten der Gemeinde unterrichten.

§ 122 (Fn 29) Beanstandungs- und Aufhebungsrecht

(1) Die Aufsichtsbehörde kann den Bürgermeister 
anweisen, Beschlüsse des Rates und der Ausschüs-
se, die das geltende Recht verletzen, zu beanstanden 
(§ 54 Abs. 2 und 3). Sie kann solche Beschlüsse nach 
vorheriger Beanstandung durch den Bürgermeister 
und nochmaliger Beratung im Rat oder Ausschuss 
aufheben.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann Anordnungen des Bür-
germeisters, die das geltende Recht verletzen, beim 
Rat beanstanden. Die Beanstandung ist schriftlich in 
Form einer begründeten Darlegung dem Rat mitzutei-
len. Sie hat aufschiebende Wirkung. Billigt der Rat die 
Anordnungen des Bürgermeisters, so kann die Auf-
sichtsbehörde die Anordnung aufheben.
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§ 123 (Fn 13) (Fn 29) Anordnungsrecht und 
Ersatzvornahme

(1) Erfüllt die Gemeinde die ihr kraft Gesetzes oblie-
genden Pfl ichten oder Aufgaben nicht, so kann die 
Aufsichtsbehörde anordnen, dass sie innerhalb einer 
bestimmten Frist das Erforderliche veranlasst.

(2) Kommt die Gemeinde der Anordnung der Auf-
sichtsbehörde nicht innerhalb der bestimmten Frist 
nach, so kann die Aufsichtsbehörde die Anordnung an 
Stelle und auf Kosten der Gemeinde selbst durchfüh-
ren oder die Durchführung einem anderen übertragen.

§ 124 (Fn 26) (Fn 29) Bestellung eines Beauftragten

Wenn und solange die Befugnisse der Aufsichtsbe-
hörde nach den §§ 121 bis 123 nicht ausreichen, kann 
das Innenministerium einen Beauftragten bestellen, 
der alle oder einzelne Aufgaben der Gemeinde auf ihre 
Kosten wahrnimmt. Der Beauftragte hat die Stellung 
eines Organs der Gemeinde.

§ 125 (Fn 29) Aufl ösung des Rates

Das Innenministerium kann durch Beschluss der Lan-
desregierung ermächtigt werden, einen Rat aufzulö-
sen, wenn er dauernd beschlussunfähig ist oder wenn 
eine ordnungsgemäße Erledigung der Gemeindeauf-
gaben aus anderen Gründen nicht gesichert ist. Inner-
halb von drei Monaten nach Bekanntgabe der Aufl ö-
sung ist eine Neuwahl durchzuführen.
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§ 126 (Fn 29) Anfechtung von Aufsichtsmaßnahmen

Maßnahmen der Aufsichtsbehörde können unmittel-
bar mit der Klage im Verwaltungsstreitverfahren an-
gefochten werden.

§ 127 (Fn 26) (Fn 29) Verbot von Eingriffen 
anderer Stellen

Andere Behörden und Stellen als die allgemeinen Auf-
sichtsbehörden sind zu Eingriffen in die Gemeindever-
waltung nach den §§ 121 ff. nicht befugt.

§ 128 (Fn 25) (Fn 29) Zwangsvollstreckung

(1) Zur Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen 
die Gemeinde wegen einer Geldforderung bedarf der 
Gläubiger einer Zulassungsverfügung der Aufsichts-
behörde, es sei denn, dass es sich um die Verfolgung 
dinglicher Rechte handelt. In der Verfügung hat die 
Aufsichtsbehörde die Vermögensgegenstände zu be-
stimmen, in welche die Zwangsvollstreckung zugelas-
sen wird, und über den Zeitpunkt zu befi nden, in dem 
sie stattfi nden soll. Die Zwangsvollstreckung wird 
nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung durch-
geführt.

2) Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Ge-
meinde ist nicht zulässig.

(3) Die Bestimmung des § 123 bleibt unberührt.
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14. Teil (Fn 30) Übergangs- und Schluss-

vorschriften, Sondervorschriften

§ 129 (Fn 25) (Fn 30) Weiterentwicklung der 
kommunalen Selbstverwaltung 
(Experimentierklausel)

Zur Erprobung neuer Steuerungsmodelle und zur Wei-
terentwicklung der kommunalen Selbstverwaltung 
auch in der grenzüberschreitenden kommunalen Zu-
sammenarbeit kann das Innenministerium im Einzel-
fall zeitlich begrenzte Ausnahmen von organisations- 
und haushaltsrechtlichen Vorschriften des Gesetzes 
oder der zur Durchführung ergangenen Rechtsver-
ordnungen zulassen. Darüber hinaus kann es durch 
Rechtsverordnung Ausnahmen von anderen Vorschrif-
ten des Gesetzes oder der zur Durchführung ergange-
nen Rechtsverordnungen zulassen. Die Rechtsverord-
nung kann Gemeinden auf Antrag und zeitlich befristet 
eine alternative Aufgabenerledigung ermöglichen, so-
weit die grundsätzliche Erfüllung des Gesetzauftrages 
sichergestellt ist. § 5 bleibt hiervon unberührt.

§ 130 (Fn 26) (Fn 30) Unwirksame 
Rechtsgeschäfte

(1) Rechtsgeschäfte, die ohne die aufgrund dieses 
Gesetzes erforderliche Genehmigung der Aufsichts-
behörde abgeschlossen werden, sind unwirksam.
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(2) Rechtsgeschäfte, die gegen das Verbot des § 86 
Abs. 5, des § 87 Abs. 1 oder des § 110 verstoßen, sind 
nichtig.

§ 131 (Fn 30) Befreiung von der 
Genehmigungspfl icht

Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung Rechtsgeschäfte, die nach den Vorschrif-
ten der Teile 8 bis 11 der Genehmigung der Aufsichts-
behörde bedürfen, von der Genehmigung allgemein 
freizustellen und statt dessen die vorherige Anzeige 
an die Aufsichtsbehörde vorzuschreiben.

§ 132 (Fn 30) Auftragsangelegenheiten

Bis zum Erlass neuer Vorschriften sind die den Ge-
meinden zur Erfüllung nach Weisung übertragenen 
staatlichen Angelegenheiten (Auftragsangelegenhei-
ten) nach den bisherigen Vorschriften durchzuführen.

§ 133 (Fn 19) (Fn 30) Ausführung des Gesetzes

(1) Das Innenministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium zur Durchfüh-
rung dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung zu re-
geln:

 1.  Inhalt und Gestaltung des Haushaltsplans, der 
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
sowie die Haushaltsführung und die Haus-
haltsüberwachung; dabei kann es bestimmen, 
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dass Einzahlungen und Auszahlungen, für die 
ein Dritter Kostenträger ist oder die von einer 
zentralen Stelle ausgezahlt werden, nicht im 
Haushalt der Gemeinde abgewickelt werden,

 2.  die Veranschlagung von Erträgen, Aufwendun-
gen sowie Einzahlungen und Auszahlungen 
und Verpfl ichtungsermächtigungen, die Bil-
dung von Budgets sowie den Ausweis von Zie-
len und Kennzahlen,

 3.  Inhalt und Umfang von Abschreibungen, die 
Bildung von Rückstellungen und von Rückla-
gen sowie deren Mindesthöhe und Verwen-
dung,

 4.  die Erfassung, den Nachweis, die Bewertung 
und die Fortschreibung der Vermögensgegen-
stände und der Schulden,

 5. die Geldanlagen und ihre Sicherung,
 6.  die Ausschreibung von Lieferungen und Leis-

tungen sowie die Vergabe von Aufträgen ein-
schließlich des Abschlusses von Verträgen,

 7.  die Stundung, die Niederschlagung und den 
Erlass von Ansprüchen sowie die Behandlung 
von Kleinbeträgen,

 8.  Inhalt, Gestaltung, Prüfung und Aufbewah-
rung des Jahresabschlusses und des Gesamt-
abschlusses,

 9.  die Aufgaben und die Organisation der Finanz-
buchhaltung, deren Beaufsichtigung und Prü-
fung sowie die ordnungsgemäße Abwicklung 
der Buchführung und des Zahlungsverkehrs, 
einschließlich ihrer Grundsätze und Verfah-
ren,
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10.  die erstmalige Bewertung von Vermögen und 
Schulden und die Aufstellung, Prüfung und 
Aufbewahrung der Eröffnungsbilanz sowie die 
Vereinfachungsverfahren und Wertberichti-
gungen,

11.  die zeitliche Aufbewahrung von Büchern, Bele-
gen und sonstigen Unterlagen, 

12.  Aufbau und Verwaltung, Wirtschaftsführung, 
Rechnungswesen und Prüfung der Eigenbe-
triebe, deren Freistellung von diesen Vorschrif-
ten sowie das Wahlverfahren zur Aufstellung 
des Vorschlages der Versammlung der Be-
schäftigten für die Wahl von Beschäftigten als 
Mitglieder des Betriebsausschusses und ih-
rer Stellvertreter, ferner das Verfahren zur Be-
stimmung der Nachfolger im Falle des Aus-
scheidens dieser Mitglieder oder Stellvertreter 
vor Ablauf der Wahlzeit des Rates,

13.  das Verfahren bei der Errichtung der rechts-
fähigen Anstalt des öffentlichen Rechts und
deren Aufbau, die Verwaltung, die Wirtschafts-
führung sowie das Rechnungs- und Prüfungs-
wesen.

(2) Das Innenministerium erlässt die erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften, insbesondere für

 1.  die Gliederung des Haushaltsplans in Produkt-
bereiche,

 2.  die Kontierung von Erträgen und Aufwendun-
gen im Ergebnisplan und in der Ergebnisrech-
nung,
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3.  die Kontierung von Einzahlungen und Auszah-
lungen im Finanzplan und in der Finanzrech-
nung,

4.  Verfahren zur Ermittlung von Wertansätzen und 
deren Kontierung in der Bilanz,

5.  die Einrichtung und Zuordnung von Konten für 
die Finanzbuchhaltung,

6.  die Ausgestaltung von Sicherheitsstandards für 
die Finanzbuchhaltung,

7.  die Festlegung von Nutzungsdauern für Vermö-
gensgegenstände,

8.  Verfahren zur Ermittlung von Wertansätzen für 
Vermögen und Schulden in der Eröffnungsbilanz,

9. Inhalt und Gestaltung von Prüfungsberichten.

(3) Die Gemeinde ist verpfl ichtet, Muster zu verwen-
den, die das Innenministerium aus Gründen der Ver-
gleichbarkeit der Haushalte für verbindlich erklärt hat, 
insbesondere für

1.  die Haushaltssatzung und ihre Bekanntma-
chung,

2.  die produktorientierte Gliederung des Haus-
haltsplans und die Gliederung des Ergebnisplans 
nach Ertrags- und Aufwandsarten sowie des Fi-
nanzplans nach Ein- und Auszahlungsarten,

3.  die Form des Haushaltsplans und seiner Anlagen, 
4.  die Gliederung und die Form der Bestandteile 

des Jahresabschlusses, des Gesamtabschlus-
ses und ihrer Anlagen, 

5.  die Buchführung und die Zahlungsabwicklung in 
der Finanzbuchhaltung.
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§ 134 (Fn 30) (Fn 32) Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 17. Oktober 1994 in Kraft. Die Lan-
desregierung berichtet dem Landtag bis Ende 2012 
über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der ein-
zelnen Regelungen.

Zusatz:

Die Bestandsschutz- und Übergangsregelungen des 
Artikels XI des Gesetzes zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung (GO-Reformgesetz vom 9. Okto-
ber 2007 (GV. NRW. S. 380)) sind im letzten Abschnitt 
dieser Broschüre abgedruckt.

Fußnoten

Fn 1 GV. NW. 1994 S. 666, geändert durch Art. III d. Gesetzes zur 
Einführung des Kommunalwahlrechts für Unionsbürger/
 -innen v. 12. 12. 1995 (GV. NW. S. 1198), durch Art. III d. Gesetzes 
zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
1996 und zur Regelung des interkommunalen Ausgleichs der 
fi nanziellen Beteiligung der Gemeinden am Solidarbeitrag zur 
Deutschen Einheit im Hauhaltsjahr 1996 und zur Änderung 
anderer Vorschriften v. 20. 3. 1996 (GV. NW. S. 124), Art. I 
d. Gesetzes zur Stärkung der wirtschaftlichen Betätigung 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden im Bereich der 
Telekommunikationsleistungen v. 25.11.1997 (GV. NW. S. 422; ber. 
1998 S. 210), Art. III des Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen 
des Landes NRW an die Gemeinden und Gemeindeverbände 
im Haushaltsjahr 1998 und zur Regelung des interkommunalen 
Ausgleichs der fi nanziellen Beteiligung der Gemeinden ... v. 
17.12.1997 (GV. NW. S. 458), Artikel III d. Gesetzes zur Regelung 
der Zuweisungen des Landes NW an die Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 1999 ... v. 17.12.1998 (GV. 
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NW. S. 762), Art. 1 d. Ersten Gesetzes zur Modernisierung von 
Regierung und Verwaltung in NRW v. 15.6.1999 (GV. NRW. S. 386), 
Art. 7 d. Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern ... v. 
9.11.1999 (GV. NRW. S. 590), Art. IV d. Gesetzes zur Regelung der 
Zuweisungen des Landes NRW ... v. 17.12.1999 (GV. NRW. S. 718), 
Artikel I d. Gesetzes zur weiteren Stärkung der Bürgerbeteiligung 
in den Kommunen v. 28.3.2000 (GV. NRW. S. 245), Artikel 3 Nr. 
4 d. Schulentwicklungsgesetzes v. 27.11.2001 (GV. NRW. S. 811); 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes v. 30.4.2002 (GV. NRW. 
S. 160), in Kraft getreten am 1. Januar 2003; geändert durch 
Artikel 1 d. Gesetzes v. 29.4.2003 (GV. NRW. S. 254), in Kraft 
getreten am 15. Mai 2003; Artikel 12 d. Gesetzes v. 16. 12. 2003 
(GV. NRW. S. 766), in Kraft getreten am 1. Januar 2004; Art. II des 
Gesetzes vom 3.2.2004 (GV. NRW. S.96), in Kraft getreten am 
21. Februar 2004; Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. NRW. 
S. 644, ber. GV. NRW. 2005 S. 15), in Kraft getreten am 1. Januar 
2005; Artikel 21 des Dritten Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 
(GV. NRW. S. 306); in Kraft getreten am 28. April 2005; Artikel 1 
(Erster Teil) des Gesetzes v. 3.5.2005 (GV. NRW. S. 498), in Kraft 
getreten am 26. Mai 2005; Artikel I des Gesetzes zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung - GO-Reformgesetz v. 9. 
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 
2007 und am 20. Oktober 2009; Artikel 2 des Gesetzes über 
die Zusammenlegung der allgemeinen Kommunalwahlen mit 
den Europawahlen vom 24. Juni 2008 (GV. NRW S. 514), in Kraft 
getreten am 16. Juli 2008; Artikel I des Gesetzes zur Förderung der 
politischen Partizipation in den Gemeinden vom 30. Juni 2009 (GV. 
NRW S. 380), in Kraft getreten am 18. Juli 2009.
Fn 2 SGV. NRW. 2023.
Fn 3 § 25 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 28. 3. 2000 
(GV. NW. S. 245); in Kraft getreten am 1. April 2000.
Fn 4 §§ 39, 58 und 66 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes 
v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 
2007.
Fn 5 § 41 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 
(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 6 § 50 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 
(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007 und am 
20. Oktober 2009.
Fn 7 § 65 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 
(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 8 § 74 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 
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(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 9 § 96 (alt) wird § 98 und zuletzt geändert durch Art. I d. 
Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 
17. Oktober 2007.
Fn 10 §§ 101-104 neu gefasst durch Art. 2 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 11 § 112 Abs. 3 gestrichen durch Art. 2 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005 
und Überschrift geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. 
NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 12 § 116 Abs. 2 (alt, jetzt § 119) eingefügt durch Art. III d. 
Gesetzes v. 20. 3. 1996 (GV. NW. S. 124); in Kraft getreten am 
30. März 1996.
Fn 13 § 120 Abs. 1 (alt, jetzt § 123) geändert durch Art. III d. 
Gesetzes v. 20. 3. 1996 (GV. NW. S. 124); in Kraft getreten am 
30. März 1996.
Fn 14 § 97 (alt § 95) neu gefasst und zuletzt geändert durch 
Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten 
am 17. Oktober 2007.
Fn 15 § 27 zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 
30. Juni 2009 (GV. NRW S. 380), in Kraft getreten am 18. Juli 2009.
Fn 16 § 107 zuletzt geändert durch Artikel I d. Gesetzes v. 
9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 
2007.
Fn 17 § 115 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 
(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 18 § 114a eingefügt durch Art. 1 d. Gesetzes v. 15.6.1999 (GV. 
NRW. S. 386); in Kraft getreten am 14. Juli 1999, zuletzt geändert 
durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft 
getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 19 § 133 neu gefasst durch Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 
(GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005; geändert 
durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft 
getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 20 § 105 zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644, ber. GV. NRW. 2005 S. 15); in Kraft 
getreten am 1. Januar 2005.
Fn 21 § 106 Überschrift neu gefasst und zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft 
getreten am 1. Januar 2005.
Fn 22 § 108 zuletzt geändert durch Art. I d. Gesetzes v. 9.10.2007 
(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
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Fn 23 § 26 Abs. 10 Satz 2 angefügt durch Artikel 12 d. Gesetzes 
v. 16. 12. 2003 (GV. NRW. S. 766): in Kraft getreten am 1. Januar 
2004.
Fn 24 § 3 Abs. 2 Satz 2, Abs. 5 u. 6 angefügt durch Art. II des 
Gesetzes vom 3.2.2004 (GV. NRW. S. 96); in Kraft getreten am 
21. Februar 2004.
Fn 25 § 128 und 129 zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 26 § 37, § 59, § 62 Abs. 2, § 124, § 127 u. § 130 geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft 
getreten am 1. Januar 2005.
Fn 27 Der 8. Teil Hauswirtschaft wird neu gefasst und die §§ 
75-94 (alt) werden neue §§ 75-96 durch Art. 2 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 28 12. Teil (§§ 116-118) neu eingefügt durch Art. 2 des 
Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 
1. Januar 2005.
Fn 29 Der bisherige 12. Teil wird 13. Teil und die §§ 116-125 (alt) 
werden neue §§ 119-128 durch Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 
(GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 30 Der bisherige 13. Teil wird 14. Teil und die §§ 126-131 (alt) 
werden neue §§ 129-134 durch Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 
(GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 31 Inhaltsverzeichnis redaktionell an die Änderung durch 
Art. 2 des Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644) und Art. I d. 
Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380) angepasst.
Fn 32 § 134 Satz 2 angefügt durch Artikel 21 des Dritten 
Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV. NRW. S. 306); in Kraft 
getreten am 28. April 2005.
Fn 33 § 31 zuletzt geändert durch Artikel 1 (Erster Teil) des 
Gesetzes v. 3.5.2005 (GV. NRW. S. 498); in Kraft getreten am 26. 
Mai 2005.
Fn 34 § 3, § 26, § 40, § 43, § 70, § 113 und § 114 zuletzt geändert 
durch Artikel I d. Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft 
getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 35 Abkürzung im Normkopf sowie § 1, § 7, § 13, § 29, § 34, 
§ 43, § 44, § 45, § 53, § 55, § 56, § 64, § 67, § 68, § 71, § 73, § 79, 
§ 80, § 83, § 93, § 98, § 104 und § 111 geändert durch Artikel I d. 
Gesetzes v. 9.10.2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 
17. Oktober 2007.
Fn 36 § 4 neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9.10.2007 
(GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
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Fn 37 § 36 und § 47 zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 24. Juni 2008 (GV. NRW S. 514), in Kraft getreten am 16. Juli 
2008.
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Kreisordnung 
(KrO NRW) für das
Land Nordrhein-Westfalen,
vom 14. Juli 1994, zuletzt geändert 
durch den Artikel III des Gesetzes vom 
24. Juni 2008 (GV. NRW S. 514)
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Kreisordnung (KrO NRW)
für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994

Inhaltsverzeichnis (Fn 17)
1. Teil: Grundlagen der Kreisverfassung
§ 1 Wesen der Kreise
§ 2 Wirkungsbereich
§ 3 Gleichstellung von Frau und Mann
§ 4 Geheimhaltung
§ 5 Satzungen
§ 6 Einrichtungen und Lasten
§ 7 Anschluss- und Benutzungszwang
§ 8 Verwaltung
§ 9 Wirtschaftsführung
§ 10 Aufsicht
§ 11 Funktionsbezeichnungen
§ 12 Name und Sitz
§ 13 Siegel, Wappen und Flaggen

2. Teil: Kreisgebiet
§ 14 Kreisgebiet
§ 15 Gebietsbestand
§ 16 Gebietsänderung
§ 17 Gebietsänderungsverträge
§ 18 Durchführung der Gebietsänderung

3. Teil: Einwohner und Bürger
§ 20 Einwohner
§ 21 Anregungen und Beschwerden
§ 22 Einwohnerantrag
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§ 23 Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
§ 24 Ehrenamtliche Tätigkeit und Ehrenamt

4. Teil: Kreistag
§ 25 Allgemeines
§ 26 Zuständigkeiten des Kreistags
§ 27 Wahl der Kreistagsmitglieder
§ 28 Rechte und Pfl ichten der Kreistagsmitglieder
§ 29 Freistellung
§ 30 Entschädigung der Kreistagsmitglieder
§ 31 Aufwandsentschädigung
§ 32 Einberufung des Kreistags
§ 33  Tagesordnung und Öffentlichkeit der 

Kreistagssitzungen
§ 34 Beschlussfähigkeit des Kreistags
§ 35 Abstimmungen
§ 36 Ordnung in den Sitzungen
§ 37 Niederschrift der Kreistagsbeschlüsse
§ 38 Behandlung der Kreistagsbeschlüsse
§ 39 Widerspruch und Beanstandung
§ 40 Fraktionen
§ 41 Bildung von Ausschüssen

5. Teil: Landrat
§ 42 Zuständigkeiten des Landrats
§ 43 Abgabe von Erklärungen
§ 44 Wahl des Landrats
§ 45 Abwahl des Landrats
§ 46 Wahl der Stellvertreter des Landrats
§ 47 Bestellung des allgemeinen Vertreters
§ 48 Teilnahme an Sitzungen
§ 49 Bedienstete des Kreises
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6. Teil: Kreisausschuss
§ 50 Zuständigkeiten des Kreisausschusses
§ 51 Zusammensetzung des Kreisausschusses
§ 52 Verfahren des Kreisausschusses

7. Teil:  Haushaltswirtschaft, wirtschaftliche und 
nichtwirtschaftliche Betätigung

§ 53 Haushaltswirtschaft und Prüfung
§ 54 Haushaltssatzung
§ 55 Beteiligungsrechte der kreisangehörigen 
 Gemeinden
§ 56 Kreisumlage
§ 56a Ausgleichsrücklage

8. Teil:  Aufsicht und staatliche Verwaltung
 im Kreis
§ 57 Aufsicht
§ 58 Träger der staatlichen Verwaltung
§ 59 Der Landrat als untere staatliche
 Verwaltungsbehörde
§ 60 Verantwortung des Landrats
§ 61 Dienstkräfte, Bereitstellung von 
 Einrichtungen
§ 62 Ehrenbeamte

9. Teil:  Übergangs- und Schlussvorschriften, 
Sondervorschriften

§ 63 Weiterentwicklung der kommunalen 
 Selbstverwaltung (Experimentierklausel)
§ 64 Auftragsangelegenheiten
§ 65 Durchführung des Gesetzes
§ 66 Inkrafttreten
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1. Teil Grundlagen der Kreisverfassung

§ 1 Wesen der Kreise

(1) Die Kreise verwalten ihr Gebiet zum Besten der 
kreisangehörigen Gemeinden und ihrer Einwohner 
nach den Grundsätzen der gemeindlichen Selbstver-
waltung.

(2) Die Kreise sind Gemeindeverbände und Gebiets-
körperschaften.

(3) Das Gebiet des Kreises bildet zugleich den Bezirk 
der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde.

§ 2 (Fn 12) Wirkungsbereich

(1) Die Kreise sind, soweit die Gesetze nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmen, ausschließliche und 
eigenverantwortliche Träger der öffentlichen Verwal-
tung zur Wahrnehmung der auf ihr Gebiet begrenzten 
überörtlichen Angelegenheiten. Die Wahrnehmung 
örtlicher Aufgaben durch die Gemeinden bleibt unbe-
rührt. Mehrere Gemeinden können überörtliche, auf 
ihre Gebiete begrenzte Aufgaben durch Zweckverbän-
de oder im Wege öffentlich-rechtlicher Vereinbarun-
gen durchführen. 

(2) Die Kreise nehmen ferner die Aufgaben wahr, die 
ihnen aufgrund gesetzlicher Vorschriften übertragen 
sind. Den Kreisen können nur durch Gesetz Pfl ichtauf-
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gaben auferlegt werden. Pfl ichtaufgaben können den 
Kreisen zur Erfüllung nach Weisung übertragen wer-
den; das Gesetz bestimmt den Umfang des Weisungs-
rechts, das in der Regel zu begrenzen ist. Für die ge-
meinsame Wahrnehmung von Pfl ichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung ist der Anwendungsbereich 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
nur nach Maßgabe der Absätze 5 und 6 eröffnet.

(3) Eingriffe in die Rechte der Kreise sind nur durch 
Gesetz zulässig. Rechtsverordnungen zur Durchfüh-
rung solcher Gesetze bedürfen der Zustimmung des 
für die kommunale Selbstverwaltung zuständigen 
Ausschusses des Landtags und, sofern nicht die Lan-
desregierung oder das Innenministerium sie erlassen, 
der Zustimmung des Innenministeriums.

(4) Werden den Kreisen neue Pfl ichten auferlegt oder 
werden Pfl ichten bei der Novellierung eines Geset-
zes fortgeschrieben oder erweitert, ist gleichzeitig die 
Aufbringung der Mittel zu regeln. Führen diese neu-
en Pfl ichten zu einer Mehrbelastung der Kreise, ist ein 
entsprechender Ausgleich zu schaffen.

(5) Zur Effi zienzsteigerung kann ein Kreis mit einem 
benachbarten Kreis gemäß §§ 23 ff. des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit vereinbaren, dass 
ihm gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 übertragene Aufgaben 
von dem benachbarten Kreis übernommen oder für ihn 
durchgeführt werden. Satz 1 gilt auch für den Abschluss 
einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen ei-
nem Kreis und einer benachbarten kreisfreien Stadt.
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(6) Absatz 5 gilt nur, soweit

–  Bundesrecht oder Recht der Europäischen Ge-
meinschaften nicht entgegensteht, oder

–  der Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung nicht durch Gesetz oder Rechtsver-
ordnung ausdrücklich eingeschränkt oder aus-
geschlossen ist, oder

–  durch die beabsichtigte Aufgabenverlagerung 
schutzwürdige Belange Dritter nicht unange-
messen beeinträchtigt werden oder Gründe des 
öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen.

§ 3 (Fn 10) Gleichstellung von Frau und Mann

(1) Die Verwirklichung des Verfassungsgebots der 
Gleichberechtigung von Frau und Mann ist auch eine 
Aufgabe der Kreise, die zur Wahrnehmung dieser Auf-
gabe hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte 
bestellen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vor-
haben und Maßnahmen des Kreises mit, die Belan-
ge von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Aner-
kennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Ge-
sellschaft haben.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angele-
genheiten ihres Aufgabenbereiches an den Sitzungen 
des Kreisausschusses, des Kreistages und seiner Aus-
schüsse teilnehmen. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu 
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erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegen-
heiten ihres Aufgabenbereichs unterrichten.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angele-
genheiten, die ihren Aufgabenbereich berühren, den 
Beschlussvorlagen des Landrates widersprechen; in 
diesem Fall hat der Landrat den Kreistag zu Beginn 
der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentli-
chen Gründe hinzuweisen.

(5) Das Nähere zu den Absätzen 2 bis 4 regelt  die 
Hauptsatzung.

§ 4 Geheimhaltung

Die Kreise sind verpfl ichtet, Angelegenheiten der zivi-
len Verteidigung, die auf Anordnung der zuständigen 
Behörde oder ihrem Wesen nach gegen die Kenntnis 
Unbefugter geschützt werden müssen, geheimzuhal-
ten. Sie haben hierbei Weisungen der Landesregierung 
auf dem Gebiet des Geheimschutzes zu beachten.

§ 5 (Fn 17) Satzungen

(1) Die Kreise können ihre Angelegenheiten durch 
Satzung regeln, soweit Gesetze nichts anderes be-
stimmen. Satzungen bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde nur, wenn dies gesetzlich ausdrück-
lich vorgeschrieben ist.

(2) In den Satzungen können vorsätzliche und fahr-
lässige Zuwiderhandlungen gegen Gebote und Ver-
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bote mit Bußgeld bedroht werden. Zuständige Ver-
waltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der Landrat.

(3) Jeder Kreis hat eine Hauptsatzung zu erlassen. In 
ihr ist mindestens zu ordnen, was nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes der Hauptsatzung vorbehalten 
ist. Die Hauptsatzung und ihre Änderung kann der 
Kreistag nur mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder beschließen.

(4) Satzungen sind öffentlich bekannt zu machen. Sie 
treten, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, mit 
dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

(5) Das Innenministerium bestimmt durch Rechtsver-
ordnung, welche Verfahrens- und Formvorschriften 
bei der öffentlichen Bekanntmachung von Satzungen 
und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen einzu-
halten sind, soweit nicht andere Gesetze hierüber be-
sondere Regelungen enthalten.

(6) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen und 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche 
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Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekanntgemacht worden,

c)  der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vor-
her beanstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über dem Kreis vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
oder der sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung ist 
auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.

§ 6 Einrichtungen und Lasten

(1) Die Kreise schaffen innerhalb der Grenzen ihrer 
Leistungsfähigkeit die für die wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Betreuung ihrer Einwohner erforderli-
chen öffentlichen Einrichtungen.

(2) Alle Einwohner eines Kreises sind im Rahmen des 
geltenden Rechts berechtigt, die öffentlichen Einrich-
tungen des Kreises zu benutzen, und verpfl ichtet, die 
Lasten zu tragen, die sich aus ihrer Zugehörigkeit zum 
Kreis ergeben.

(3) Grundbesitzer und Gewerbetreibende, die nicht im 
Kreis wohnen, sind in gleicher Weise berechtigt, die öffent-
lichen Einrichtungen zu benutzen, die im Kreis für Grund-
besitzer und Gewerbetreibende bestehen und verpfl ich-
tet, für ihren Grundbesitz oder Gewerbebetrieb im Gebiet 
des Kreises zu den Lasten des Kreises beizutragen.
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(4) Diese Vorschriften gelten entsprechend für juristi-
sche Personen und Personenvereinigungen.

§ 7 Anschluss- und Benutzungszwang

Die Kreise können bei öffentlichem Bedürfnis durch 
Satzung für die Grundstücke des Kreisgebiets den 
Anschluss an überörtliche, der Volksgesundheit die-
nende Einrichtungen sowie an Einrichtungen zur Ver-
sorgung mit Fernwärme (Anschlusszwang) und die 
Benutzung dieser Einrichtungen (Benutzungszwang) 
vorschreiben. Die Satzung kann Ausnahmen vom An-
schluss- und Benutzungszwang zulassen. Sie kann 
den Zwang auch auf bestimmte Teile des Kreisge-
biets und auf bestimmte Gruppen von Grundstücken 
oder Personen beschränken. Im Falle des Anschluss- 
und Benutzungszwangs für Fernwärme soll die Sat-
zung zum Ausgleich von sozialen Härten angemesse-
ne Übergangsregelungen enthalten.

§ 8 Verwaltung

Die Verwaltung des Kreises liegt bei dem Kreistag, 
dem Kreisausschuss und dem Landrat.

§ 9 Wirtschaftsführung

Die Kreise haben ihr Vermögen und ihre Einkünfte so 
zu verwalten, dass die Kreisfi nanzen gesund bleiben. 
Auf die wirtschaftlichen Kräfte der kreisangehörigen 
Gemeinden und der Abgabepfl ichtigen ist Rücksicht 
zu nehmen.
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§ 10 Aufsicht

Die Aufsicht des Landes schützt die Kreise in ihren 
Rechten und sichert die Erfüllung ihrer Pfl ichten.

§ 11 Funktionsbezeichnungen

Die Funktionsbezeichnungen dieses Gesetzes werden 
in weiblicher oder männlicher Form geführt.

§ 12 Name und Sitz

(1) Die Kreise führen ihre bisherigen Namen. Der 
Kreistag kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln sei-
ner Mitglieder den Kreisnamen ändern. Die Änderung 
des Kreisnamens bedarf der Genehmigung des Innen-
ministeriums. Sätze 2 und 3 fi nden auch in den Fäl-
len Anwendung, in denen der Kreisname durch Gesetz 
festgelegt wurde, wenn seit dem Inkrafttreten des Ge-
setzes zehn Jahre vergangen sind.

(2) Der Kreistag bestimmt den Sitz der Kreisverwal-
tung; der Beschluss bedarf der Genehmigung der Lan-
desregierung.

§ 13 Siegel, Wappen und Flaggen

(1) Die Kreise führen Dienstsiegel.

(2) Die Kreise führen ihre bisherigen Wappen und 
Flaggen.
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(3) Die Änderung und die Einführung von Dienstsie-
geln, Wappen und Flaggen bedürfen der Genehmi-
gung der Bezirksregierung.

2. Teil Kreisgebiet

§ 14 Kreisgebiet

Das Gebiet jedes Kreises soll so bemessen sein, dass 
die Leistungsfähigkeit des Kreises zur Erfüllung seiner 
Aufgaben gesichert ist.

§ 15 Gebietsbestand

Das Gebiet des Kreises besteht aus der Gesamtheit 
der nach geltendem Recht zum Kreis gehörenden Ge-
meinden.

§ 16 Gebietsänderung

(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohles können 
Grenzen eines Kreises durch Eingliederung oder Aus-
gliederung von Gemeinden geändert, Kreise aufgelöst 
oder neugebildet werden.

(2) Das Verfahren zur Änderung des Gebiets eines 
Kreises wird durch Antrag einer unmittelbar beteilig-
ten Gebietskörperschaft an die Aufsichtsbehörde des 
Kreises eingeleitet. Werden durch die beantragte Ge-
bietsänderung die Grenzen von Kreisen verschiede-
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ner Regierungsbezirke berührt, so ist der Antrag an 
die obere Aufsichtsbehörde zu richten. Das Verfahren 
kann auch durch die Aufsichtsbehörde oder die obere 
Aufsichtsbehörde eingeleitet werden.

(3) Vor einer Änderung des Gebiets eines Kreises ist 
der Wille der unmittelbar beteiligten Gebietskörper-
schaften in der Weise festzustellen, dass ihren Ver-
tretungen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
wird.

(4) Die Änderung der Grenzen von Kreisen bewirkt 
ohne weiteres die Änderung der Grenzen der Land-
schaftsverbände.

§ 17 Gebietsänderungsverträge

Die Kreise treffen, soweit erforderlich, über die Än-
derung ihres Gebiets Vereinbarungen (Gebietsän-
derungsverträge). Derartige Verträge bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Kommt ein Ge-
bietsänderungsvertrag nicht zustande, so bestimmt 
die Aufsichtsbehörde die Einzelheiten der Gebietsän-
derung.

§ 18 Durchführung der Gebietsänderung

Die Änderung des Gebiets eines Kreises erfolgt durch 
Gesetz. In diesem sind die Bestimmungen über die Ge-
bietsänderung zu bestätigen und der Tag der Rechts-
wirksamkeit der Gebietsänderung festzulegen.
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§ 19 Wirkungen der Gebietsänderung

(1) Der Ausspruch der Änderung des Gebiets eines 
Kreises und die Bestätigung des Gebietsänderungs-
vertrags begründen Rechte und Pfl ichten der Betei-
ligten. Sie bewirken den Übergang, die Beschrän-
kung oder Aufhebung von dinglichen Rechten, sofern 
der Gebietsänderungsvertrag derartiges vorsieht. Die 
Aufsichtsbehörde ersucht die zuständigen Behörden 
um die Berichtigung des Grundbuchs, des Wasser-
buchs und anderer öffentlicher Bücher. Sie kann Un-
schädlichkeitszeugnisse ausstellen.

(2) Rechtshandlungen, die aus Anlass der Änderung 
des Gebiets eines Kreises erforderlich sind, sind frei 
von öffentlichen Abgaben sowie von Gebühren und 
Auslagen, soweit diese auf Landesrecht beruhen.

3. Teil Einwohner und Bürger

§ 20 Einwohner

Einwohner des Kreises sind die Einwohner der kreisan-
gehörigen Gemeinden.

§ 21 Anregungen und Beschwerden

(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen schriftlich mit Anregungen oder 
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Beschwerden in Angelegenheiten des Kreises an den 
Kreistag zu wenden. Die Zuständigkeiten des Kreisaus-
schusses, der Ausschüsse und des Landrats werden hier-
durch nicht berührt. Die Erledigung von Anregungen und 
Beschwerden kann der Kreistag einem Ausschuss über-
tragen. Der Antragsteller ist über die Stellungnahme zu 
den Anregungen und Beschwerden zu unterrichten.

(2) Die näheren Einzelheiten regelt die Hauptsatzung.

§ 22 (Fn 6) Einwohnerantrag

(1) Einwohner, die seit mindestens drei Monaten im 
Kreis wohnen und das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
können beantragen, dass der Kreistag über eine be-
stimmte Angelegenheit, für die er gesetzlich zustän-
dig ist, berät und entscheidet.

(2) Der Antrag muss schriftlich eingereicht werden. 
Er muss ein bestimmtes Begehren und eine Begrün-
dung enthalten. Er muss bis zu drei Personen benen-
nen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu 
vertreten. Die Verwaltung ist in den Grenzen ihrer Ver-
waltungskraft ihren Einwohnern bei der Einleitung ei-
nes Einwohnerantrages behilfl ich.

(3) Ein Einwohnerantrag muss von mindestens 4 vom 
Hundert der Einwohner unterzeichnet sein, höchstens 
jedoch von 8 000 Einwohnern.

(4) Jede Liste mit Unterzeichnungen muss den vollen 
Wortlaut des Antrags enthalten. Eintragungen, welche 
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die Person des Unterzeichners nach Namen, Vorna-
men, Geburtsdatum und Anschrift nicht zweifelsfrei 
erkennen lassen, sind ungültig. Die Angaben werden 
vom Kreis geprüft.

(5) Der Antrag ist nur zulässig, wenn nicht in dersel-
ben Angelegenheit innerhalb der letzten zwölf Monate 
bereits ein Antrag gestellt wurde.

(6) Die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 5 müssen 
im Zeitpunkt des Eingangs des Antrags beim Kreis er-
füllt sein.

(7) Der Kreistag stellt unverzüglich fest, ob der Ein-
wohnerantrag zulässig ist. Er hat unverzüglich darüber 
zu beraten und zu entscheiden, spätestens innerhalb 
von vier Monaten nach seinem Eingang. Den Vertretern 
des Einwohnerantrags soll Gelegenheit gegeben wer-
den, den Antrag in der Kreistagssitzung zu erläutern.

(8) Das Innenministerium kann durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Durchführung des Einwoh-
nerantrags regeln.

§ 23 (Fn 3) Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

(1) Die Bürger der kreisangehörigen Gemeinden kön-
nen beantragen (Bürgerbegehren), dass sie anstel-
le des Kreistags über eine Angelegenheit des Kreises 
selbst entscheiden (Bürgerentscheid). Der Kreistag 
kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetz-
lichen Zahl der Mitglieder beschließen, dass über eine 
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Angelegenheit des Kreises ein Bürgerentscheid statt-
fi ndet (Kreistagsbürgerentscheid). Absatz 2 Satz 1 so-
wie die Absätze 5, 7, 8 und 9 gelten entsprechend.

(2) Das Bürgerbegehren muss schriftlich eingereicht 
werden und die zur Entscheidung zu bringende Frage, 
eine Begründung sowie einen nach den gesetzlichen 
Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die De-
ckung der Kosten der verlangten Maßnahme enthal-
ten. Es muss bis zu drei Bürger der zum Kreis gehö-
renden Gemeinden benennen, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten. Die Verwaltung ist in 
den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Bürgern bei 
der Einleitung eines Bürgerbegehrens behilfl ich.

(3) Richtet sich ein Bürgerbegehren gegen einen Be-
schluss des Kreistags, muss es innerhalb von sechs 
Wochen nach der Bekanntmachung des Beschlusses 
eingereicht sein. Gegen den Beschluss, der nicht der 
Bekanntmachung bedarf, beträgt die Frist drei Mona-
te nach Sitzungstag.

(4) Ein Bürgerbegehren muss in einem Kreis

bis 200 000 Einwohner von 5 %
 mit mehr als 200 000 Einwohnern, aber nicht 
mehr als 500 000 Einwohnern von 4 %,
mit mehr als 500 000 Einwohnern von 3 %

der Bürger der kreisangehörigen Gemeinden unter-
zeichnet sein.
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Die Angaben werden vom Kreis geprüft. Im übrigen gilt 
§ 22 Abs. 4 entsprechend.

5) Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über

1. die innere Organisation der Kreisverwaltung,
2.  die Rechtsverhältnisse der Kreistagsmitglieder, 

der Mitglieder des Kreisausschusses und der 
Mitglieder der Ausschüsse sowie der Bediens-
teten des Kreises,

3.  die Haushaltssatzung einschließlich der Wirt-
schaftspläne der Eigenbetriebe sowie die kommu-
nalen Abgaben und die privatrechtlichen Entgelte,

4.  die Eröffnungsbilanz, den Jahresabschluss und 
den Gesamtabschluss des Kreises und den Jah-
resabschluss der Eigenbetriebe,

5.  Angelegenheiten, die im Rahmen eines Plan-
feststellungsverfahrens oder eines förmlichen 
Verwaltungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbe-
teiligung oder eines abfallrechtlichen, immissi-
onsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder 
vergleichbaren Zulassungsverfahrens zu ent-
scheiden sind,

6.  Entscheidungen über Rechtsbehelfe und 
Rechtsstreitigkeiten,

7.  Angelegenheiten, für die der Kreistag keine ge-
setzliche Zuständigkeit hat,

8.  Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen 
oder gegen die guten Sitten verstoßen,

9.  Angelegenheiten, über die innerhalb der letzten 
zwei Jahre bereits ein Bürgerentscheid durch-
geführt worden ist.
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(6) Der Kreistag stellt unverzüglich fest, ob das Bür-
gerbegehren zulässig ist. Gegen diese Entscheidung 
des Kreistags können nur die Vertreter des Bürger-
begehrens nach Absatz 2 Satz 2 Widerspruch einle-
gen. Entspricht der Kreistag dem zulässigen Bürger-
begehren nicht, so ist innerhalb von drei Monaten ein 
Bürgerentscheid durchzuführen. Entspricht der Kreis-
tag dem Bürgerbegehren, so unterbleibt der Bürger-
entscheid. Den Vertretern des Bürgerbegehrens soll 
Gelegenheit gegeben werden, den Antrag in der Sit-
zung des Kreistags zu erläutern. Ist die Zulässigkeit 
des Bürgerbegehrens festgestellt, darf bis zur Fest-
stellung des Ergebnisses des Bürgerentscheids eine 
dem Begehren entgegenstehende Entscheidung der 
Kreisorgane nicht mehr getroffen oder mit dem Voll-
zug einer derartigen Entscheidung nicht mehr begon-
nen werden, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt haben 
rechtliche Verpfl ichtungen des Kreises hierzu bestan-
den (Sperrwirkung des zulässigen Bürgerbegehrens).

(7) Bei einem Bürgerentscheid kann über die gestell-
te Frage nur mit Ja oder Nein abgestimmt werden. Die 
Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem sie von der 
Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet wurde, 
sofern diese Mehrheit mindestens 20 vom Hundert 
der Bürger beträgt. Bei Stimmengleichheit gilt die Fra-
ge als mit Nein beantwortet.

(8) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Kreis-
tagsbeschlusses. Vor Ablauf von zwei Jahren kann er 
nur auf Initiative des Kreistags durch einen neuen Bür-
gerentscheid abgeändert werden.
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(9) Das Innenministerium kann durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Durchführung des Bürger-
begehrens und des Bürgerentscheids regeln.

§ 24 Ehrenamtliche Tätigkeit und Ehrenamt

Einwohner und Bürger der kreisangehörigen Gemein-
den sind zur ehrenamtlichen Tätigkeit und zur Über-
nahme und Ausübung von Ehrenämtern für den Kreis 
unter den gleichen Voraussetzungen und mit den glei-
chen Folgen verpfl ichtet wie in der Gemeinde, in der 
sie Einwohner oder Bürger sind. § 34 der Gemeinde-
ordnung fi ndet keine Anwendung.

4. Teil Kreistag

§ 25 (Fn 8) Allgemeines

(1) Der Kreistag besteht aus den Kreistagsmitglie-
dern, die von den Bürgern der kreisangehörigen Ge-
meinden gewählt werden (Kreistagsmitglieder) und 
dem Landrat (Mitglied kraft Gesetzes).

(2) Vorsitzender des Kreistags ist der Landrat. Ihm 
obliegt die repräsentative Vertretung des Kreises. Der 
Landrat hat im Kreistag Stimmrecht. In den Fällen der 
§§ 26 Abs. 1 Buchstabe i, 26 Abs. 2, 32 Abs. 1 Satz 3, 
33 Abs. 1 Satz 2, 35 Abs. 3, 38 Abs. 2, 41 Abs. 3, 5 und 
7, 45 Abs. 1, 48 Abs. 1 Satz 2 und 49 Abs. 1 Satz 3 und 
4 stimmt er nicht mit.
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§ 26 (Fn 4) Zuständigkeiten des Kreistags

(1) Der Kreistag beschließt über die Angelegenheiten 
des Kreises, die ihrer Bedeutung nach einer solchen 
Entscheidung bedürfen oder die er sich vorbehält, so-
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist. Er ist ausschließlich zuständig für

a)  die Aufstellung allgemeiner Grundsätze, nach 
denen die Verwaltung geführt werden soll,

b)  die Wahl der Mitglieder des Kreisausschusses 
und ihrer Stellvertreter,

c)  die Wahl der Mitglieder der anderen Ausschüs-
se,

d)  die Bestellung des allgemeinen Vertreters des 
Landrats und des Kämmerers,

e)  die Änderung des Gebiets des Kreises, die Be-
stimmung des Namens des Kreises und des 
Sitzes der Kreisverwaltung sowie die Ände-
rung und Einführung von Dienstsiegeln, Wap-
pen und Flaggen, soweit nicht in diesem Ge-
setz etwas anderes bestimmt ist,

f)  den Erlass, die Änderung, die Aufhebung von 
Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Be-
stimmungen,

g)  den Erlass der Haushaltssatzung und des Stel-
lenplans, die Aufstellung eines Haushalts-
sicherungskonzeptes, die Zustimmung zu 
überplanmäßigen und außerplanmäßigen Auf-
wendungen und Auszahlungen und überplan-
mäßigen und außerplanmäßigen Verpfl ich-
tungsermächtigungen, die Festlegung von 
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Wertgrenzen für die Veranschlagung und Ab-
rechnung einzelner Investitionsmaßnahmen,

h)  die Festsetzung allgemein geltender öffentli-
cher Abgaben und privatrechtlicher Entgelte 
sowie der Kreisumlage,

i)  die Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Entlastung sowie die Bestätigung des Ge-
samtabschlusses,

j)  den Erwerb von Vermögensgegenständen, so-
weit es sich nicht um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt,

k)  die teilweise oder vollständige Veräußerung 
oder Verpachtung von Eigenbetrieben, die teil-
weise oder vollständige Veräußerung einer un-
mittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an ei-
ner Gesellschaft oder anderen Vereinigungen 
des privaten Rechts, die Veräußerung eines 
Geschäftsanteils an einer eingetragenen Kre-
ditgenossenschaft sowie den Abschluss von 
anderen Rechtsgeschäften im Sinne des § 111 
Abs. 1 und 2 Gemeindeordnung,

l)  die Errichtung, Übernahme, Erweiterung, Ein-
schränkung und Aufl ösung von Anstalten des 
öffentlichen Rechts gemäß § 114 a der Gemein-
deordnung, öffentlichen Einrichtungen und Ei-
genbetrieben, die Bildung oder Aufl ösung ei-
nes gemeinsamen Kommunalunternehmens 
gemäß § 27 Abs. 1 bis 3 und 6 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit, die 
Änderung der Unternehmenssatzung eines 
gemeinsamen Kommunalunternehmens sowie 
der Austritt aus einem gemeinsamen Kommu-
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nalunternehmen, die erstmalige unmittelba-
re oder mittelbare Beteiligung sowie die Er-
höhung einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Beteiligung an einer Gesellschaft oder anderen 
Vereinigungen in privater Rechtsform, den Er-
werb eines Geschäftsanteils an einer eingetra-
genen Kreditgenossenschaft,

m)  die Umwandlung der Rechtsform von Anstal-
ten des öffentlichen Rechts gem. § 114a der 
Gemeindeordnung, öffentlichen Einrichtungen 
und Eigenbetrieben sowie die Umwandlung der 
Rechtsform von Gesellschaften, an denen der 
Kreis beteiligt ist, soweit der Einfl uss des Krei-
ses geltend gemacht werden kann,

n)  die Umwandlung des Zwecks, die Zusammen-
legung und die Aufhebung von Stiftungen ein-
schließlich des Verbleibs des Stiftungsvermö-
gens,

o)  die Übernahme von Bürgschaften, den Ab-
schluss von Gewährverträgen und die Bestel-
lung sonstiger Sicherheiten für andere sowie 
solche Rechtsgeschäfte, die den vorgenann-
ten wirtschaftlich gleichkommen,

p)  die Bestellung und Abberufung der Leitung 
und der Prüfer der örtlichen Rechnungsprü-
fung sowie die Erweiterung der Aufgaben der 
örtlichen Rechnungsprüfung über die Pfl icht-
aufgaben hinaus,

q)  die Genehmigung von Verträgen des Kreises 
mit Kreistags- und Ausschussmitgliedern, mit 
dem Landrat und den leitenden Dienstkräf-
ten des Kreises nach näherer Bestimmung der 
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Hauptsatzung,
r)  die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine 

gesetzliche Verpfl ichtung besteht,
s)  alle Angelegenheiten, in denen das Gesetz die 

Zuständigkeit des Kreistags ausdrücklich vor-
schreibt,

t)  die Festlegung strategischer Ziele unter Be-
rücksichtigung der Ressourcen.

Vor der Entscheidung über die Gründung von bzw. die 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an Unterneh-
men der Telekommunikation im Sinne von § 107 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 b Gemeindeordnung ist der Kreistag auf 
der Grundlage einer Marktanalyse über die Chancen 
und Risiken des beabsichtigten wirtschaftlichen Enga-
gements zu unterrichten. Der Kreistag kann durch die 
Hauptsatzung die Erledigung bestimmter Geschäfte, 
für die er nach Satz 2 Buchstaben j und k zuständig ist, 
auf den Kreisausschuss übertragen.

(2) Der Kreistag ist durch den Landrat über alle wichti-
gen Angelegenheiten der Kreisverwaltung zu unterrich-
ten; er überwacht die Durchführung seiner Beschlüs-
se sowie den Ablauf der Verwaltungsangelegenheiten. 
Auch kann der Kreistag vom Landrat Einsicht in die 
Akten durch einen von ihm bestimmten Ausschuss 
oder einzelne von ihm beauftragte Mitglieder fordern. 
In Einzelfällen muss auf Verlangen von mindestens ei-
nem Fünftel der Kreistagsmitglieder oder einer Frakti-
on auch einem einzelnen, von den Antragstellern zu be-
nennenden Kreistagsmitglied Akteneinsicht gewährt 
werden. Ausschussvorsitzende können vom Landrat je-
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derzeit Auskunft über die Angelegenheiten verlangen, 
die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses gehören. 
Dritte sind von der Teilnahme an der Akteneinsicht aus-
geschlossen. Akteneinsicht darf einem Kreistagsmit-
glied nicht gewährt werden, das wegen Interessen-
widerstreits von der Beratung und Entscheidung der 
Angelegenheit ausgeschlossen ist.

(3) Über wichtige Anordnungen der Aufsichtsbehör-
de und Anordnungen, bei denen die Aufsichtsbehör-
den dies bestimmen, ist der Kreistag vom Landrat zu 
unterrichten.

(4) Der Landrat ist verpfl ichtet, einem Kreistagsmit-
glied auf Verlangen Auskunft zu erteilen oder zu ei-
nem Tagesordnungspunkt Stellung zu nehmen. Je-
dem Kreistagsmitglied ist vom Landrat auf Verlangen 
Akteneinsicht zu gewähren, soweit die Akten im Zu-
sammenhang mit der Vorbereitung oder der Kont-
rolle von Beschlüssen des Kreistages oder des Aus-
schusses stehen, dem es angehört. Dritte sind von 
der Teilnahme an der Akteneinsicht ausgeschlossen. 
Die Akteneinsicht darf nur verweigert werden, so-
weit ihr schutzwürdige Belange Betroffener oder Drit-
ter entgegenstehen. Die ablehnende Entscheidung 
ist schriftlich zu begründen. Akteneinsicht darf ei-
nem Kreistagsmitglied nicht gewährt werden, das we-
gen Interessenwiderstreits von der Beratung und Ent-
scheidung der Angelegenheit ausgeschlossen ist.

(5) Für die Vertretung der Kreise in Organen von ju-
ristischen Personen oder Personenvereinigungen gilt 
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§ 113 der Gemeindeordnung entsprechend. Vertre-
ter des Kreises, die Mitgliedschaftsrechte in Organen, 
Beiräten oder Ausschüssen von juristischen Personen 
oder Personenvereinigungen wahrnehmen, werden 
vom Kreistag bestellt oder vorgeschlagen. Ist mehr 
als ein Vertreter des Kreises zu benennen, muss der 
Landrat oder der von ihm vorgeschlagene Bedienstete 
des Kreises dazuzählen. Die Vertreter des Kreises sind 
an die Beschlüsse des Kreistags und des Kreisaus-
schusses gebunden. Sie haben ihr Amt auf Beschluss 
des Kreistags jederzeit niederzulegen. Die Sätze 1 bis 
5 gelten nur, soweit durch Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist.

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn dem Kreis das 
Recht eingeräumt wird, Mitglieder des Vorstandes, 
des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs zu 
bestellen oder vorzuschlagen.

(7) Werden die vom Kreis bestellten oder vorgeschla-
genen Personen aus dieser Tätigkeit haftbar gemacht, 
so hat ihnen der Kreis den Schaden zu ersetzen, es 
sei denn, dass sie ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt haben. Auch in diesem Fall ist der Kreis 
schadensersatzpfl ichtig, wenn die vom Kreis bestell-
ten Personen nach Weisung des Kreistags oder des 
Kreisausschusses gehandelt haben.

§ 27 Wahl der Kreistagsmitglieder

(1) Die Kreistagsmitglieder werden in allgemeiner, un-
mittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl auf die 
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Dauer von fünf Jahren gewählt. Die näheren Vorschrif-
ten trifft das Kommunalwahlgesetz.

(2) Nach Ablauf der Wahlzeit üben die bisherigen 
Kreistagsmitglieder ihre Tätigkeit bis zur ersten Sit-
zung des neugewählten Kreistags weiter aus.

§ 28 (Fn 17) Rechte und Pfl ichten der 
Kreistagsmitglieder

(1) Die Kreistagsmitglieder sind verpfl ichtet, in ihrer 
Tätigkeit ausschließlich nach dem Gesetz und ihrer 
freien, nur durch Rücksicht auf das öffentliche Wohl 
bestimmten Überzeugung zu handeln; sie sind an Auf-
träge nicht gebunden.

(2) Für die Tätigkeit als Kreistagsmitglied oder als Mit-
glied eines Ausschusses gelten die Vorschriften der 
§§ 30 bis 32 Gemeindeordnung mit folgenden Maßga-
ben entsprechend:

1.  Die Pfl icht zur Verschwiegenheit kann ihnen ge-
genüber nicht vom Landrat angeordnet werden;

2.  die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, er-
teilt bei Kreistagsmitgliedern der Kreistag, bei 
Kreisausschussmitgliedern der Kreisausschuss 
und bei Ausschussmitgliedern der Ausschuss;

3.  die Offenbarungspfl icht über Ausschließungs-
gründe besteht bei Kreistags- und Kreisaus-
schussmitgliedern gegenüber dem Landrat, bei 
Ausschussmitgliedern gegenüber dem Ausschuss-
vorsitzenden vor Eintritt in die Verhandlung;
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4.  über Ausschließungsgründe entscheidet bei 
Kreistagsmitgliedern der Kreistag, bei Kreis-
ausschussmitgliedern der Kreisausschuss und 
bei Ausschussmitgliedern der Ausschuss;

5.  ein Verstoß gegen die Offenbarungspfl icht wird 
vom Kreistag, vom Kreisausschuss bzw. vom 
Ausschuss durch Beschluss festgestellt;

6.  sachkundige Bürger und sachkundige Einwoh-
ner als Mitglieder von Ausschüssen können 
Ansprüche anderer gegen den Kreis nur dann 
nicht geltend machen, wenn diese in Zusam-
menhang mit ihren Aufgaben stehen; ob diese 
Voraussetzungen vorliegen, entscheidet der 
Ausschuss.

Die Kreistagsmitglieder, Mitglieder des Kreisaus-
schusses und Mitglieder der Ausschüsse müssen ge-
genüber dem Landrat Auskunft über ihre wirtschaft-
lichen und persönlichen Verhältnisse geben, soweit 
das für die Ausübung ihrer Tätigkeit von Bedeutung 
sein kann. Die näheren Einzelheiten regelt der Kreis-
tag. Name, Anschrift, der ausgeübte Beruf sowie an-
dere vergütete und ehrenamtliche Tätigkeiten können 
veröffentlicht werden. Die Auskünfte sind vertraulich 
zu behandeln. Nach Ablauf der Wahlperiode sind die 
gespeicherten Daten der ausgeschiedenen Kreistags-
mitglieder zu löschen.

(3) Erleidet der Kreis infolge eines Beschlusses des 
Kreistags einen Schaden, so haften die Kreistagsmit-
glieder, wenn sie
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a)  in vorsätzlicher und grob fahrlässiger Verlet-
zung ihrer Pfl icht gehandelt haben,

b)  bei der Beschlussfassung mitgewirkt haben, 
obwohl sie nach dem Gesetz hiervon ausge-
schlossen waren, und ihnen der Ausschlie-
ßungsgrund bekannt war,

c)  der Bewilligung von Ausgaben zugestimmt 
haben, für die das Gesetz oder die Haushalts-
satzung eine Ermächtigung nicht vorsieht, 
wenn nicht gleichzeitig die erforderlichen De-
ckungsmittel bereitgestellt werden.

§ 29 (Fn 17) Freistellung

(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Man-
dat als Mitglied des Kreistags oder eines Ausschusses 
zu bewerben, es anzunehmen oder auszuüben. Be-
nachteiligungen am Arbeitsplatz in Zusammenhang 
mit der Bewerbung, der Annahme oder der Ausübung 
eines Mandats sind unzulässig. Entgegenstehende 
Vereinbarungen sind nichtig. Kündigungen oder Ent-
lassungen aus Anlass der Bewerbung, Annahme oder 
Ausübung eines Mandats sind unzulässig.

(2) Die Kreistagsmitglieder und Mitglieder der Aus-
schüsse sind von der Arbeit freizustellen, soweit es die 
Ausübung ihres Mandats erfordert. Als erforderlich ist 
eine Freistellung in der Regel anzusehen, wenn die Tä-
tigkeit mit dem Mandat in unmittelbarem Zusammen-
hang steht oder auf Veranlassung des Kreistags oder 
des Ausschusses erfolgt und nicht während der ar-
beitsfreien Zeit ausgeübt werden kann.
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§ 30 (Fn 17) Entschädigung der 
Kreistagsmitglieder

(1) Ein Kreistagsmitglied im Kreistag, ein Kreistags-
mitglied im Kreisausschuss oder ein Mitglied in einem 
Ausschuss hat Anspruch auf Ersatz des Verdienst-
ausfalles, der ihm durch die Mandatsausübung ent-
steht, soweit sie während der regelmäßigen Arbeits-
zeit erforderlich ist. Die regelmäßige Arbeitszeit ist 
individuell zu ermitteln; dies gilt auch für die Hausar-
beit im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3. Entgangener Ver-
dienst aus Nebentätigkeiten und Verdienst, der außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit hätte erzielt werden 
können, bleibt außer Betracht.

(2) Als Ersatz des Verdienstausfalls wird mindestens 
ein in der Hauptsatzung festzulegender Regelstun-
densatz gezahlt, es sei denn, dass ersichtlich keine fi -
nanziellen Nachteile entstanden sind. Darüber hinaus 
wird in folgenden Fällen eine höhere Entschädigung 
gezahlt:

1.  Abhängig Erwerbstätigen wird auf Antrag an-
stelle des Regelstundensatzes der tatsächlich 
entstandene und nachgewiesene Verdienstaus-
fall ersetzt;

2.  Selbständige erhalten auf Antrag anstelle des 
Regelstundensatzes eine Verdienstausfallpau-
schale je Stunde, die im Einzelfall auf der Grund-
lage des glaubhaft gemachten Einkommens 
nach billigem Ermessen festgesetzt wird;
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3.  Personen, die einen Haushalt mit mindestens 
zwei Personen führen und nicht oder weniger 
als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, er-
halten für die Zeit der mandatsbedingten Ab-
wesenheit vom Haushalt mindestens den Re-
gelstundensatz. Statt des Regelstundensatzes 
werden auf Antrag die notwendigen Kosten für 
die Vertretung im Haushalt ersetzt.

In der Hauptsatzung ist ein einheitlicher Höchstbetrag 
festzulegen, der bei dem Ersatz des Verdienstausfalls 
je Stunde nicht überschritten werden darf; es kann au-
ßerdem ein täglicher oder monatlicher Höchstbetrag 
festgelegt werden.

(3) Ist während der mandatsbedingten Abwesenheit 
vom Haushalt eine entgeltliche Kinderbetreuung not-
wendig, werden die nachgewiesenen Kosten auf An-
trag erstattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht 
für Zeiträume erstattet, für die Entschädigung nach 
Absatz 2 geleistet wird. Die Hauptsatzung kann die nä-
heren Einzelheiten regeln.

(4) Unabhängig von einem Anspruch auf Verdienst-
ausfall besteht ein Anspruch auf angemessene Auf-
wandsentschädigung nach folgenden Maßgaben:

1.  Einem Kreistagsmitglied kann die Aufwandsent-
schädigung teilweise als Sitzungsgeld für Kreis-
tags-, Kreisausschuss-, Ausschuss- und Frakti-
onssitzungen gezahlt werden.
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2.  Ein Ausschussmitglied, das nicht Kreistags-
mitglied ist (sachkundiger Bürger), erhält ein 
Sitzungsgeld für die im Rahmen seiner Man-
datsausübung erforderliche Teilnahme an 
Kreisausschuss-, Ausschuss- und Fraktionssit-
zungen.

3.  Ein stellvertretendes Ausschussmitglied, das 
nicht Kreistagsmitglied ist, erhält unabhängig 
vom Eintritt des Vertretungsfalles für die Teil-
nahme an Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld.

(5) Fraktionssitzungen sind auch Sitzungen von Teilen 
einer Fraktion (Fraktionsvorstand, Fraktionsarbeits-
kreise). Die Zahl der ersatzpfl ichtigen Fraktionssitzun-
gen pro Jahr ist in der Hauptsatzung zu beschränken.

(6) Das Innenministerium bestimmt durch Rechtsver-
ordnung

1. die Höhe der monatlichen Aufwandsentschädigung 
sowie die Höhe der Sitzungsgelder,
2. die Fahrtkostenerstattung und den Ersatz von Aus-
lagen neben der Aufwandsentschädigung.
Die Höhe der Aufwandsentschädigung und der Sit-
zungsgelder ist zu Beginn und mit Ablauf der Hälf-
te der Wahlzeit anzupassen. Grundlage dafür ist die 
Preisentwicklung ausgewählter Waren und Leistun-
gen im Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte seit dem Zeitpunkt der vorangegangenen 
Anpassung der Höhe der Aufwandsentschädigung 
und der Sitzungsgelder.
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§ 31 Aufwandsentschädigung

Stellvertreter des Landrats und Fraktionsvorsitzende - 
bei Fraktionen mit mindestens zehn Mitgliedern auch 
ein stellvertretender Vorsitzender, mit mindestens 20 
Mitgliedern auch zwei, mit mindestens 30 Mitgliedern 
auch drei stellvertretende Vorsitzende - erhalten ne-
ben den Entschädigungen, die den Kreistagsmitglie-
dern nach § 30 zustehen, eine vom Innenministerium 
festzusetzende angemessene Aufwandsentschädi-
gung. Eine Aufwandsentschädigung ist nicht zu ge-
währen, wenn das Kreistagsmitglied hauptberufl ich 
tätiger Mitarbeiter einer Fraktion ist.

§ 32 (Fn 18) Einberufung des Kreistags

(1) Der Kreistag wird von dem Landrat einberufen. 
Nach Beginn der Wahlzeit muss die erste Sitzung in-
nerhalb von drei Wochen stattfi nden; im Übrigen soll 
der Kreistag zusammentreten, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert, mindestens jedoch alle drei Monate. 
Der Kreistag ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein 
Fünftel der Kreistagsmitglieder oder eine Fraktion un-
ter Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstän-
de es verlangen.

(2) Die Ladungsfrist, die Form der Einberufung und 
die Geschäftsführung des Kreistags sind durch die 
Geschäftsordnung zu regeln, soweit hierüber nicht in 
diesem Gesetz Vorschriften getroffen sind. Der Kreis-
tag regelt in der Geschäftsordnung Inhalt und Umfang 
des Fragerechts der Kreistagsmitglieder.
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(3) Kommt der Landrat seiner Verpfl ichtung zur Ein-
berufung des Kreistags nicht nach, so veranlasst die 
Aufsichtsbehörde die Einberufung.

§ 33 Tagesordnung und Öffentlichkeit 
der Kreistagssitzungen

(1) Der Landrat setzt die Tagesordnung fest. Er hat 
dabei Vorschläge aufzunehmen, die ihm innerhalb ei-
ner in der Geschäftsordnung zu bestimmenden Frist 
von einem Fünftel der Kreistagsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. Fragestunden für Einwoh-
ner kann er in die Tagesordnung aufnehmen, wenn 
Einzelheiten hierüber in der Geschäftsordnung gere-
gelt sind. Zeit und Ort der Sitzung sowie die Tagesord-
nung sind von ihm öffentlich bekanntzumachen. Die 
Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss 
des Kreistags erweitert werden, wenn es sich um An-
gelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden 
oder die von äußerster Dringlichkeit sind.

(2) Die Sitzungen des Kreistags sind öffentlich. Durch die 
Geschäftsordnung kann die Öffentlichkeit für Angelegen-
heiten einer bestimmten Art ausgeschlossen werden. Auf 
Antrag eines Kreistagsmitglieds oder auf Vorschlag des 
Landrats kann für einzelne Angelegenheiten die Öffent-
lichkeit ausgeschlossen werden. Anträge und Vorschlä-
ge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in nicht-
öffentlicher Sitzung begründet und beraten werden. Falls 
dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben wird, ist 
die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, 
dass in nichtöffentlicher Sitzung weiter verhandelt wird.
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(3) Personenbezogene Daten dürfen offenbart wer-
den, soweit nicht schützenswerte Interessen Einzel-
ner oder Belange des öffentlichen Wohls überwiegen; 
erforderlichenfalls ist die Öffentlichkeit auszuschlie-
ßen.

(4) Mitglieder der Ausschüsse können nach Maßga-
be der Geschäftsordnung an den nichtöffentlichen 
Sitzungen des Kreistags als Zuhörer teilnehmen. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet keinen Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sit-
zungsgeld.

§ 34 Beschlussfähigkeit des Kreistags

(1) Der Kreistag ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. 
Er gilt als beschlussfähig, solange seine Beschlussun-
fähigkeit nicht festgestellt ist.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähig-
keit des Kreistags zurückgestellt worden und wird der 
Kreistag zur Beratung über denselben Gegenstand 
einberufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Ladung 
muss auf diese Bestimmung ausdrücklich hingewie-
sen werden.

§ 35 (Fn 5) Abstimmungen

(1) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst, 
soweit das Gesetz nichts anderes vorschreibt. Bei 
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Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Bei 
der Beschlussfassung wird offen abgestimmt. Auf An-
trag einer in der Geschäftsordnung zu bestimmenden 
Zahl von Mitgliedern des Kreistages ist namentlich ab-
zustimmen. Auf Antrag mindestens eines Fünftels der 
Mitglieder des Kreistages ist geheim abzustimmen. 
Zum selben Tagesordnungspunkt hat ein Antrag auf 
geheime Abstimmung Vorrang gegenüber einem An-
trag auf namentliche Abstimmung. Die Geschäftsord-
nung kann weitere Regelungen treffen.

(2) Wahlen werden, wenn das Gesetz nichts anderes 
bestimmt oder wenn niemand widerspricht, durch of-
fene Abstimmung, sonst durch Abgabe von Stimmzet-
teln vollzogen. Gewählt ist die vorgeschlagene Person, 
die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erreicht 
hat. Nein-Stimmen gelten als gültige Stimmen. Er-
reicht niemand mehr als die Hälfte der Stimmen, so 
fi ndet zwischen den Personen, welche die beiden 
höchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine enge-
re Wahl statt. Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los.

(3) Haben sich die Kreistagsmitglieder zur Besetzung 
der Ausschüsse auf einen einheitlichen Wahlvorschlag 
geeinigt, ist der einstimmige Beschluss der Kreistags-
mitglieder über die Annahme dieses Wahlvorschlags 
ausreichend. Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag 
nicht zustande, so wird nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl in einem Wahlgang abgestimmt. Dabei 
sind die Wahlstellen auf die Wahlvorschläge der Frakti-
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onen und Gruppen des Kreistages entsprechend dem 
Verhältnis der Stimmenzahlen, die auf die einzelnen 
Wahlvorschläge entfallen, zur Gesamtzahl der abge-
gebenen gültigen Stimmen zu verteilen. Jedem Wahl-
vorschlag werden zunächst so viele Sitze zugeteilt, 
wie sich für ihn ganze Zahlen ergeben. Sind danach 
noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der Reihenfol-
ge der höchsten Zahlenbruchteile zuzuteilen. Bei glei-
chen Zahlenbruchteilen entscheidet das Los. Scheidet 
jemand vorzeitig aus dem Ausschuss aus, wählen die 
Kreistagsmitglieder auf Vorschlag der Fraktion oder 
Gruppe, welcher das ausgeschiedene Mitglied bei sei-
ner Wahl angehörte, einen Nachfolger.

(4) Hat der Kreistag zwei oder mehr Vertreter oder 
Mitglieder im Sinne des § 26 Abs. 5 und 6 zu bestel-
len oder vorzuschlagen, die nicht hauptberufl ich tätig 
sind, ist das Verfahren nach Absatz 3 entsprechend 
anzuwenden. Dies gilt ebenso, wenn zwei oder mehr 
Personen vorzeitig aus dem Gremium ausgeschieden 
sind, für das sie bestellt oder vorgeschlagen worden 
waren und für diese mehrere Nachfolger zu wählen 
sind. Scheidet eine Person vorzeitig aus dem Gremi-
um aus, für das sie bestellt oder vorgeschlagen war, 
wählt der Kreistag den Nachfolger für die restliche Zeit 
nach Absatz 2.

(5) Bei Beschlüssen und Wahlen zählen Stimmenthal-
tungen und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlussfähigkeit, nicht aber zur Berechnung der 
Mehrheit mit.
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(6) Ein Mitglied, in dessen Person ein Ausschließungs-
grund nach § 31 Gemeindeordnung besteht, kann an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen.

§ 36 Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Landrat leitet die Verhandlungen, eröffnet und 
schließt die Sitzungen, sorgt für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung und übt das Hausrecht aus.

(2) In der Geschäftsordnung kann bestimmt werden, 
in welchen Fällen durch Beschluss des Kreistags ei-
nem Kreistagsmitglied bei Verstößen gegen die Ord-
nung die auf den Sitzungstag entfallenden Entschä-
digungen ganz oder teilweise entzogen werden und 
es für eine oder mehrere Sitzungen ausgeschlossen 
wird.

(3) Enthält die Geschäftsordnung eine Bestimmung 
gemäß Absatz 2, so kann der Landrat, falls er es für 
erforderlich hält, den sofortigen Ausschluss des Kreis-
tagsmitglieds aus der Sitzung verhängen und durch-
führen. Der Kreistag beschließt in der nächsten Sit-
zung über die Berechtigung dieser Maßnahme.

§ 37 Niederschrift der Kreistagsbeschlüsse

(1) Über die im Kreistag gefassten Beschlüsse ist eine 
Niederschrift aufzunehmen. Diese wird vom Landrat 
und einem vom Kreistag zu bestellenden Schriftfüh-
rer unterzeichnet.
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(2) Der wesentliche Inhalt der Beschlüsse soll in öf-
fentlicher Sitzung oder in anderer geeigneter Weise 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, soweit 
nicht im Einzelfall etwas anderes beschlossen wird.

(3) Die für die öffentliche Bekanntmachung von Sat-
zungen geltenden Bestimmungen (§ 5 Abs. 4 und 5) 
fi nden auch bei den nach diesem Gesetz oder ande-
ren Rechtsvorschriften vorgeschriebenen sonstigen 
öffentlichen Bekanntmachungen sinngemäß Anwen-
dung, soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist.

§ 38 (Fn 17) Behandlung der Kreistagsbeschlüsse

(1) Beschlüsse, die die Durchführung der Geschäfts-
ordnung betreffen, führt der Landrat aus. Wenn er 
persönlich beteiligt ist, handelt der Stellvertreter.

(2) Beschlüsse, die die Geltendmachung von Ansprü-
chen des Kreises gegen den Landrat oder die Amts-
führung des Landrates betreffen, führt der allgemei-
ne Vertreter aus.

§ 39 Widerspruch und Beanstandung

(1) Der Landrat kann einem Beschluss des Kreistags 
spätestens am dritten Tage nach der Beschlussfas-
sung unter schriftlicher Begründung widersprechen, 
wenn er der Auffassung ist, dass der Beschluss das 
Wohl des Kreises gefährdet. Der Widerspruch hat auf-
schiebende Wirkung. Über die Angelegenheit ist in ei-
ner neuen Sitzung des Kreistags, die frühestens am 
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dritten Tage und spätestens vier Wochen nach dem 
Widerspruch stattzufi nden hat, erneut zu beschlie-
ßen. Ein weiterer Widerspruch ist unzulässig.

(2) Verletzt ein Beschluss des Kreistags das geltende 
Recht, so hat der Landrat den Beschluss zu beanstan-
den. Die Beanstandung ist dem Kreistag mit Begrün-
dung schriftlich mitzuteilen. Sie hat aufschiebende 
Wirkung. Verbleibt der Kreistag bei seinem Beschluss, 
so hat der Landrat unverzüglich die Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde einzuholen. Die aufschiebende Wir-
kung bleibt bestehen.

(3) Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach 
§ 28 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 31 der Gemein-
deordnung kann gegen einen Beschluss des Kreistags 
nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung 
oder, wenn eine öffentliche Bekanntmachung erfor-
derlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, dass der Landrat den Be-
schluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung 
des Mitwirkungsverbots vorher gegenüber dem Kreis 
gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet worden ist, 
die die Verletzung ergibt.

(4) Absätze 1 bis 3 fi nden in den Fällen des § 50 Abs. 1 
bis 3 entsprechende Anwendung.

§ 40 (Fn 17) Fraktionen

(1) Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von 
Kreistagsmitgliedern, die sich auf der Grundlage 
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grundsätzlicher politischer Übereinstimmung zu mög-
lichst gleichgerichtetem Wirken zusammengeschlos-
sen haben. Eine Fraktion besteht aus mindestens zwei 
Kreistagsmitgliedern, in einem Kreistag mit mehr als 
59 Kreistagsmitgliedern aus mindestens drei Kreis-
tagsmitgliedern. Satz 1 gilt für Gruppen ohne Frakti-
onsstatus im Kreistag entsprechend. Eine Gruppe be-
steht aus mindestens zwei Kreistagsmitgliedern.

(2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung 
und Entscheidungsfi ndung in der Vertretung mit; sie 
können insoweit ihre Auffassung öffentlich darstel-
len. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen. Sie ge-
ben sich ein Statut, in dem das Abstimmungsverfah-
ren, die Aufnahme und der Ausschluss aus der Frakti-
on geregelt werden.

(3) Der Kreis gewährt den Fraktionen und Gruppen 
aus Haushaltsmitteln Zuwendungen zu den säch-
lichen und personellen Aufwendungen für die Ge-
schäftsführung. Die Zuwendungen an die Fraktionen 
und Gruppen sind in einer besonderen Anlage zum 
Haushaltsplan darzustellen. Über die Verwendung der 
Zuwendungen ist ein Nachweis in einfacher Form zu 
führen, der unmittelbar dem Landrat zuzuleiten ist.
Eine Gruppe erhält mindestens eine proportiona-
le Ausstattung, die zwei Dritteln der Zuwendung ent-
spricht, die die kleinste Fraktion nach Absatz 1 Satz 
2 erhält oder erhalten würde. Einem Kreistagsmit-
glied, das keiner Fraktion oder Gruppe angehört, stellt 
die Gemeinde in angemessenem Umfang Sachmittel 
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und Kommunikationsmittel zum Zwecke seiner Vor-
bereitung auf die Kreistagssitzung zur Verfügung. 
Der Kreistag kann stattdessen beschließen, dass ein 
Kreistagsmitglied aus Haushaltsmitteln fi nanzielle Zu-
wendungen erhält, die die Hälfte des Betrages nicht 
übersteigen dürfen, die eine Gruppe mit zwei Mitglie-
dern im Kreistag erhielte. In diesem Fall ist nach den 
Sätzen 2 und 3 zu verfahren.

(4) Ein hauptberufl ich tätiger Mitarbeiter der Fraktion 
kann Kreistagsmitglied sein. Nähere Einzelheiten über 
die Bildung der Fraktionen, ihre Rechte und Pfl ichten 
sowie den Umgang mit personenbezogenen Daten re-
gelt die Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung be-
stimmt auch, ob eine Fraktion ein Kreistagsmitglied, 
das keiner Fraktion angehört, als Hospitant aufneh-
men kann. Bei der Festsetzung der Mindeststärke ei-
ner Fraktion zählen Hospitanten nicht mit.

(5) Soweit personenbezogene Daten an Kreistagsmit-
glieder übermittelt werden dürfen, ist ihre Übermitt-
lung auch an Mitarbeiter einer Fraktion oder Gruppe 
oder eines einzelnen Kreistagsmitgliedes nach Absatz 
3 Satz 4 zulässig, wenn diese zur Verschwiegenheit 
verpfl ichtet sind.

§ 41 (Fn 16) Bildung von Ausschüssen

(1) Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und zur Über-
wachung bestimmter Verwaltungsangelegenheiten 
kann der Kreistag Ausschüsse bilden.
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(2) Der Kreistag kann für die Arbeit der Ausschüsse 
allgemeine Richtlinien aufstellen.

(3) Der Kreistag regelt mit der Mehrheit der Stim-
men der Kreistagsmitglieder die Zusammensetzung 
der Ausschüsse und ihre Befugnisse. Soweit er stell-
vertretende Ausschussmitglieder bestellt, ist die Rei-
henfolge der Vertretung zu regeln. Der Landrat hat 
das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen 
der Ausschüsse teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen. An nichtöffentlichen 
Sitzungen eines Ausschusses können die stellvertre-
tenden Ausschussmitglieder sowie alle Kreistagsmit-
glieder als Zuhörer teilnehmen, ebenso die Mitglieder 
anderer Ausschüsse, soweit deren Aufgabenbereich 
durch den Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet keinen Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sit-
zungsgeld; § 30 Abs. 4 Nr. 3 bleibt unberührt. Wird in 
einer Ausschusssitzung ein Antrag beraten, den ein 
Kreistagsmitglied gestellt hat, das dem Ausschuss 
nicht angehört, so kann es sich an der Beratung be-
teiligen. Fraktionen, die in einem Ausschuss nicht ver-
treten sind, sind berechtigt, für diesen Ausschuss ein 
Kreistagsmitglied oder einen sachkundigen Bürger, 
der dem Kreistag angehören kann, zu benennen. Das 
benannte Kreistagsmitglied oder der benannte sach-
kundige Bürger wird vom Kreistag zum Mitglied des 
Ausschusses bestellt. Sie wirken in dem Ausschuss 
mit beratender Stimme mit. Bei der Zusammenset-
zung und der Berechnung der Beschlussfähigkeit des 
Ausschusses werden sie nicht mitgezählt. Ein Kreis-



249

K
rO

tagsmitglied hat das Recht, mindestens einem der 
Ausschüsse als Mitglied mit beratender Stimme anzu-
gehören. Die Sätze 8 und 10 gelten entsprechend.

(4) Auf die Ausschussmitglieder und das Verfahren in 
den Ausschüssen fi nden die für den Kreistag gelten-
den Vorschriften entsprechende Anwendung. Der Aus-
schussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Beneh-
men mit dem Landrat fest. Auf Verlangen des Landrates 
ist der Ausschussvorsitzende verpfl ichtet, einen Ge-
genstand in die Tagesordnung aufzunehmen. Der Aus-
schussvorsitzende ist in gleicher Weise verpfl ichtet, 
wenn eine Fraktion dies beantragt. Abweichend von 
§ 33 Abs. 1 Satz 4 brauchen Zeit und Ort der Aus-
schusssitzung sowie die Tagesordnung nicht öffent-
lich bekanntgemacht zu werden; der Landrat soll die 
Öffentlichkeit hierüber vorher in geeigneter Weise un-
terrichten.

(5) Zu Mitgliedern der Ausschüsse können neben Kreis-
tagsmitgliedern auch sachkundige Bürger der kreisan-
gehörigen Gemeinden, die dem Kreistag angehören kön-
nen, bestellt werden. Zur Übernahme der Tätigkeit als 
sachkundiger Bürger ist niemand verpfl ichtet. Die Zahl 
der sachkundigen Bürger darf die der Kreistagsmitglie-
der in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. Ge-
setzliche Bestimmungen über eine andere Zusammen-
setzung bestimmter Ausschüsse bleiben unberührt. Die 
Ausschüsse sind nur beschlussfähig, wenn die Zahl der 
anwesenden Kreistagsmitglieder die Zahl der anwesen-
den sachkundigen Bürger übersteigt; sie gelten auch in-
soweit als beschlussfähig, solange ihre Beschlussun-
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fähigkeit nicht festgestellt ist. Die Ausschüsse können 
Vertreter derjenigen Bevölkerungsgruppen, die von ihrer 
Entscheidung vorwiegend betroffen werden und Sach-
verständige zu den Beratungen hinzuziehen.

(6) Als Mitglieder mit beratender Stimme können den 
Ausschüssen volljährige sachkundige Einwohner an-
gehören, die in entsprechender Anwendung des § 35 
Abs. 3 zu wählen sind. Im Übrigen gilt Absatz 5 Satz 1 
und 2 entsprechend.

(7) Haben sich die Fraktionen über die Verteilung 
der Ausschussvorsitze geeinigt und wird dieser Eini-
gung nicht von einem Fünftel der Kreistagsmitglie-
der widersprochen, so bestimmen die Fraktionen die 
Ausschussvorsitzenden aus der Mitte der den Aus-
schüssen angehörenden stimmberechtigten Kreis-
tagsmitglieder. Soweit eine Einigung nicht zustande 
kommt, werden den Fraktionen die Ausschussvorsit-
ze in der Reihenfolge der Höchstzahlen zugeteilt, die 
sich durch Teilung der Mitgliederzahlen der Fraktionen 
durch 1, 2, 3 usw. ergeben; mehrere Fraktionen können 
sich zusammenschließen. Bei gleichen Höchstzahlen 
entscheidet das Los, das der Landrat zu ziehen hat. 
Die Fraktionen benennen die Ausschüsse, deren Vor-
sitz sie beanspruchen, in der Reihenfolge der Höchst-
zahlen und bestimmen die Vorsitzenden. Scheidet ein 
Ausschussvorsitzender während der Wahlzeit aus, be-
stimmt die Fraktion, der er angehört, ein Kreistags-
mitglied zum Nachfolger. Die Sätze 1 bis 5 gelten für 
stellvertretende Vorsitzende entsprechend.
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(8) Werden Ausschüsse während der Wahlzeit neu ge-
bildet, aufgelöst oder ihre Aufgabe wesentlich verän-
dert, ist das Verfahren nach Absatz 7 zu wiederholen.

(9) Über die Beschlüsse der Ausschüsse ist eine Nie-
derschrift aufzunehmen. Diese ist dem Landrat und 
den Ausschussmitgliedern zuzuleiten.

5. Teil Landrat

§ 42 Zuständigkeiten des Landrats

In Angelegenheiten der Kreisverwaltung obliegt dem 
Landrat

a)  die Führung der Geschäfte der laufenden Ver-
waltung,

b)  die Erledigung der ihm vom Kreisausschuss 
übertragenen Angelegenheiten,

c)  die Vorbereitung und Durchführung der Be-
schlüsse des Kreistags und des Kreisaus-
schusses sowie der Entscheidungen nach § 50 
Abs. 3 Satz 2,

d)  die Ausführung von Weisungen (§ 2 Abs. 2 Satz 
3 und § 64),

e)  die gesetzliche Vertretung des Kreises in 
Rechts- und Verwaltungsgeschäften unbe-
schadet des § 26 Abs. 4 und 5, § 43 und § 49 
Abs. 4,
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f)  die Erledigung aller Aufgaben, die ihm auf-
grund gesetzlicher Vorschriften übertragen 
sind,

g)  die Leitung und Verteilung der Geschäfte.

§ 43 (Fn 17) Abgabe von Erklärungen

(1) Erklärungen, durch welche der Kreis verpfl ichtet 
werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind vom 
Landrat oder seinem allgemeinen Vertreter und ei-
nem vertretungsberechtigten Bediensteten zu unter-
zeichnen, soweit nicht dieses Gesetz etwas anderes 
bestimmt.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Geschäfte der laufenden 
Verwaltung.

(3) Geschäfte, die ein für ein bestimmtes Geschäft 
oder einen Kreis von Geschäften ausdrücklich Bevoll-
mächtigter abschließt, bedürfen nicht der Form des 
Absatzes 1, wenn die Vollmacht in der Form dieses Ab-
satzes erteilt ist.

(4) Erklärungen, die nicht den Formvorschriften die-
ses Gesetzes entsprechen, binden den Kreis nicht.

§ 44 (Fn 3) Wahl des Landrats

(1) Der Landrat wird von den Bürgern der kreisan-
gehörigen Gemeinden in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl auf die Dauer von 
sechs Jahren nach den Grundsätzen der Mehrheits-
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wahl gewählt. Die Wahl fi ndet frühestens drei Mona-
te vor und spätestens sechs Monate nach Ablauf der 
Amtszeit des amtierenden Landrates statt. Die nähe-
ren Vorschriften trifft das Kommunalwahlgesetz.

(2) Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne 
von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder wer 
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Gemeinschaft besitzt und eine Wohnung in 
der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Le-
bensjahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht aus-
geschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er 
jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Nicht wähl-
bar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der 
Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht be-
sitzt.

(3) Der Landrat ist kommunaler Wahlbeamter. Für die 
dienstrechtliche Stellung gelten die beamtenrechtli-
chen Vorschriften.

(4) § 72 Gemeindeordnung gilt entsprechend.

§ 45 (Fn 16) Abwahl des Landrats

(1) Der Landrat kann von den Bürgern der kreisange-
hörigen Gemeinden vor Ablauf seiner Amtszeit abge-
wählt werden. Zur Einleitung des Abwahlverfahrens 
bedarf es eines von mindestens der Hälfte der gesetz-
lichen Zahl der Kreistagsmitglieder gestellten Antra-
ges und eines mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
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gesetzlichen Zahl der Kreistagsmitglieder zu fassen-
den Beschlusses. Zwischen dem Eingang des Antrags 
und dem Beschluss des Kreistags muss eine Frist von 
mindestens zwei Wochen liegen. Über den Antrag auf 
Einleitung des Abwahlverfahrens ist ohne Aussprache 
namentlich abzustimmen. Der Landrat ist abgewählt, 
wenn sich für die Abwahl eine Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen der wahlberechtigten Bür-
ger ergibt, sofern diese Mehrheit mindestens 25 vom 
Hundert der Wahlberechtigten beträgt. Für das weite-
re Verfahren gelten die Vorschriften des Kommunal-
wahlgesetzes entsprechend. Der Landrat scheidet mit 
dem Ablauf des Tages, an dem der Wahlausschuss die 
Abwahl feststellt, aus seinem Amt. Die Aufsichtsbe-
hörde kann für die Dauer des Abwahlverfahrens das 
Ruhen der Amtsgeschäfte des Landrats anordnen, 
wenn zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Kreistags-
mitglieder dies beantragen.

(2) Der Landrat gilt als abgewählt, falls er binnen ei-
ner Woche nach dem Beschluss gemäß Absatz 1 Satz 
2 auf die Entscheidung der Bürger über seine Abwahl 
verzichtet. Der Verzicht ist schriftlich gegenüber dem 
Stellvertreter zu erklären. Mit dem Ablauf des Tages, 
an dem dieser Verzicht dem Stellvertreter zugeht, gilt 
die Abwahl als erfolgt.

§ 46 (Fn 17) Wahl der Stellvertreter des Landrats

(1) Der Kreistag wählt für die Dauer seiner Wahlzeit 
aus seiner Mitte ohne Aussprache zwei Stellvertreter 
des Landrats. Er kann weitere Stellvertreter wählen. 
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Sie vertreten den Landrat bei der Leitung der Kreis-
tagssitzungen und bei der Repräsentation.

(2) Bei der Wahl der Stellvertreter des Landrats wird 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in einem 
Wahlgang geheim abgestimmt. Dabei ist die Reihenfol-
ge der Stellvertreter nach der Reihenfolge der Höchst-
zahlen zu verteilen, die sich durch Teilung der auf die 
Wahlvorschläge entfallenden Stimmenzahlen durch 1, 
2, 3 usw. ergeben. Erster Stellvertreter ist, wer an ers-
ter Stelle des Wahlvorschlags steht, auf den die erste 
Höchstzahl entfällt, zweiter Stellvertreter, wer an vor-
derster noch nicht in Anspruch genommener Stelle des 
Wahlvorschlags steht, auf den die zweite Höchstzahl 
entfällt, dritter Stellvertreter, wer an vorderster noch 
nicht in Anspruch genommener Stelle des Wahlvor-
schlags steht, auf den die dritte Höchstzahl entfällt usw. 
Zwischen Wahlvorschlägen mit gleichen Höchstzahlen 
fi ndet eine Stichwahl statt; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das vom Landrat zu ziehende Los. Nimmt ein 
gewählter Bewerber die Wahl nicht an, so ist gewählt, 
wer an nächster Stelle desselben Wahlvorschlags steht. 
Ist ein Wahlvorschlag erschöpft, tritt an seine Stelle der 
Wahlvorschlag mit der nächsten Höchstzahl. Schei-
det ein Stellvertreter während der Wahlzeit aus, ist der 
Nachfolger für den Rest der Wahlzeit ohne Aussprache 
in geheimer Abstimmung nach § 35 Abs. 2 zu wählen.

(3) Der Landrat wird vom Vorsitzenden (Stellvertreter 
oder Altersvorsitzender) in einer Sitzung des Kreista-
ges vereidigt und in sein Amt eingeführt. Die Stellver-
treter sowie die übrigen Kreistagsmitglieder werden 
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von dem Landrat eingeführt und in feierlicher Form 
zur gesetzmäßigen und gewissenhaften Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben verpfl ichtet.

(4) Der Kreistag kann die Stellvertreter des Landrats 
abberufen. Der Antrag kann nur von der Mehrheit der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder gestellt werden. Zwi-
schen dem Eingang des Antrags und der Sitzung des 
Kreistags muss eine Frist von wenigstens zwei Tagen 
liegen. Über den Antrag ist ohne Aussprache abzu-
stimmen. Der Beschluss über die Abberufung bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder. Der Nachfolger ist innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen ohne Aussprache in geheimer Ab-
stimmung nach § 35 Abs. 2 zu wählen.

(5) Wenn der Landrat verhindert ist, leitet der Alters-
vorsitzende die Sitzung bei der Wahl der Stellvertreter 
des Landrats sowie bei Entscheidungen, die vorher ge-
troffen werden müssen. Dies gilt auch für die Abberu-
fung der Stellvertreter des Landrates.

§ 47 (Fn 7) Bestellung des allgemeinen Vertreters

(1) Der Kreistag bestellt widerrufl ich aus den leiten-
den hauptamtlichen Beamten des Kreises einen all-
gemeinen Vertreter des Landrats. Die Hauptsatzung 
kann bestimmen, dass der allgemeine Vertreter des 
Landrats durch den Kreistag für die Dauer von acht 
Jahren gewählt wird. Der gewählte allgemeine Vertre-
ter des Landrats führt die Amtsbezeichnung Kreisdi-
rektor und muss über die Befähigung zum Richteramt 
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oder zum höheren Verwaltungsdienst sowie über eine 
mehrjährige praktische Erfahrung in einer dem Amt 
angemessenen hauptamtlichen Verwaltungstätigkeit 
verfügen. Die Bestellung oder die Wahl bedürfen der 
Bestätigung der Bezirksregierung.

(2) Die Bestimmungen des § 71 der Gemeindeord-
nung über die Stellenausschreibung und die Wieder-
wahl fi nden entsprechende Anwendung.

(3) Der Kreistag kann den nach Absatz 1 Satz 2 ge-
wählten Kreisdirektor abberufen. Der Antrag kann nur 
von der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder 
gestellt werden. Zwischen dem Eingang des Antrags 
und der Sitzung des Kreistags muss eine Frist von min-
destens sechs Wochen liegen. Über den Antrag ist ohne 
Aussprache abzustimmen. Der Beschluss über die Ab-
berufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder. Der Nachfolger ist in-
nerhalb einer Frist von sechs Monaten zu wählen.

(4) Die Kreise sollen einen Beamten des Kreises zum 
Kämmerer bestellen.

§ 48 Teilnahme an den Sitzungen

(1) Der Landrat und sein allgemeiner Vertreter neh-
men an den Sitzungen des Kreistags teil. Der Land-
rat ist berechtigt und auf Verlangen eines Fünftels der 
Kreistagsmitglieder oder einer Fraktion verpfl ichtet, 
zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Kreistag 
Stellung zu nehmen.
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(2) Der Landrat und sein allgemeiner Vertreter sind 
berechtigt und auf Verlangen eines Ausschusses ver-
pfl ichtet, an dessen Sitzungen teilzunehmen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 49 (Fn 16) Bedienstete des Kreises

(1) Der Landrat ist Dienstvorgesetzter der Bediensteten 
des Kreises. Er trifft die dienstrechtlichen und arbeits-
rechtlichen Entscheidungen, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. Die Hauptsatzung kann bestimmen, 
dass für Bedienstete in Führungsfunktionen Entschei-
dungen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis 
oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zum Kreis 
verändern, durch den Kreistag oder den Kreisausschuss 
im Einvernehmen mit dem Landrat zu treffen sind, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Kommt 
ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann der Kreistag 
die Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Zahl der Kreistagsmitglieder treffen. 
Bei Entscheidungen des Kreistages nach Satz 3 oder 
4 stimmt der Landrat nicht mit. Erfolgt keine Entschei-
dung nach Satz 3 oder 4, gilt Satz 2. Bedienstete in Füh-
rungsfunktionen sind Leiter von Organisationseinheiten, 
die dem Hauptverwaltungsbeamten oder einem ande-
ren Wahlbeamten oder diesem in der Führungsfunktion 
vergleichbaren Bediensteten unmittelbar unterstehen, 
mit Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben eines 
persönlichen Referenten oder Pressereferenten.

(2) Die Bediensteten der Kreise müssen die für ihren 
Arbeitsbereich erforderlichen fachlichen Vorausset-
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zungen erfüllen, insbesondere die Ablegung der vor-
geschriebenen Prüfungen nachweisen.

(3) Der Stellenplan ist einzuhalten; Abweichungen 
sind nur zulässig, soweit sie aufgrund des Besoldungs- 
oder Tarifrechts zwingend erforderlich sind. 

(4) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkun-
den für Beamte sowie Arbeitsverträge und sonstige 
schriftliche Erklärungen zur Regelung der Rechtsver-
hältnisse von Bediensteten bedürfen der Unterzeich-
nung durch den Landrat oder seinen allgemeinen Ver-
treter. Der Landrat kann die Unterschriftsbefugnis 
durch Dienstanweisung übertragen.

6. Teil Kreisausschuss

§ 50 Zuständigkeiten des Kreisausschusses

(1) Der Kreisausschuss beschließt über alle Angele-
genheiten, soweit sie nicht dem Kreistag vorbehalten 
sind oder soweit es sich nicht um Geschäfte der lau-
fenden Verwaltung handelt. Er hat insbesondere die 
Beschlüsse des Kreistags vorzubereiten und die Ge-
schäftsführung des Landrats zu überwachen.

(2) Der Kreisausschuss entscheidet im Rahmen der 
vom Kreistag festgelegten allgemeinen Richtlinien 
über die Planung der Verwaltungsaufgaben von be-
sonderer Bedeutung. Zu diesem Zweck hat der Land-
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rat den Kreisausschuss jeweils über solche Planungs-
vorhaben zu unterrichten.

(3) Der Kreisausschuss entscheidet in allen Angele-
genheiten, die der Beschlussfassung des Kreistags 
unterliegen, falls eine Einberufung des Kreistags nicht 
rechtzeitig möglich ist. Ist auch die Einberufung des 
Kreisausschusses nicht rechtzeitig möglich und kann 
die Entscheidung nicht aufgeschoben werden, weil 
sonst erhebliche Nachteile oder Gefahren entstehen 
können, kann der Landrat mit einem Kreisausschuss-
mitglied entscheiden. Die Entscheidungen sind dem 
Kreistag in der nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. Er kann die Dringlichkeitsentscheidungen 
aufheben, soweit nicht schon Rechte anderer durch 
die Ausführung des Beschlusses entstanden sind.

(4) Der Kreisausschuss kann die Erledigung einzelner 
Verwaltungsaufgaben dem Landrat übertragen.

§ 51 (Fn 8) Zusammensetzung des 
Kreisausschusses

(1) Der Kreisausschuss besteht aus dem Landrat und 
mindestens 8 und höchstens 16 Kreistagsmitgliedern.

(2) Die Kreistagsmitglieder und für jedes Kreistags-
mitglied ein Stellvertreter sind vom Kreistag aus sei-
ner Mitte für die Dauer der Wahlzeit des Kreistags zu 
wählen. Die Stellvertreter können sich untereinander 
vertreten, wenn der Kreistag die Reihenfolge festge-
legt hat. Scheidet ein Kreistagsmitglied oder ein Stell-
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vertreter aus dem Kreisausschuss aus, so wählt der 
Kreistag auf Vorschlag derjenigen Gruppe, die den 
Ausgeschiedenen vorgeschlagen hatte, einen Nach-
folger. Ist die Gruppe zu einem Vorschlag nicht in der 
Lage oder gehörte das Kreistagsmitglied oder der 
Stellvertreter keiner Gruppe an, so bleibt der Sitz un-
besetzt.

(3) Der Landrat wird mit seiner Wahl Vorsitzender des 
Kreisausschusses. Er hat Stimmrecht im Kreisaus-
schuss. Der Kreisausschuss wählt aus seiner Mitte ei-
nen oder mehrere Vertreter des Vorsitzenden.

(4) Nach Ablauf der Wahlzeit des Kreistags üben die 
bisherigen Kreistagsmitglieder im Kreisausschuss 
und ihre Stellvertreter ihre Tätigkeit bis zur ersten Sit-
zung des neuen Kreisausschusses weiter aus.

§ 52 Verfahren des Kreisausschusses

(1) Der Landrat beruft den Kreisausschuss ein und 
setzt die Tagesordnung fest.

(2) Der Kreisausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr
 als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

(3) Im übrigen fi nden § 28 Abs. 1, Abs. 2 und 3, § 32 
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2, § 34 Abs. 2, § 35, § 36, § 37 
Abs. 1 und § 41 Abs. 3 Satz 4 bis 10 und Abs. 4 entspre-
chende Anwendung. Soweit der Kreisausschuss Auf-
gaben nach § 59 Abs. 1 wahrnimmt, tagt er in nichtöf-
fentlicher Sitzung.
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7. Teil  Haushaltswirtschaft,

wirtschaftliche und nichtwirt-

schaftliche Betätigung

§ 53 (Fn 11) Haushaltswirtschaft und Prüfung

(1) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung gelten, 
soweit nicht nachstehend eine andere Regelung ge-
troffen ist, die Vorschriften des 8. bis 12. Teils der Ge-
meindeordnung und die dazu erlassenen Rechtsver-
ordnungen entsprechend.

(2) Die überörtliche Prüfung des Kreises und seiner 
Sondervermögen ist Aufgabe der Gemeindeprüfungs-
anstalt.

(3) Jeder Kreis muss eine örtliche Rechnungsprüfung 
einrichten.

§ 54 (Fn 13) Haushaltssatzung

Nach Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssatzung 
mit ihren Anlagen an den Kreistag ist diese unverzüg-
lich bekannt und während der Dauer des Beratungs-
verfahrens im Kreistag zur Einsichtnahme verfügbar 
zu machen. In der öffentlichen Bekanntgabe ist eine 
Frist von mindestens vierzehn Tagen festzulegen, in 
der Einwohner oder Abgabepfl ichtige der kreisange-
hörigen Gemeinden gegen den Entwurf Einwendun-
gen erheben können und die Stelle anzugeben, bei der 
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die Einwendungen zu erheben sind. Die Frist für die Er-
hebung von Einwendungen ist so festzusetzen, dass 
der Kreistag vor der Beschlussfassung über die Haus-
haltssatzung mit ihren Anlagen in öffentlicher Sitzung 
darüber beschließen kann.

§ 55 Beteiligungsrechte der kreisangehörigen 
Gemeinden

(1) Bei der Aufstellung des Entwurfs der Haushalts-
satzung und ihrer Anlagen sind die kreisangehörigen 
Gemeinden in geeigneter Weise zu beteiligen. Ihnen ist 
Gelegenheit zu geben, zu allen Inhalten der Haushalts-
satzung und ihren Anlagen, insbesondere zur vorgese-
henen Höhe des Umlagesatzes, Stellung zu nehmen.

(2) Über Einwendungen der kreisangehörigen Ge-
meinden beschließt der Kreistag in öffentlicher Sit-
zung. Die kreisangehörigen Gemeinden können ver-
langen, dass der Kreis ihnen das Beratungsergebnis 
mitteilt und begründet.

§ 56 (Fn 9) Kreisumlage

(1) Soweit die sonstigen Erträge eines Kreises die ent-
stehenden Aufwendungen nicht decken, ist eine Umlage 
nach den hierfür geltenden Vorschriften von den kreis-
angehörigen Gemeinden zu erheben (Kreisumlage).

(2) Die Kreisumlage ist für jedes Haushaltsjahr neu 
festzusetzen. Der Umlagesatz kann einmal im Laufe 
des Haushaltsjahres geändert werden. Die Änderung 
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des Umlagesatzes wirkt auf den Beginn des Haus-
haltsjahres zurück. Im Falle einer Erhöhung des Um-
lagesatzes muss der Beschluss vor dem 30. Juni des 
Haushaltsjahres gefasst sein.

(3) Eine Erhöhung des Umlagesatzes der Kreisum-
lage ist nur zulässig, wenn alle anderen Möglichkei-
ten, den Kreishaushalt auszugleichen, ausgeschöpft 
sind. Kann der Haushaltsausgleich nur erreicht wer-
den, wenn der Umlagesatz der Kreisumlage erhöht 
wird, bedarf die Erhöhung des Satzes der Kreisumlage 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Mit dem Ziel, 
eine Rückführung des Umlagesatzes zu erreichen, 
kann die Aufsichtsbehörde die Genehmigung mit Auf-
lagen und Bedingungen für die Gestaltung der Haus-
haltswirtschaft des Kreises verbinden.

(4) Handelt es sich um Einrichtungen des Kreises, 
die ausschließlich, in besonders großem oder in be-
sonders geringem Maße einzelnen Teilen des Kreises 
zustatten kommen, so muss der Kreistag eine aus-
schließliche Belastung oder eine nach dem Umfang 
näher zu bestimmende Mehr- oder Minderbelastung 
dieser Kreisteile beschließen. Absätze 2 und 3 gelten 
entsprechend. Soweit es sich um Einrichtungen des 
Kreises handelt, die dem öffentlichen Personennah-
verkehr oder dem öffentlichen Schienenverkehr die-
nen, kann der Kreistag von einem Beschluss nach Satz 
1 absehen; Absatz 1 bleibt unberührt.

(5) Nimmt der Kreis die Aufgaben der Jugendhilfe 
wahr, so hat er bei der Kreisumlage für kreisangehöri-
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ge Gemeinden ohne eigenes Jugendamt eine einheit-
liche ausschließliche Belastung in Höhe der ihm durch 
die Aufgabe des Jugendamtes verursachten Aufwen-
dungen festzusetzen; dies gilt auch für die Aufwen-
dungen, die dem Kreis durch Einrichtungen der Ju-
gendhilfe für diese Gemeinden entstehen. 

(6) Der Kreis kann den infolge der Mitgliedschaft in ei-
nem Zweckverband auf Grund Regionalisierungsge-
setzes NW, in einem Verkehrsverbund oder in einer 
Verkehrsgemeinschaft von ihm aufzubringenden Um-
lagebetrag in entsprechender Anwendung des Absat-
zes 4 auf die kreisangehörigen Gemeinden umlegen.

§ 56a (Fn 14) Ausgleichsrücklage

In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zusätzlich zur 
allgemeinen Rücklage als gesonderter Posten des Ei-
genkapitals anzusetzen. Sie kann in der Eröffnungsbi-
lanz bis zur Höhe eines Drittels des Eigenkapitals ge-
bildet werden, höchstens jedoch bis zur Höhe eines 
Drittels der jährlichen Kreisumlage und der allgemei-
nen Zuweisungen. Die Höhe der Einnahmen nach Satz 
2 bemisst sich nach dem Durchschnitt der drei Haus-
haltsjahre, die dem Eröffnungsbilanzstichtag voran-
gehen. Der Ausgleichsrücklage können Jahresüber-
schüsse durch Beschluss des Kreistages zugeführt 
werden, soweit ihr Bestand nicht den in der Eröff-
nungsbilanz zulässigen Betrag erreicht hat.
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8. Teil  Aufsicht und staatliche 

Verwaltung im Kreis

§ 57 (Fn 17) Aufsicht

(1) Aufsichtsbehörde des Kreises ist die Bezirksregie-
rung, obere Aufsichtsbehörde das Innenministerium 
(allgemeine Aufsicht). Das Innenministerium kann sei-
ne Befugnisse als obere Aufsichtsbehörde allgemein 
auf die Bezirksregierung übertragen. Die der obersten 
Aufsichtsbehörde gesetzlich übertragenen Befugnis-
se nimmt das Innenministerium wahr.

(2) Soweit die Kreise ihre Aufgaben nach Weisung er-
füllen (§ 2 Abs. 2 Satz 3) richtet sich die Aufsicht nach 
den hierzu erlassenen Gesetzen (Sonderaufsicht).

(3) Im übrigen gelten für die Aufsicht über die Krei-
se die Bestimmungen des 13. Teils der Gemeindeord-
nung entsprechend.

§ 58 Träger der staatlichen Verwaltung

(1) Die Aufgaben der unteren staatlichen Verwal-
tungsbehörde werden vom Landrat und vom Kreis-
ausschuss wahrgenommen.

(2) Aufgaben der unteren staatlichen Verwaltungsbe-
hörde können durch Rechtsverordnung der Landes-
regierung den Bürgermeistern von kreisangehörigen 
Gemeinden zugewiesen werden.
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§ 59 (Fn 2) Der Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde

(1) Der Landrat führt die allgemeine Aufsicht und die 
Sonderaufsicht über die kreisangehörigen Gemein-
den sowie die Aufsicht über Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen, soweit Gesetze nichts anderes be-
stimmen. Der Landrat bedarf der Zustimmung des 
Kreisausschusses bei Entscheidungen über

a)  die Genehmigung von Gebietsänderungsver-
trägen oder die Bestimmungen der Einzelhei-
ten der Gebietsänderung, sofern ein Gebiets-
änderungsvertrag nicht zustande kommt (§ 18 
GO),

b)  die Genehmigung zur Umwandlung eines Stif-
tungszwecks und zur Zusammenlegung und 
Aufhebung von unselbständigen örtlichen Stif-
tungen (§ 100 Abs. 2 GO),

c)  die Erteilung einer Zulassungsverfügung zur 
Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen Ge-
meinden wegen einer Geldforderung (§ 128 
GO)

und nach Maßgabe der §§ 10 Abs. 1, 20 Abs. 4 und 
24 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit. Wird die Zustimmung versagt, so ent-
scheidet die Aufsichtsbehörde, falls die Angelegen-
heit nicht auf sich beruhen kann. Die Mitwirkung des 
Kreisausschusses bei der Aufsicht über sonstige Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen ist besonders 
zu regeln.
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(2) Ist an einer nach Absatz 1 zu treffenden Entschei-
dung der Kreis beteiligt, so entscheidet die Aufsichts-
behörde. Diese entscheidet auch darüber, ob ein sol-
cher Fall vorliegt.

(3) Der Landrat nimmt die durch gesetzliche Vor-
schriften der unteren staatlichen Verwaltungsbehör-
de übertragenen Aufgaben wahr, soweit diese nicht 
anderen Stellen zugewiesen sind oder nach Gesetz 
oder Rechtsverordnung einer kollegialen Entschei-
dung bedürfen.

(4) Der Landrat hat darauf hinzuwirken, dass die im 
Kreis tätigen Landesbehörden in einer dem Gemein-
wohl dienlichen Weise zusammenarbeiten.

§ 60 Verantwortung des Landrats

(1) Der Landrat hat bei der Wahrnehmung der Aufga-
ben der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde die 
Richtlinien der Landesregierung zu beachten. Er hat 
über alle Vorgänge zu berichten, die für die Landesre-
gierung von Bedeutung sind. Zu diesem Zweck kann er 
sich bei den staatlichen Verwaltungsbehörden in ge-
eigneter Weise unterrichten; diese sind, soweit nicht 
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, zur Aus-
kunft verpfl ichtet.

(2) Der Landrat untersteht der Dienstaufsicht der Be-
zirksregierung. Er ist in allen Angelegenheiten der unteren 
staatlichen Verwaltungsbehörde ausschließlich den ihm 
übergeordneten staatlichen Behörden verantwortlich.
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§ 61 Dienstkräfte, Bereitstellung von 
Einrichtungen

(1) Die für die Erfüllung der Aufgaben der unte-
ren staatlichen Verwaltungsbehörde erforderlichen 
Dienstkräfte und Einrichtungen sind von den Kreisen 
zur Verfügung zu stellen. Zur Unterstützung bei der 
Durchführung dieser Aufgaben können dem Landrat 
Landesbeamte zugeteilt werden. Diese können mit Zu-
stimmung des Kreisausschusses auch in der Selbst-
verwaltung des Kreises beschäftigt werden.

(2) Die vom Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde festgesetzten Gebühren (einschließlich 
Auslagenersätze) fl ießen in die Kasse des Kreises.

§ 62 Ehrenbeamte

Die nach § 51 Abs. 2 gewählten Mitglieder oder stell-
vertretenden Mitglieder des Kreisausschusses sind, 
soweit sie Aufgaben nach § 59 Abs. 1 wahrnehmen, zu 
Ehrenbeamten zu ernennen.
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9. Teil  Übergangs- und Schluss-

vorschriften, Sondervorschriften

§ 63 (Fn 2) Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung (Experimentierklausel)

Für die Kreise fi ndet § 129 der Gemeindeordnung ent-
sprechende Anwendung.

§ 64 Auftragsangelegenheiten

Bis zum Erlass neuer Vorschriften sind die den Kreisen 
zur Erfüllung nach Weisung übertragenen staatlichen 
Angelegenheiten (Auftragsangelegenheiten), unbe-
schadet des § 42 Buchstaben d und f, nach den bishe-
rigen Vorschriften durchzuführen.

§ 65 (Fn 17) Durchführung des Gesetzes

Das Innenministerium erlässt die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen. 
Es erlässt die erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 66 (Fn 15) Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 17. Oktober 1994 in Kraft. Die Lan-
desregierung berichtet dem Landtag bis Ende 2012 
über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der ein-
zelnen Regelungen.
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Zusatz:

Die Bestandsschutz- und Übergangsregelungen des 
Artikels XI des Gesetzes zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung (GO-Reformgesetz vom 9. Okto-
ber 2007 (GV. NRW. S. 380)) sind im letzten Abschnitt 
dieser Broschüre abgedruckt.

Fußnoten

Fn 1
GV. NW. S. 646, geändert durch Art. III d. Gesetzes zur Einfüh-
rung des Kommunalwahlrechts für Unionsbürger/-innen v. 12. 12. 
1995 (GV. NW. S. 1198), Art. IV d. Gesetzes zur Regelung der Zuwei-
sungen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 1996 und zur Regelung des 
interkommunalen Ausgleichs der fi nanziellen Beteiligung der Ge-
meinden am Solidarbeitrag zur Deutschen Einheit im Hauhaltsjahr 
1996 und zur Änderung anderer Vorschriften v. 20. 3. 1996 (GV. 
NW. S. 124), Art. II d. Gesetzes zur Stärkung der wirtschaftlichen 
Betätigung von Gemeinden und Gemeindeverbänden im Bereich 
der Telekommunikationsleistungen v. 25.11.1997 (GV. NW. S. 422), 
Art. IV des Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
NRW an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
1998 und zur Regelung des interkommunalen Ausgleichs der fi -
nanziellen Beteiligung der Gemeinden am Solidarbeitrag zur Deut-
schen Einheit im Haushaltsjahr 1998 und zur Änderung anderer 
Vorschriften v. 17.12.1997 (GV. NW. S. 458), Artikel 8 d. Gesetzes 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern ... v. 9.11.1999 (GV. 
NRW. S. 590); Artikel II des Gesetzes zur weiteren Stärkung der 
Bürgerbeteiligung in den Kommunen v. 28.3.2000 (GV. NRW. S. 
245); geändert durch Art. 5 des Gesetzes v. 30.4.2002 (GV. NRW. 
S. 160); in Kraft getreten am 1. Januar 2003 (GV. NRW. S. 96); 
Art. III des Gesetzes vom 3. 2. 2004 (GV. NRW. S. 96), in Kraft ge-
treten am 21. Februar 2004; Art. 4 des Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. 
NRW. S. 644), in Kraft getreten am 1. Januar 2005; Artikel 19 des 
Dritten Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV. NRW. S. 306), in 
Kraft getreten am 28. April 2005; Artikel II des Gesetzes zur Stär-
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kung der kommunalen Selbstverwaltung - GO-Reformgesetz vom 
9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Okto-
ber 2007 und 20. Oktober 2009; Artikel 3 des Gesetzes über die 
Zusammenlegung der allgemeinen Kommunalwahlen mit den Eu-
ropawahlen vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten 
am 16. Juli 2008.
Fn 2 §§ 59 Abs. 1 und 63 geändert durch Art. 4 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644), in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 3 §§ 23 und 44 zuletzt geändert durch Art. II d. Gesetzes v. 9. 
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 
2007.
Fn 4 § 26 zuletzt geändert durch Art. II d. Gesetzes v. 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 5 § 35 zuletzt geändert durch Art. II d. Gesetzes v. 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007 und 
20. Oktober 2009.
Fn 6 § 22 geändert durch Art. II d. Gesetzes v. 28.3.2000 (GV. 
NRW. S. 245); in Kraft getreten am 1. April 2000.
Fn 7 § 47 Abs. 2 eingefügt durch Art. IV d. Gesetzes v. 20. 3. 1996 
(GV. NW. S. 124); in Kraft getreten am 30. März 1996.
Fn 8 § 25 und § 51 neu gefasst durch Art. II d. Gesetzes v. 9. Okto-
ber 2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 9 § 56 zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes v. 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 10 § 3 geändert durch Art. 8 d. Gesetzes v. 9.11.1999 (GV. 
NRW. S. 590); in Kraft getreten am 20. November 1999.
Fn 11 § 53 Überschrift neu gefasst und zuletzt geändert durch 
Art. 4 des Gesetzes v. 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644); in Kraft getre-
ten am 1. Januar 2005.
Fn 12 § 2 Abs. 2 Satz 4, Abs. 5 und 6 angefügt durch Art. III des 
Gesetzes vom 3. 2. 2004 (GV. NRW. S. 96); in Kraft getreten am 
21. Februar 2004.
Fn 13 § 54 neu gefasst durch Art. 4 des Gesetzes v. 16.11.2004 
(GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 14 § 56a eingefügt durch Art. 4 des Gesetzes v. 16.11.2004 
(GV. NRW. S. 644); in Kraft getreten am 1. Januar 2005.
Fn 15 § 66 Satz 2 angefügt durch Artikel 19 des Dritten Befris-
tungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV. NRW. S. 306); in Kraft getreten 
am 28. April 2005.
Fn 16 § 41, § 45 und § 49 zuletzt geändert durch Artikel II d. Ge-
setzes v. 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft getreten am 
17. Oktober 2007.
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Fn 17  Abkürzung im Normkopf, Inhaltsverzeichnis sowie § 5, § 
28, § 29, § 30, § 38, § 40, § 43, § 46, § 57 und § 65 geändert durch 
Artikel II d. Gesetzes v. 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), in Kraft 
getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 18 § 32 zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. 
Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten am 16. Juli 2008.
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Verordnung über die Entschädigung 
der Mitglieder kommunaler Vertre-
tungen und Ausschüsse (Entschädi-
gungsverordnung – Entsch VO)
vom 19. Dezember 2007 (Fn 1)
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Verordnung über die Entschädigung der 
Mitglieder kommunaler Vertretungen 
und Ausschüsse (Entschädigungsver-
ordnung – EntschVO)
Vom 19. Dezember 2007 (Fn 1)

§ 1 (Fn 4) Mitglieder kommunaler Vertretungen

(1)  Aufwandsentschädigungen für Mitglieder kommu-
naler Vertretungen können gezahlt werden 

a)   ausschließlich als monatliche Pauschale

oder

b)   gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sit-
zungsgeld.

Mitglieder der Landschaftsversammlungen können 
auch ausschließlich Sitzungsgeld erhalten.

(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung beträgt

1. bei Ratsmitgliedern

a)   ausschließlich als monatliche Pauschale in 
Gemeinden 

bis 20.000 Einwohner  187,30 Euro
von 20.001 bis 50.000 Einwohner  256,50 Euro
von 50.001 bis 150.000 Einwohner  342,00 Euro
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von 150.001 bis 450.000 Einwohner  425,50 Euro
über 450.000 Einwohner  510,00 Euro

b)   gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sit-
zungsgeld 

in Gemeinden  monatliche Pauschale  Sitzungsgeld

bis  20.000 Einwohner
 100,80 Euro 17,30 Euro

von  20.001 bis 50.000 Einwohner
 169,00 Euro 17,30 Euro

von  50.001 bis 150.000 Einwohner
 252,50 Euro 17,30 Euro

von 150.001 bis 450.000 Einwohner
 338,00 Euro 17,30 Euro

über 450.000 Einwohner
 421,50 Euro 17,30 Euro

2. bei Kreistagsmitgliedern

a)  ausschließlich als monatliche Pauschale in 
Kreisen

bis 250.000 Einwohner  306,40 Euro
über 250.000 Einwohner  390,90 Euro
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b)   gleichzeitig als monatliche Pauschale und 
Sitzungsgeld 

in Kreisen monatliche Pauschale  Sitzungsgeld

bis  250.000 Einwohner
 252,50 Euro 17,30 Euro

über 250.000 Einwohner
 338,00 Euro 17,30 Euro

3.  bei Mitgliedern der Bezirksvertretungen in 
kreisfreien Städten

a)   ausschließlich als monatliche Pauschale

in Stadtbezirken  monatliche Pauschale

bis  50.000 Einwohner  178,20 Euro
von  50.001 bis 100.000 Einwohner  203,60 Euro
über 100.000 Einwohner  229,10 Euro

b)  gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sit-
zungsgeld 

in Stadtbezirken  monatliche Pauschale  Sitzungsgeld

bis 50.000 Einwohner
 122,20 Euro 17,30 Euro

von 50.001 bis 100.000 Einwohner
 147,60 Euro 17,30 Euro
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über 100.000 Einwohner
 173,10 Euro 17,30 Euro

4.  bei Mitgliedern der Landschaftsversammlun-
gen

a)  ausschließlich als monatliche Pauschale 
 172,00 Euro

b)  gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sit-
zungsgeld

monatliche Pauschale  84,50 Euro
Sitzungsgeld 43,80 Euro

c)  ausschließlich als Sitzungsgeld 86,50 Euro

5.  bei Mitgliedern der Verbandsversammlung des 
Regionalverbandes Ruhr

a)  ausschließlich als monatliche Pauschale 
 172,00 Euro

b)  gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sit-
zungsgeld

monatliche Pauschale 84,50 Euro
Sitzungsgeld 43,80 Euro
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§ 2 (Fn 4) Sachkundige Bürger und 
sachkundige Einwohner

Die Höhe der Sitzungsgelder beträgt

1. bei sachkundigen Bürgern im Sinne des § 58 Abs. 
1 und 3 der Gemeindeordnung und sachkundigen Ein-
wohnern im Sinne des § 58 Abs. 4 der Gemeindeord-
nung in Gemeinden

bis  20.000 Einwohner 17,30 Euro
von  20.001 bis 50.000 Einwohner 22,40 Euro
von  50.001 bis 150.000 Einwohner 26,50 Euro
von 150.001 bis 450.000 Einwohner 30,50 Euro
über 450.000 Einwohner 35,60 Euro

2. bei sachkundigen Bürgern im Sinne des § 41 Abs. 3 
und 5 der Kreisordnung und sachkundigen Einwohnern 
im Sinne des § 41 Abs. 6 der Kreisordnung in Kreisen

bis 250.000 Einwohner 30,50 Euro
über 250.000 Einwohner 35,60 Euro

3. bei sachkundigen Bürgern im Sinne des § 12 Abs. 
3 und des § 13 Abs. 3 der Landschaftsverbands-
ordnung sowie des § 9 Nr. 3 des Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr 52,90 Euro

§ 3 (Fn 4) Zusätzliche Aufwandsentschädigung

(1) Die zusätzliche Aufwandsentschädigung beträgt:
a)  bei dem ersten Stellvertreter des Bürgermeis-
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ters und dem ersten Stellvertreter des Land-
rats den 3-fachen,

b)  bei weiteren Stellvertretern des Bürgermeis-
ters und weiteren Stellvertretern des Landrats 
den 1,5-fachen,

c)  bei Fraktionsvorsitzenden in Gemeinden und 
Kreisen den 2-fachen,

d)  bei Fraktionsvorsitzenden in Gemeinden und 
Kreisen einer Fraktion mit mehr als 10 Mitglie-
dern den 3-fachen,

e)  bei stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden in 
Gemeinden und Kreisen den 1-fachen Satz des 
Betrages der Aufwandsentschädigung für Mit-
glieder kommunaler Vertretungen in Gemein-
den bzw. Kreisen gleicher Größe nach § 1 Abs. 
2 Nr. 1 a und 2 a;

f)  bei Bezirksvorstehern den 2-fachen Satz,
g)  bei ersten und zweiten Stellvertretern des Be-

zirksvorstehers den 1-fachen Satz,
h)  bei weiteren Stellvertretern des Bezirksvorste-

hers den 0,5-fachen Satz,
i)  bei Fraktionsvorsitzenden in Bezirksvertre-

tungen den 1-fachen Satz des Betrages der 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder der 
Bezirksvertretungen in kreisfreien Städten ge-
mäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 a, sofern die Hauptsatzung 
eine Regelung trifft.

(2) Die Ortsvorsteher erhalten eine Aufwandsent-
schädigung von 167,00 Euro monatlich. Die Gemein-
de kann stattdessen in der Hauptsatzung bestimmen, 
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dass die Höhe der monatlichen Aufwandsentschädi-
gung in Gemeindebezirken

bis  500 Einwohner 101,80 Euro
von  501 bis 1.000 Einwohner 115,00 Euro
von 1.001 bis 1.500 Einwohner 130,30 Euro
von 1.501 bis 2.000 Einwohner 144,60 Euro
von 2.001 bis 3.000 Einwohner 152,70 Euro
über 3.000 Einwohner 167,00 Euro

beträgt. 

Der Anspruch des zum Ehrenbeamten ernannten 
Ortsvorstehers auf Ersatz seiner Auslagen, die durch 
die Erledigung der ihm übertragenen Geschäfte der 
laufenden Verwaltung entstanden sind (§ 33 Abs. 1 
Satz 1 der Gemeindeordnung), bleibt unberührt.

§ 4 Allgemeines

(1) Für die Einwohnerzahlen in § 1 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 
sowie in § 2 Nr. 1, 2 sind die Einwohnerzahlen maßge-
bend, die nach § 78 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung 
der Wahl der Vertretung zugrunde gelegen haben.

(2) Aufwandsentschädigungen nach den §§ 1 bis 3 
können nebeneinander bezogen werden, wenn sie auf 
mehreren Ämtern beruhen. Stellvertreter des Bürger-
meisters oder des Landrats, die gleichzeitig Fraktions-
vorsitzende oder stellvertretende Fraktionsvorsitzen-
de sind, erhalten nur eine Aufwandsentschädigung 
nach § 3.



283

E
n

ts
ch

 V
O

(3) Aufwandsentschädigungen die in Form einer mo-
natlichen Pauschale gezahlt werden, werden anteilig 
gekürzt, wenn die Tätigkeit im Verlauf eines Kalender-
monats beginnt oder endet.

(4) Die für Sitzungsgelder festgesetzten Sätze gelten 
für eine Sitzung. Wird eine Sitzungsdauer von insge-
samt sechs Stunden überschritten, kann höchstens 
ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei mehre-
ren Sitzungen an einem Tag dürfen nicht mehr als zwei 
Sitzungsgelder gewährt werden.

§ 5 Fahrkosten

(1) Mitgliedern kommunaler Vertretungen und Aus-
schüsse sowie Ortsvorstehern werden die Fahrkosten, 
die ihnen durch Fahrten zum Sitzungsort und zurück 
entstehen, erstattet, höchstens jedoch in Höhe der 
Kosten der Fahrten von der Wohnung zum Sitzungs-
ort und zurück. Bei mehreren Wohnungen ist von der 
Hauptwohnung auszugehen. Entsprechendes gilt für 
Fahrkosten aus Anlass der Repräsentation der kom-
munalen Körperschaft, die dem Vorsitzenden oder - 
auf Veranlassung des Vorsitzenden oder der Vertre-
tung - seinen Stellvertretern oder anderen Mitgliedern 
der Vertretung entstehen, soweit es sich nicht um 
Dienstreisen (§ 6) handelt.

(2) Die Mitglieder kommunaler Vertretungen ha-
ben Anspruch auf Ersatz ihrer Fahrkosten. Dieser An-
spruch kann dadurch abgegolten werden, dass ihnen 
eine Netzkarte für das Gemeindegebiet oder Freifahr-
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ten zur Verfügung gestellt oder die Kosten übernom-
men werden. Bei Benutzung eines Kraftfahrzeugs ist 
eine Entschädigung in der in § 6 Abs. 1 Satz 2 Landesrei-
sekostengesetz vorgesehenen Höhe zulässig; bei Be-
nutzung eines Fahrrads ist eine Entschädigung in der 
in § 6 Abs. 3 Landesreisekostengesetz vorgesehenen 
Höhe zulässig. Bei regelmäßigen oder gleichartigen 
Fahrkosten kann zur Vereinfachung der Abrechnung 
anstelle der Fahrkostenerstattung eine Pauschvergü-
tung gewährt werden, die nach dem Durchschnitt der 
in einem bestimmten Zeitraum sonst anfallenden Ein-
zelvergütungen zu bemessen ist.

(3) Mitgliedern der Landschaftsversammlungen und 
sachkundigen Bürgern im Sinne des § 12 Abs. 3 und 
des § 13 Abs. 3 der Landschaftsverbandsordnung so-
wie Mitgliedern der Verbandsversammlung des Re-
gionalverbandes Ruhr und sachkundigen Bürgern im 
Sinne des § 9 Nr. 3 des Gesetzes über den Regionalver-
band Ruhr kann außerdem ein Übernachtungsgeld ge-
zahlt werden, wenn die An- und Abreise am Sitzungs-
tag nicht möglich oder nicht zumutbar war. Dasselbe 
gilt, wenn Sitzungen oder sonstige Veranstaltungen 
sich über zwei oder mehrere Tage erstrecken. Das in 
der Satzung festzusetzende Übernachtungsgeld darf 
den nach dem Landesreisekostengesetz zulässigen 
Betrag nicht übersteigen.

§ 6 Reisekostenvergütung

(1) Für genehmigte Dienstreisen erhalten Mitglieder 
kommunaler Vertretungen und Ausschüsse sowie 
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Ortsvorsteher Reisekostenvergütung nach Maßgabe 
des Landesreisekostengesetzes.

(2) Neben Reisekostenvergütung dürfen keine Sit-
zungsgelder gewährt werden.

§ 7 Zusätzliche Unfallversicherung

Neben der gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 10 Siebtes Buch Sozi-
algesetzbuch (SGB VII) bestehenden gesetzlichen Un-
fallversicherung kann für Mitglieder kommunaler Ver-
tretungen und Ausschüsse sowie für Ortsvorsteher 
zusätzlich eine angemessene private Unfallversiche-
rung abgeschlossen werden.

§ 8 Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Verkündung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Ent-
schädigung der Mitglieder kommunaler Vertretun-
gen und Ausschüsse (Entschädigungsverordnung – 
Entsch VO) vom 22. Oktober 1994 (GV. NRW. S. 932) 
außer Kraft.

Fn 1 GV. NRW. 2008 S. 6, in Kraft getreten am 9. Januar 2008;
geändert durch VO vom 28. September 2009 (GV. NRW. S. 508), 
in Kraft getreten am 1. November 2009.
Fn 2 SGV. NRW. 2021
Fn 3 SGV. NRW. 2022
Fn 4 § 1, § 2 und § 3 geändert durch VO vom 28. September 2009 
(GV. NRW. S. 508), in Kraft getreten am 1. November 2009.
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Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG) 

vom 1. Oktober 1979, zuletzt

geändert durch Artikel I des Gesetzes 

vom 12. Mai 2009 (GV. NRW 2009

S. 298)

– Auszug (5. Teil §§ 27, 28) –
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FÜNFTER TEIL (Fn 17)
Das gemeinsame Kommunalunternehmen

§ 27 (Fn 17) Entstehung und Aufl ösung des 
gemeinsamen Kommunalunternehmens

(1) Mehrere Gemeinden und Kreise können zur ge-
meinsamen Aufgabenerfüllung Unternehmen und 
Einrichtungen in der Rechtsform einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts in gemeinsamer Trägerschaft füh-
ren (gemeinsames Kommunalunternehmen). Soweit 
nachstehend nichts Abweichendes geregelt ist, gel-
ten für das gemeinsame Kommunalunternehmen die 
Regelungen des § 114 a der Gemeindeordnung sowie 
die Verordnung über kommunale Unternehmen und 
Einrichtungen als Anstalten des öffentlichen Rechts 
(Kommunalunternehmensverordnung – KUV).

(2) Zur Errichtung regeln die beteiligten Gemeinden 
und Kreise die Rechtsverhältnisse des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens in einer Unternehmens-
satzung. Die Gemeinden und Kreise können auch ei-
nem bestehenden Kommunalunternehmen (Anstalt 
des öffentlichen Rechts gemäß § 114 a der Gemein-
deordnung) oder einem bestehenden gemeinsamen 
Kommunalunternehmen beitreten; der Beitritt erfolgt 
durch die zwischen den Beteiligten zu vereinbaren-
de Änderung der Unternehmenssatzung. Die Betei-
ligten können bestehende Regie- und Eigenbetriebe 
sowie eigenbetriebsähnliche Einrichtungen auf das 
gemeinsame Kommunalunternehmen im Weg der Ge-
samtrechtsnachfolge ausgliedern. Die auszugliedern-
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den Bereiche sind in der Unternehmenssatzung zu be-
zeichnen.

(3) Ein Kommunalunternehmen kann mit einem ande-
ren durch Vereinbarung einer entsprechenden Ände-
rung der Unternehmenssatzung des aufnehmenden 
Unternehmens im Weg der Gesamtrechtsnachfolge 
zu einem gemeinsamen Kommunalunternehmen ver-
schmolzen werden.

(4) Die in den vorgenannten Absätzen genannten Ent-
scheidungen bedürfen übereinstimmender Beschlüs-
se der Vertretungen der Träger. Sie sind von der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde zu genehmigen. Die 
Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehör-
de den Beteiligten nicht innerhalb von sechs Wochen 
nach Eingang des Genehmigungsantrags mitteilt, 
dass sie die Genehmigung versagen oder nur nach Än-
derung der Unternehmenssatzung erteilen will. Die 
Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall aus besonderem 
Grund die Frist verlängern. § 115 Abs. 1 Satz 2 der Ge-
meindeordnung gilt entsprechend.

(5) Die Aufsichtsbehörde hat die Genehmigung und 
die Unternehmenssatzung oder ihre Änderung in ih-
rem amtlichen Veröffentlichungsblatt bekannt zu ma-
chen. Die beteiligten Gemeinden und Kreise haben in 
der für ihre Bekanntmachungen vorgeschriebenen 
Form auf die Veröffentlichung hinzuweisen. Die Errich-
tung, der Beitritt oder die Verschmelzung werden am 
Tag nach der Bekanntmachung der Unternehmens-
satzung oder ihrer Änderung wirksam, wenn nicht in 
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der Unternehmenssatzung ein späterer Zeitpunkt be-
stimmt ist.

(6) Änderungen der Unternehmenssatzung und die Auf -
lösung des gemeinsamen Kommunalunternehmens kön-
nen nur durch übereinstimmende Beschlüsse der Vertre-
tungen der Träger erfolgen. Abweichend von Satz 1 kann 
die Unternehmenssatzung bestimmen, dass der Aus-
tritt eines Trägers lediglich eines Beschlusses der Vertre-
tung des austretenden Trägers bedarf. Für Änderungen 
der Unternehmenssatzung, die Aufl ösung des gemein-
samen Kommunalunternehmens sowie den Austritt ei-
nes Trägers gelten Absatz 4 Sätze 2 bis 5 entsprechend. 
Die Abwicklung des gemeinsamen Kommunalunterneh-
mens besorgen die Vorstandsmitglieder als Abwickler.

§ 28 (Fn 17) Weitere Vorschriften für 
das gemeinsame Kommunalunternehmen

(1) Die Unternehmenssatzung des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens muss auch Angaben enthal-
ten über

1.  die Träger des Unternehmens (beteiligte kom-
munale Gebietskörperschaften),

2. den Sitz des Unternehmens,
3.  den Betrag der von jeder beteiligten Gebietskör-

perschaft auf das Stammkapital zu leistenden 
Einlage (Stammeinlage),

4.  den räumlichen Wirkungsbereich, wenn dem 
Unternehmen hoheitliche Befugnisse oder das 
Recht, entsprechend § 114 a Abs. 3 der Gemein-
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deordnung Satzungen zu erlassen, übertragen 
werden,

5.  die Sitz- und Stimmenverteilung im Verwal-
tungsrat auf die Träger des gemeinsamen Kom-
munalunternehmens und die Bestimmung des 
vorsitzenden Mitglieds des Verwaltungsrats,

6.  die Verteilung des Unternehmensvermögens 
und des Personals im Fall der Aufl ösung und 
des Austritts eines Trägers.

§ 17 Abs. 2 Satz 3 gilt für die Satzung des gemeinsa-
men Kommunalunternehmens entsprechend. Sollen 
Sacheinlagen geleistet werden, müssen der Gegen-
stand der Sacheinlage und der Betrag der Stammein-
lage, auf die sich die Sacheinlage bezieht, in der Un-
ternehmenssatzung festgesetzt werden. Erlässt das 
Unternehmen eine Satzung, so hat es diese für das 
Gebiet jedes Trägers des Unternehmens nach den 
Vorschriften bekannt zu machen, die für die Bekannt-
machung eigener Satzungen des Trägers gelten.

(2) Dem Verwaltungsrat des gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens gehören die Hauptverwaltungsbe-
amten ihrer Träger an; sofern Beigeordnete bestellt 
sind, zu deren Geschäftsbereichen die dem Unterneh-
men übertragenen Aufgaben gehören, vertreten diese 
anstelle der Hauptverwaltungsbeamten ihren Träger 
im Verwaltungsrat. § 114 a Abs. 8 Satz 3 der Gemein-
deordnung gilt entsprechend. Von jedem Träger ist 
mindestens eine weitere Person in den Verwaltungs-
rat zu entsenden; für sie gelten § 114 a Abs. 8 Sätze 5 
bis 8 der Gemeindeordnung entsprechend.



292

(3) Soweit die Träger für die Verbindlichkeiten des ge-
meinsamen Kommunalunternehmens einzutreten ha-
ben, haften sie als Gesamtschuldner. Der Ausgleich im 
Innenverhältnis richtet sich vorbehaltlich einer abwei-
chenden Regelung in der Unternehmenssatzung nach 
dem Verhältnis der von jedem Träger des Unterneh-
mens auf das Stammkapital zu leistenden Einlage.

(4) Entscheidungen des Verwaltungsrats über die 
Beteiligung an anderen Unternehmen und die Erhö-
hung des Stammkapitals bedürfen der Zustimmung 
der Vertretungen aller Träger. Hinsichtlich des Erlas-
ses von Satzungen unterliegen die Verwaltungsrats-
mitglieder der Weisung der Vertretung des jeweiligen 
Trägers.

(5) Das Innenministerium wird ermächtigt,

1.  das Verfahren bei der Errichtung eines gemein-
samen Kommunalunternehmens sowie in den 
weiteren in § 27 Abs. 2 und 3 genannten Fällen,

2.  den Aufbau und die Verwaltung des gemeinsa-
men Kommunalunternehmens durch Rechts-
verordnung zu regeln.

Fußnote
Fn 17 Fünfter Teil mit den §§ 27 und 28 neu eingefügt durch 
Artikel V des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), 
in Kraft getreten am 17. Oktober 2007. 
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Gesetz über die Kommunalwahlen
im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Kommunalwahlgesetz)

in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 30. Juni 1998, zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes

vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. 2009 

S. 372)

– Auszug (§§ 1-13, 33-36, 46b-46e) –
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I. Wahlgebiet

1. Geltungsbereich

§ 1

(1) Dieses Gesetz gilt für die Wahl der folgenden Ver-
tretungen:

– des Rates in den Gemeinden,
– des Kreistages in den Kreisen.

Es gilt darüber hinaus für die Wahl 

–  der Bezirksvertretungen nach Maßgabe des 
§ 46 a, 

–  der Bürgermeister und Landräte nach Maßgabe 
der §§ 46 b bis 46 e.

(2) Das Gebiet der Körperschaft, deren Vertretung ge-
wählt wird, bildet das Wahlgebiet.

2. Wahlorgane

§ 2 (Fn 2)

(1) Wahlorgane sind für das Wahlgebiet der Wahl-
leiter und der Wahlausschuss sowie für die Gemein-
de der Briefwahlvorsteher und der Briefwahlvor-
stand, für den Stimmbezirk der Wahlvorsteher und 
der Wahlvorstand. Für die Briefwahl können mehrere 



295

K
W

a
h

lG

Wahlvorsteher und Wahlvorstände eingesetzt wer-
den.

(2) Wahlleiter für das Wahlgebiet der Gemeinde ist 
der Bürgermeister, für das Wahlgebiet des Kreises der 
Landrat, stellvertretender Wahlleiter jeweils sein Ver-
treter im Amt. Bürgermeister, Landräte und ihre Ver-
treter können im Falle ihrer Bewerbung für das Amt des 
Bürgermeisters oder des Landrates ab ihrer Aufstel-
lung nicht Wahlleiter oder stellvertretender Wahllei-
ter in dem Wahlgebiet sein, in dem sie sich bewerben; 
an ihre Stelle tritt der jeweilige Vertreter im Amt. Bei 
gleichzeitigen Wahlen des Bürgermeisters einer kreis-
angehörigen Gemeinde und des Landrates desselben 
Kreises kann ein Bürgermeister, der sich für das Amt 
des Landrates bewirbt, nicht Wahlleiter für das Wahl-
gebiet der Gemeinde und der Landrat, der sich für das 
Amt des Bürgermeisters in einer kreisangehörigen Ge-
meinde bewirbt, nicht Wahlleiter für das Wahlgebiet 
des Kreises sein; an die Stelle des Bürgermeisters oder 
Landrates tritt der jeweilige Vertreter im Amt. Wahllei-
ter und ihre Vertreter können auf ihr Amt als Wahllei-
ter oder stellvertretender Wahlleiter verzichten; an ihre 
Stelle tritt der jeweilige Vertreter im Amt. Der Wahl-
leiter ist für die ordnungsmäßige Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl verantwortlich, soweit nicht 
dieses Gesetz und die Wahlordnung bestimmte Zu-
ständigkeiten anderen Wahlorganen übertragen.

(3) Der Wahlausschuss besteht aus dem Wahllei-
ter als Vorsitzendem und vier, sechs, acht oder zehn 
Beisitzern, die die Vertretung des Wahlgebiets wählt; 
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eine Benennung oder Bestellung weiterer Mitglieder 
ist nicht zulässig. Der Wahlausschuss entscheidet in 
öffentlicher Sitzung. Er ist ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Beisitzer beschlussfähig. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Im Übrigen fi nden auf den Wahlausschuss 
die allgemeinen Vorschriften des kommunalen Verfas-
sungsrechts entsprechende Anwendung.

(4) Der Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorste-
her, dem stellvertretenden Wahlvorsteher und drei bis 
sechs Beisitzern. Der Bürgermeister beruft die Mit-
glieder des Wahlvorstandes und berücksichtigt hier-
bei nach Möglichkeit die in der Gemeinde vertrete-
nen Parteien und Wählergruppen. Die Beisitzer des 
Wahlvorstandes können im Auftrage des Bürgermeis-
ters auch vom Wahlvorsteher berufen werden. Der 
Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Wahlvorste-
hers den Ausschlag.

(5) Die Körperschaften und sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts sind verpfl ichtet, 
auf Anforderung des Bürgermeisters Bedienstete aus 
der Gemeinde zum Zweck der Berufung als Mitglieder 
des Wahlvorstandes zu benennen. Die ersuchte Stelle 
hat den Betroffenen über die übermittelten Daten und 
den Empfänger zu benachrichtigen.

(6) Der Bürgermeister ist befugt, personenbezo-
gene Daten von Wahlberechtigten zum Zweck ihrer 
 Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu erhe-
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ben und zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen per-
sonenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur 
Tätigkeit in Wahlvorständen geeignet sind, auch für 
künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern der Be-
troffene der Verarbeitung nicht widersprochen hat. 
Der Betroffene ist über das Widerspruchsrecht schrift-
lich zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Da-
ten erhoben und verarbeitet werden: Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der 
Berufungen zu einem Mitglied der Wahlvorstände und 
die dabei ausgeübte Funktion.

(7) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mit-
glied sein. Bewerber für das Amt des Bürgermeisters 
oder des Landrates können nicht Mitglied des Wahl-
ausschusses der Gemeinde oder des Kreises oder 
eines Wahlvorstandes sein. Andere Wahlbewerber 
dürfen nicht Mitglied eines Wahlvorstandes in dem 
Wahlbezirk sein, in dem sie aufgestellt sind (Wahlbe-
zirksbewerber) oder ihre Wohnung haben (auf Reser-
velisten aufgestellte Bewerber).

(8) Die Beisitzer in den Wahlausschüssen und Wahl-
vorständen sowie die Wahlvorsteher und ihre Stellver-
treter üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus, auf die 
sinngemäß die allgemeinen Vorschriften des kommu-
nalen Verfassungsrechts mit Ausnahme der Vorschrif-
ten über Ausschließungsgründe Anwendung fi nden.
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3. Zahl der Vertreter

§ 3 (Fn 13)

(1) Die Vertreter werden in den Wahlbezirken und aus 
den Reservelisten gewählt.

(2) Die Zahl der zu wählenden Vertreter beträgt 

a)  für Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl von
5 000 und weniger
 20 Vertreter, davon 10 in Wahlbezirken;
über  5 000, aber nicht über 8 000
 26 Vertreter, davon 13 in Wahlbezirken;
über   8 000, aber nicht über 15 000
 32 Vertreter, davon 16 in Wahlbezirken;
über  15 000, aber nicht über 30 000
 38 Vertreter, davon 19 in Wahlbezirken;
über  30 000, aber nicht über 50 000
 44 Vertreter, davon 22 in Wahlbezirken;
über  50 000, aber nicht über 100 000
 50 Vertreter, davon 25 in Wahlbezirken;
über 100 000, aber nicht über 250 000
 58 Vertreter, davon 29 in Wahlbezirken;
über 250 000, aber nicht über 400 000
 66 Vertreter, davon 33 in Wahlbezirken;
über 400 000, aber nicht über 550 000
 74 Vertreter, davon 37 in Wahlbezirken;
über 550 000, aber nicht über 700 000
 82 Vertreter, davon 41 in Wahlbezirken;
über 700 000
 90 Vertreter, davon 45 in Wahlbezirken;
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b)  für Kreise mit einer Bevölkerungszahl von
200 000 und weniger
 48 Vertreter, davon 24 in Wahlbezirken;
über 200 000, aber nicht über 300 000
 54 Vertreter, davon 27 in Wahlbezirken;
über 300 000, aber nicht über 400 000
 60 Vertreter, davon 30 in Wahlbezirken;
über 400 000, aber nicht über 500 000
 66 Vertreter, davon 33 in Wahlbezirken;
über 500 000
 72 Vertreter, davon 36 in Wahlbezirken.

Die Gemeinden und Kreise können bis spätestens 15 
Monate vor Ablauf der Wahlperiode durch Satzung die 
Zahl der zu wählenden Vertreter um 2, 4 oder 6, da-
von je zur Hälfte in Wahlbezirken, verringern; die Zahl 
von 20 Vertretern darf nicht unterschritten werden. 
Die nach Satz 2 durch Satzung verringerte Zahl der zu 
wählenden Vertreter bleibt bestehen, bis sie spätes-
tens 15 Monate vor Ablauf einer späteren Wahlperiode 
nach Satz 2 durch Satzung verändert wird.

(3) Weitere Vertreter werden aus den Reservelisten 
gewählt, soweit dies zur Durchführung des Verhältnis-
ausgleichs gemäß § 33 erforderlich ist, mit der Maßga-
be, dass die Gesamtzahl der Vertreter gerade ist.

(4) Gesetzliche Mitgliederzahl ist die Zahl der nach Ab-
satz 2 und 3 in jedem Wahlgebiet zu wählenden Gesamt-
zahl von Vertretern. Sie erhöht sich um die nach § 33 Ab-
satz 3 zuzuteilenden weiteren Sitze. Sie vermindert sich 
um die nach § 33 Absatz 6 unbesetzt bleibenden Sitze.
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4. Wahlbezirke

§ 4 (Fn 10)

(1) Der Wahlausschuss der Gemeinde teilt spätestens 
acht Monate, der Wahlausschuss des Kreises spätes-
tens sieben Monate vor Ablauf der Wahlperiode das 
Wahlgebiet in so viele Wahlbezirke ein, wie Vertreter 
gemäß § 3 Abs. 2 in Wahlbezirken zu wählen sind.

(2) Bei der Abgrenzung der Wahlbezirke ist dar-
auf Rücksicht zu nehmen, dass räumliche Zusam-
menhänge möglichst gewahrt werden. Sind Bezirke 
nach der Gemeindeordnung vorhanden, so soll die 
Bezirkseinteilung nach Möglichkeit eingehalten wer-
den. Die Abweichung von der durchschnittlichen Ein-
wohnerzahl der Wahlbezirke im Wahlgebiet darf nicht 
mehr als 25 vom Hundert nach oben oder unten be-
tragen.

(3) Finden Gemeinde- und Kreiswahlen gleichzeitig 
statt, so dürfen die Grenzen der Wahlbezirke der Ge-
meinde durch die Grenzen der Wahlbezirke des Krei-
ses nicht durchschnitten werden.

5. Stimmbezirke

§ 5 (Fn 10)

(1) Der Bürgermeister teilt, soweit erforderlich, die 
Wahlbezirke in Stimmbezirke ein.
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(2) Stimmbezirke sollen nach den örtlichen Verhält-
nissen so abgegrenzt sein, dass allen Wahlberech-
tigten die Teilnahme an der Wahl möglichst erleich-
tert wird. Die Verwaltungsbezirksgrenzen sollen 
eingehalten werden. Kein Stimmbezirk soll mehr als 
2500 Einwohner umfassen. Die Einwohnerzahl eines 
Stimmbezirks darf nicht so gering sein, dass sich die 
Wahlentscheidung der einzelnen Wahlberechtigten 
ermitteln ließe.

(3) Finden Gemeinde- und Kreiswahlen gleichzeitig 
statt (verbundene Wahlen), so müssen die Stimmbe-
zirke für beide Wahlen dieselben sein. Der Bürgermeis-
ter hat dem Landrat die Abgrenzung der Wahlbezirke 
und der Stimmbezirke in seiner Gemeinde mitzuteilen.

§ 6

Die Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke ist 
vom Wahlleiter des Wahlgebietes unverzüglich, spätes  -
tens vier Wochen nach dem Beschluss des Wahlaus-
schusses über die Einteilung der Wahlbezirke, öffent-
lich bekanntzugeben; vereinfachte Bekanntmachung 
genügt.
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II. Wahlberechtigung, Wählbarkeit, 
Unvereinbarkeit

1. Wahlberechtigung

§ 7 (Fn 9)

Wahlberechtigt für die Wahl in einem Wahlgebiet ist, 
wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die Staatsange-
hörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaft besitzt, das sechzehnte Lebensjahr voll-
endet hat und mindestens seit dem 16. Tag vor der 
Wahl in dem Wahlgebiet seine Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen seine Hauptwohnung hat oder sich sonst 
gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des 
Wahlgebiets hat.

§ 8

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist

1.  derjenige, für den zur Besorgung aller seiner 
Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch 
einstweilige Anordnung bestellt ist; dies gilt 
auch, wenn der Aufgabenkreis des Betreuers 
die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs bezeichneten Angelegenhei-
ten nicht erfasst,

2.  wer infolge Richterspruchs in der Bundesrepub-
lik Deutschland das Wahlrecht nicht besitzt.
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2. Wählerverzeichnisse und Wahlscheine

§ 9 (Fn 10)

(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis ein-
getragen ist oder einen Wahlschein hat.

(2) Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein. Ein 
Wahlberechtigter, der nicht in das Wählerverzeichnis ein-
getragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein, wenn

1.  er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht 
zu vertretenden Grund die Einspruchsfrist ver-
säumt hat;

2.  er aus einem von ihm nicht zu vertretenden 
Grund nicht in das Wählerverzeichnis aufge-
nommen worden ist;

3.  seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl 
erst nach der Einspruchsfrist entstanden ist 
oder sich herausstellt.

(3) Wird der Wahlschein versagt, so kann dagegen 
Einspruch eingelegt werden. § 11 Abs. 3 bis 5 ist sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 10 (Fn 10)

(1) In jedem Stimmbezirk wird ein Wählerverzeichnis 
geführt. In das Wählerverzeichnis werden alle Perso-
nen eingetragen, bei denen am fünfunddreißigsten 
Tage vor der Wahl (Stichtag) feststeht, dass sie wahl-
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berechtigt und nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind. Von Amts wegen in das Wählerverzeichnis ein-
zutragen sind auch die nach dem Stichtag bis zum 16. 
Tag vor der Wahl zugezogenen und bei der Meldebe-
hörde gemeldeten Wahlberechtigten. Wahlberechtig-
te zur Kreiswahl, die bisher eine Wohnung in einer an-
deren kreisangehörigen Gemeinde desselben Kreises 
gehabt haben, nach dem 16. Tag vor der Wahl zuziehen 
und vor der Wahl bei der Meldebehörde gemeldet sind, 
werden von Amts wegen für die Kreiswahl in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen.

(2) Der Wähler kann nur in dem Stimmbezirk wählen, 
in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.

(3) Inhaber eines Wahlscheins können in jedem Stimm-
bezirk des Wahlbezirks oder durch Briefwahl wählen.

(4) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den Werk-
tagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während 
der allgemeinen Öffnungszeiten der Gemeindebehörde 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten zu prüfen. 
Zur Überprüfung der Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen haben Wahlberechtigte während des 
in Satz 1 genannten Zeitraumes nur dann ein Recht auf 
Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn sie Tatsachen 
glaubhaft machen, aus denen sich die Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses er-
geben kann. Das Recht zur Überprüfung gemäß Satz 2 
besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtig-
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ten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß 
§ 34 Abs. 6 des Meldegesetzes eingetragen ist.

(5) Ab Beginn der in Absatz 4 Satz 1 genannten Frist 
können Personen nur auf rechtzeitigen Einspruch in 
das Wählerverzeichnis aufgenommen oder darin ge-
strichen werden, es sei denn, dass es sich um offen-
bare Unrichtigkeiten handelt, die vom Bürgermeister 
bis zum Tag vor der Wahl zu berichtigen sind. Absatz 1 
Satz 3 und 4 bleibt unberührt.

§ 11 (Fn 10)

(1) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder un-
vollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist bei 
der Gemeindeverwaltung Einspruch einlegen.

(2) Richtet sich der Einspruch gegen die Eintragung ei-
nes anderen, so ist dieser vor der Entscheidung zu hören.

(3) Der Bürgermeister hat die Entscheidung unver-
züglich zu fällen und dem Antragsteller und dem Be-
troffenen zuzustellen.

(4) Gegen die Entscheidung des Bürgermeisters kann 
binnen drei Tagen nach Zustellung Beschwerde einge-
legt werden, über die die Aufsichtsbehörde entscheidet.

(5) Die Einspruchs- oder Beschwerdeentscheidung 
ist für die Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl 
endgültig. Sie schließt die Erhebung eines Einspruchs 
im Wahlprüfungsverfahren nicht aus (§ 39 Abs. 2).
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3. Wählbarkeit

§ 12 (Fn 10)

(1) Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hat und seit min-
destens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Woh-
nung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung 
hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält und keine Woh-
nung außerhalb des Wahlgebiets hat.

(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richter-
spruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wähl-
barkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt.

4. Unvereinbarkeit

§ 13 (Fn 10)

(1) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie nicht über-
wiegend körperliche Arbeit verrichten), die im Dienst 
einer der in den Buchstaben a bis e genannten Körper-
schaften stehen, können in den folgenden Fällen nicht 
gleichzeitig einer Vertretung angehören:

a)  Sie können nicht der Vertretung ihrer Anstel-
lungskörperschaft angehören.

b)  Stehen sie im Dienst des Landes und sind sie in 
einer staatlichen Behörde unmittelbar mit der 
Ausübung der allgemeinen Aufsicht oder der 
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Sonderaufsicht über Gemeinden und Gemein-
deverbände befasst, können sie nicht der Ver-
tretung einer beaufsichtigten Gemeinde oder 
eines beaufsichtigten Gemeindeverbandes an-
gehören.

c)  Stehen sie im Dienste des Landes und werden 
sie in einer Kreispolizeibehörde beschäftigt, so 
können sie nicht der Vertretung des Kreises 
angehören, bei dem die Kreispolizeibehörde 
gebildet ist.

d)  Stehen sie im Dienst eines Kreises und sind sie 
bei dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde unmittelbar mit der Ausübung 
der allgemeinen Aufsicht oder der Sonder-
aufsicht über kreisangehörige Gemeinden be-
fasst, können sie nicht der Vertretung einer 
kreisangehörigen Gemeinde angehören.

e)  Stehen sie im Dienste einer Gemeinde, so kön-
nen sie nicht Mitglied der Vertretung des Krei-
ses sein, dem die Gemeinde angehört, es sei 
denn, dass sie bei einer öffentlichen Einrich-
tung (§ 107 Abs. 2 der Gemeindeordnung) oder 
einem Eigenbetrieb der Gemeinde beschäftigt 
sind.

Die vorstehenden Vorschriften fi nden auf abgeordnete 
Beamte sinngemäß Anwendung, wenn die Abordnung an 
eine der in Buchstaben a bis e genannten Körperschaf-
ten die Dauer von insgesamt drei Monaten überschreitet.

(2) Bewerben sich Beamte oder Arbeitnehmer des öf-
fentlichen Dienstes um einen Sitz im Wahlgebiet, so ist 
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ihnen der zur Vorbereitung der Wahl erforderliche Ur-
laub auch dann zu erteilen, wenn im Falle der Wahl ein 
Hindernis für die gleichzeitige Zugehörigkeit zur Ver-
tretung gemäß Absatz 1 vorliegen würde.

(3) Werden Beamte oder Arbeitnehmer des öffent-
lichen Dienstes gewählt, die gemäß Absatz 1 an der 
gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert 
sind, so können sie die Annahme der Wahl nur erklä-
ren, wenn sie die Beendigung ihres Dienstverhältnis-
ses nachweisen. Stellt der Wahlleiter nachträglich fest, 
dass ein Bewerber die Wahl angenommen hat, obwohl 
er nach Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit 
zur Vertretung gehindert war, und weist der Vertreter 
nicht innerhalb einer Frist von einer Woche nach Zu-
stellung der nachträglichen Feststellung die Beendi-
gung seines Dienstverhältnisses nach, so scheidet er 
mit Ablauf der Frist aus der Vertretung aus. Den Ver-
lust der Mitgliedschaft stellt der Wahlleiter fest.

(4) Werden Mitglieder einer Vertretung Beamte oder 
Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die gemäß 
Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Ver-
tretung gehindert sind, so gilt Absatz 3 Satz 2 und 3 
entsprechend.

(5) Absätze 1 bis 4 fi nden auf Ehrenbeamte keine An-
wendung.

(6) Arbeitnehmer einer rechtsfähigen Gesellschaft 
oder Stiftung sowie Beamte und Arbeitnehmer einer 
rechtsfähigen Anstalt, an der eine Gemeinde, ein Kreis 
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oder ein Zweckverband maßgeblich beteiligt ist, kön-
nen, soweit sie allein oder mit anderen ständig, auch 
vertretungsweise, berechtigt sind, das Unternehmen 
in seiner Gesamtheit zu vertreten, wie Vorstandsmit-
glieder, stellvertretende Vorstandsmitglieder, Ge-
schäftsführer, stellvertretende Geschäftsführer und 
Prokuristen, nicht zugleich der Vertretung dieser Ge-
meinde, dieses Kreises oder der Vertretung einer 
Mitgliedskörperschaft dieses Zweckverbandes an-
gehören. Die maßgebliche Beteiligung erfasst die Ge-
währträgerschaft und neben den Fällen einer Kapi-
talbeteiligung mit einem Anteil von mehr als 50 vom 
Hundert auch die Fälle, in denen die Gebietskörper-
schaft aufgrund ihrer Stimmenmehrheit in Aufsichts- 
und Kontrollorganen oder in sonstiger Weise ent-
scheidenden Einfl uss auf die Unternehmensführung 
besitzt. Die Bestimmungen der Absätze 2 bis 5 fi nden 
entsprechende Anwendung.

3. Wahl aus der Reserveliste

§ 33 (Fn 3)

(1) Der Wahlausschuss zählt zunächst die für alle Be-
werber abgegebenen gültigen Stimmen, nach Partei-
en, Wählergruppen und Einzelbewerbern getrennt, 
zusammen (Gesamtstimmenzahl). Durch Abzug der 
Stimmen der Parteien und Wählergruppen, für die kei-
ne Reserveliste zugelassen ist, und der Stimmen der 
Einzelbewerber von der Gesamtstimmenzahl wird die 
bereinigte Gesamtstimmenzahl gebildet.



310

(2) Von der gemäß § 3 in jedem Wahlgebiet zu wählen-
den Gesamtzahl von Vertretern wird die Zahl der erfolg-
reichen Wahlbezirksbewerber abgezogen, die als Ein-
zelbewerber aufgetreten oder von einer nach Absatz 
1 Satz 2 nicht zu berücksichtigenden Partei oder Wäh-
lergruppe vorgeschlagen sind. Von der so gebildeten 
Ausgangszahl werden den am Verhältnisausgleich teil-
nehmenden Parteien und Wählergruppen nach dem Di-
visorverfahren mit Standardrundung so viele Sitze zu-
geteilt, wie ihnen im Verhältnis der auf ihre Reserveliste 
entfallenen Stimmenzahlen zur Gesamtstimmenzahl 
nach Absatz 1 zustehen (erste Zuteilungszahl). Jede 
Partei oder Wählergruppe erhält so viele Sitze, wie sich 
nach Teilung ihrer Stimmen durch den Zuteilungsdivi-
sor und anschließender Rundung ergeben. Der Zutei-
lungsdivisor ist so zu bestimmen, dass insgesamt so 
viele Sitze wie nach der Ausgangszahl auf die Reserve-
listen entfallen. Bei der Rundung sind Zahlenbruchtei-
le unter 0,5 auf die darunter liegende Zahl abzurunden 
und Zahlenbruchteile ab 0,5 auf die darüber liegende 
Zahl aufzurunden. Kommt es bei Berücksichtigung von 
bis zu vier Stellen nach dem Komma zu Rundungsmög-
lichkeiten mit gleichen Zahlenbruchteilen, entscheidet 
das vom Wahlleiter zu ziehende Los. Zur Ermittlung des 
Zuteilungsdivisors ist die Gesamtstimmenzahl durch 
die Ausgangszahl zu teilen.

Falls nach dem sich so ergebenden Divisor bei Run-
dung insgesamt weniger Sitze als nach der Ausgangs-
zahl vergeben würden, ist der Divisor auf den nächst-
folgenden Divisor, der bei Rundung die Ausgangszahl 
ergibt, herunterzusetzen; würden insgesamt mehr Sit-
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ze als nach der Ausgangszahl vergeben, ist der Divisor 
auf den nächstfolgenden Divisor, der bei Rundung die 
Ausgangszahl ergibt, heraufzusetzen.

(3) Haben Parteien und Wählergruppen mehr Sitze in 
den Wahlbezirken errungen, als ihnen nach Absatz 2 
zustehen, wird die Ausgangszahl um so viele Sitze er-
höht, wie notwendig sind, um auch unter Berücksichti-
gung der erzielten Mehrsitze eine Sitzverteilung nach 
dem Verhältnis der Stimmenzahlen zu erreichen. Dazu 
wird die Zahl der in den Wahlbezirken errungenen Sit-
ze der Partei oder Wählergruppe, die das günstigste 
Verhältnis dieser Sitzzahl zur ersten Zuteilungszahl 
erreicht hat, mit der Gesamtstimmenzahl nach Absatz 
1 multipliziert und durch die Stimmenzahl dieser Par-
tei oder Wählergruppe dividiert. Die zweite Ausgangs-
zahl für die Sitzzuteilung ist mit einer Stelle nach dem 
Komma zu berechnen und auf eine ganze Zahl nach 
Absatz 2 Satz 5 auf- oder abzurunden. Ist durch die er-
höhte Ausgangszahl die Gesamtzahl der Sitze eine un-
gerade Zahl, wird diese Ausgangszahl um eins erhöht.
Erhalten Parteien oder Wählergruppen bei der Be-
rechnung der erhöhten Ausgangszahl nicht eine Sitz-
zahl, die der Zahl ihrer erfolgreichen Wahlbezirksbe-
werber entspricht, wird die erhöhte Ausgangszahl um 
zwei erhöht, bis die Zahl der Listenmandate nach er-
neuter Berechnung gemäß Absatz 2 erstmals der Zahl 
ihrer erfolgreichen Wahlbezirksbewerber entspricht 
oder diese übersteigt.

(4) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 
eine Partei oder Wählergruppe, die mehr als die Hälf-
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te der gültigen Stimmen erhalten hat, nicht mehr als 
die Hälfte der insgesamt zu vergebenden Sitze, wird 
ihr vorab ein weiterer Sitz zugeteilt (Zusatzmandat). 
Von den anderen Parteien oder Wählergruppen er-
hält diejenige mit dem niedrigsten Zahlenbruchteil 
ab 0,5 einen Sitz weniger als nach Absatz 2. Betra-
gen die Zahlenbruchteile sämtlich weniger als 0,5, er-
hält die Partei oder Wählergruppe einen Sitz weniger, 
die bei einer erneuten Berechnung nach Absatz 2 mit 
der Gesamtstimmenzahl und der Gesamtsitzzahl der 
verbleibenden Parteien und Wählergruppen den nied-
rigsten Zahlenbruchteil erreicht. Bei gleichen zu be-
rücksichtigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier Stellen 
nach dem Komma entscheidet das vom Wahlleiter zu 
ziehende Los.

(5) Parteien und Wählergruppen, die weniger Sitze in 
den Wahlbezirken errungen haben, als ihre Sitzzahl 
beträgt, erhalten die fehlenden Sitze aus der Reserve-
liste. 

(6) Die Sitze werden aus den Reservelisten in der dort 
festgelegten Reihenfolge besetzt. § 32 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Bewerber, die in einem Wahlbezirk gewählt 
sind, bleiben hierbei unberücksichtigt. Entfallen auf 
eine Partei oder Wählergruppe mehr Sitze, als Bewer-
ber auf der Reserveliste benannt sind, so bleiben die-
se Sitze unbesetzt.
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4. Feststellung des Wahlergebnisses

§ 34

(1) Der Wahlausschuss stellt fest, wieviel Stimmen für 
die Bewerber in den Wahlbezirken und für die Parteien 
und Wählergruppen abgegeben worden sind und wel-
che Bewerber in den Wahlbezirken und aus den Reser-
velisten gewählt sind.

(2) Der Wahlausschuss ist an die vom Wahlvorstand 
getroffenen Entscheidungen gebunden, jedoch be-
rechtigt, Rechenfehler zu berichtigen.

§ 35

(1) Der Wahlleiter benachrichtigt die in den Wahlbezirken 
und aus den Reservelisten gewählten Bewerber durch Zu-
stellung und fordert sie auf, binnen einer Woche nach Zu-
stellung schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen.

(2) Der Wahlleiter gibt die Namen der in den Wahlbe-
zirken und aus den Reservelisten gewählten Bewerber 
öffentlich bekannt.

5. Annahmeerklärung

§ 36 (Fn 12)

(1) Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitglied-
schaft in der Vertretung mit dem Eingang der auf die 
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Benachrichtigung nach § 35 Abs. 1 erfolgenden An-
nahmeerklärung beim zuständigen Wahlleiter. Eine 
Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. Eine 
Ablehnung kann nicht widerrufen werden. Gibt der 
Gewählte bis zum Ablauf der gesetzten Frist keine Er-
klärung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als 
angenommen. Wer die Annahme der Wahl im Wahl-
bezirk ablehnt, scheidet auch als Bewerber der Re-
serveliste aus.

(2) Für die Annahmeerklärung eines Beamten oder 
Arbeitnehmers des öffentlichen Dienstes im Sinne des 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 gelten die besonderen Vorschriften 
des § 13 Abs. 3 und Abs. 6 Satz 3.

VI. b Wahl der Bürgermeister und Landräte

§ 46 b (Fn 4)

Auf die Wahl sowie die Abwahl der Bürgermeister ge-
mäß den §§ 65 und 66 der Gemeindeordnung und der 
Landräte gemäß den §§ 44 und 45 der Kreisordnung 
fi nden die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen-
de Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 46 c bis 
46 e oder aus der Gemeindeordnung, der Kreisord-
nung und dem Landesbeamtengesetz etwas anderes 
ergibt.

§ 46 c (Fn 2)

(1) Wahltag ist ein Sonntag. Der Wahltag wird von der 
Aufsichtsbehörde festgelegt und bekannt gemacht.
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(2) Jeder Wähler hat für jede Wahl eine Stimme. Als 
Bürgermeister oder Landrat ist gewählt, wer die meis-
ten Stimmen auf sich vereinigt. Bei gleicher Stimmen-
zahl entscheidet das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 
Gibt es nur einen zugelassenen Wahlvorschlag, ist der 
Bewerber gewählt, wenn sich die Mehrheit der Wähler 
für ihn entschieden hat und dabei mindestens 25 vom 
Hundert der Wahlberechtigten für ihn gestimmt haben.

(3) § 4 ist nicht entsprechend anzuwenden. Abwei-
chend von § 10 Abs. 3 können Inhaber eines Wahl-
scheins in jedem Stimmbezirk des Wahlgebiets wählen.

§ 46 d (Fn 10)

(1) Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber ent-
halten. Wer gemäß der Gemeindeordnung oder gemäß 
der Kreisordnung wählbar ist, kann sich selbst vor-
schlagen; für einen solchen Vorschlag gelten die Re-
gelungen für Einzelbewerber entsprechend. § 15 Abs. 
2 Satz 3 fi ndet mit der Maßgabe Anwendung, dass die 
dort genannten Wahlvorschläge von mindestens fünf-
mal, für die Wahl in Gemeinden bis zu 10000 Einwoh-
nern von mindestens dreimal soviel Wahlberechtig-
ten, wie die Vertretung Mitglieder hat, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein müssen; dies gilt 
nicht, wenn der bisherige Bürgermeister oder Landrat 
als Bewerber vorgeschlagen wird.

(2) Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl 
zum Bürgermeister oder Landrat in mehreren Ge-
meinden und Kreisen kandidieren.



316

(3) Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Wird 
eine Person von mehreren Parteien oder Wählergrup-
pen als gemeinsamer Bewerber benannt, ist sie hierzu 
in geheimer Abstimmung entweder in einer gemeinsa-
men Versammlung oder in getrennten Versammlun-
gen der Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Wahl-
vorschlagsträger des gemeinsamen Wahlvorschlags 
dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewer-
ber wählen und zur Wahl vorschlagen.

(4) Bei gemeinsamen Wahlvorschlägen mit Beteiligung 
von Parteien oder Wählergruppen, die in der Vertretung 
des Wahlgebietes vertreten sind, richtet sich die Reihen-
folge auf dem Stimmzettel nach der höchsten bei der 
letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets erreichten 
Stimmenzahl einer der beteiligten Parteien oder Wäh-
lergruppen. In diesem Fall werden auf dem Stimmzet-
tel die an dem gemeinsamen Wahlvorschlag beteiligten 
Parteien und Wählergruppen in der Reihenfolge auf-
geführt, die sich bei selbstständigen Wahlvorschlägen 
entsprechend § 23 Abs. 1 Satz 3 erster Satzteil ergeben 
hätte; die an dem gemeinsamen Wahlvorschlag betei-
ligten Parteien und Wählergruppen im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 3 zweiter Satzteil schließen sich auf dem 
Stimmzettel in alphabetischer Reihenfolge an. Bei an-
deren gemeinsamen Wahlvorschlägen richtet sich bei 
gleichzeitigem Eingang von Wahlvorschlägen die alpha-
betische Reihenfolge in entsprechender Anwendung 
des § 23 Abs. 1 Satz 3 zweiter Satzteil nach dem An-
fangsbuchstaben des an dem gemeinsamen Wahlvor-
schlag beteiligten Wahlvorschlagsträgers, der in dem 
Wahlvorschlag alphabetisch an erster Stelle steht. Auf 
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dem Stimmzettel werden im Fall des § 23 Abs. 1 Satz 
3 zweiter Satzteil die an dem gemeinsamen Wahlvor-
schlag beteiligten Parteien und Wählergruppen in al-
phabetischer Reihenfolge aufgeführt.

(5) Die Abstimmung über die Abwahl eines Bürger-
meisters oder eines Landrates muss baldmöglichst, 
spätestens innerhalb von drei Monaten nach dem Be-
schluss des Rates gemäß der Gemeindeordnung oder 
des Kreistages gemäß der Kreisordnung zur Einlei-
tung des Abwahlverfahrens stattfi nden. Den Tag der 
Abstimmung sowie die für ihre Vorbereitung maßgeb-
lichen Fristen und Termine bestimmt die Vertretung.

§ 46 e (Fn 10)

(1) Der Bürgermeister oder der Landrat darf an der Be-
ratung und Entscheidung der Vertretung über die Gül-
tigkeit seiner Wahl oder Abwahl (§ 40) nicht mitwirken.

(2) Nach der Gemeindeordnung oder Kreisordnung 
wählbare Bewerber für das Amt des Bürgermeisters 
oder des Landrats können auch dann gegen die Gül-
tigkeit der Wahl binnen eines Monats nach Bekanntga-
be des Wahlergebnisses Einspruch erheben, wenn sie 
nicht wahlberechtigt gemäß § 7 sind.

Fußnoten
Fn 1 GV. NW. 1998 S. 454, ber. S. 509, geändert durch Gesetz zur 
Änderung des Landeswahlgesetzes und anderer Gesetze 
v. 23.3.1999 (GV. NRW. S. 66; ber. S. 70), Artikel I d. Gesetzes   
zur Änderung wahlrechtlicher Vorschriften v. 14.7.1999 (GV. NRW. 
S. 412), Artikel III d. Gesetzes zur weiteren Stärkung der Bürger-
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beteiligung in den Kommunen v. 28.3.2000 (GV. NRW. S. 245); 
Artikel 3 d. Gesetzes v. 16. 12. 2003 (GV. NRW. S. 766), in Kraft 
getreten am 1. Januar 2004; Artikel 3 d. Gesetzes v. 16. 11. 2004 
(GV. NRW. S. 644), in Kraft getreten am 1. Januar 2005; Artikel 4 
des Vierten Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV. NRW. S. 332), 
in Kraft getreten am 30. April 2005; Artikel 23 d. Gesetzes vom 
12.12.2006 (GV. NRW. S. 622), in Kraft getreten am 1. Januar 2007; 
Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 374), 
in Kraft getreten am 17. Oktober 2007; Artikel 1 Nr. 3, 5, 6 und 7 des 
Gesetzes über die Zusammenlegung der allgemeinen Kommunal-
wahlen mit den Europawahlen vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 
514), in Kraft getreten am 16. Juli 2008; Gesetz vom 30. Juni 2009 
(GV. NRW. S. 372), in Kraft getreten am 15. Juli 2009. 
Fn 2 § 2 und § 46c zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 374), in Kraft getreten am 17. 
Oktober 2007.
Fn 3 § 33 zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. 
NRW. S. 372), in Kraft getreten am 15. Juli 2009.
Fn 4 § 46 b neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 374), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 9 § 7 und § 45 neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Ok-
tober 2007 (GV. NRW. S. 374), in Kraft getreten am 17. Oktober 2007.
Fn 10 § 4, § 5, § 9, § 10, § 11, § 12, § 13, § 15, § 17, § 21, § 24, § 26, 
§ 27, § 37, § 44, § 46d, § 46e und § 51 geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 374), in Kraft getreten 
am 17. Oktober 2007.
Fn 12 § 36 geändert durch Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzes vom 24. 
Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten am 16. Juli 2008. 
Fn 13 § 3 und § 50 zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW. S. 372), in Kraft getreten am 15. Juli 2009.
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Gesetz über die Zusammenlegung der 
allgemeinen Kommunalwahlen mit 
den Europawahlen (KWahlZG),

vom 24. Juni 2008
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Gesetz über die Zusammenlegung der 
allgemeinen Kommunalwahlen mit den 
Europawahlen (KWahlZG)

Artikel 1
Änderung des Kommunalwahlgesetzes

Das Gesetz über die Kommunalwahlen im Lande 
Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. 
NRW. S. 454, ber. S. 509 und GV. NRW. 1999 S. 70), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 9. Oktober 2007 (GV. 
NRW. S. 374), wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 Satz 2 und 3 erhält 
folgende Fassung: 
„Die Gemeinden und Kreise können bis spätestens 45 
Monate nach Beginn der Wahlperiode durch Satzung 
die Zahl der zu wählenden Vertreter um 2, 4 oder 6, 
davon je zur Hälfte in Wahlbezirken, verringern; die 
Zahl von 20 Vertretern darf nicht unterschritten wer-
den. Die nach Satz 2 durch Satzung verringerte Zahl 
der zu wählenden Vertreter bleibt bestehen, bis sie 
spätestens 45 Monate nach Beginn einer späteren 
Wahlperiode nach Satz 2 durch Satzung verändert 
wird.“

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Der Wahlausschuss der Gemeinde teilt spätes-
tens 52 Monate, der Wahlausschuss des Kreises spä-
testens 53 Monate nach Beginn der Wahlperiode das 
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Wahlgebiet in so viele Wahlbezirke ein, wie Vertreter 
gemäß § 3 Abs. 2 in Wahlbezirken zu wählen sind.“

3. § 14 wird wie folgt geändert:
a)  In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende Sätze 2 bis 

4 ersetzt:
 „Die allgemeinen Neuwahlen fi nden in der Zeit 
zwischen dem 1. April und dem 15. Juli statt; sie 
sollen am Tag der Wahl der Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt werden. Der Wahltag 
wird vom Innenminister festgelegt und bekannt 
gemacht (Wahlausschreibung). Im Übrigen wird 
der Wahltag von der Aufsichtsbehörde festgelegt 
und bekannt gemacht, soweit dieses Gesetz und 
die Wahlordnung nichts anderes bestimmen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
 „(2) Die Wahlperiode endet bei allgemeinen Wah-
len mit Ablauf des Monats, in dem die Wahl statt-
gefunden hat. Die neue Wahlperiode beginnt am 
ersten Tag des folgenden Monats.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

4. § 17 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Die Vertreter für die Vertreterversammlung und 
die Bewerber sind ab dem 46. Monat nach Beginn der 
Wahlperiode, die Bewerber für die Wahlbezirke frühes-
tens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung 
des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen.“
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5. § 33 wird wie folgt geändert:
a)  In Absatz 2 Satz 6 wird hinter dem Wort „Los“ das 

Komma durch einen Punkt ersetzt und der Halb-
satz „sofern nur ein Sitz zugeteilt werden kann“ 
gestrichen.

b)  Absatz 4 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Erhalten Parteien oder Wählergruppen bei der 
Berechnung der erhöhten Ausgangszahl nicht 
eine Sitzzahl, die der Zahl ihrer erfolgreichen 
Wahlbezirksbewerber entspricht, wird die erhöh-
te Ausgangszahl um zwei erhöht, bis die Zahl der 
Listenmandate nach erneuter Berechnung ge-
mäß Absatz 2 erstmals der Zahl ihrer erfolgrei-
chen Wahlbezirksbewerber entspricht oder diese 
übersteigt.“

6. § 36 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Für die Annahmeerklärung eines Beamten oder 
Arbeitnehmers des öffentlichen Dienstes im Sinne des 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 gelten die besonderen Vorschriften 
des § 13 Abs. 3 und Abs. 6 Satz 3.“

7. § 46a Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Wählbar für die Bezirksvertretung sind alle nach Satz 
1 Wahlberechtigten, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und die übrigen Voraussetzungen des § 12 er-
füllen, sowie Wahlberechtigte, die in einem Gemeinde-
wahlbezirk des Stadtbezirks als Bewerber für die Wahl 
des Rates aufgestellt sind.“
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Artikel 2
Änderung der Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), 
wird wie folgt geändert:

1. § 27 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Wahl fi ndet spätestens zehn Wochen nach dem 
Beginn der Wahlzeit des Rates statt.“

2. § 36 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Nach Beginn der Wahlzeit der Bezirksvertretung 
muss die erste Sitzung innerhalb von drei Wochen 
stattfi nden; dazu beruft der bisherige Bezirksvorste-
her die Bezirksvertretung ein.“

3. § 47 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Nach Beginn der Wahlzeit muss die erste Sitzung in-
nerhalb von drei Wochen stattfi nden.“

Artikel 3
Änderung der Kreisordnung

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S.646), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S.380), wird 
wie folgt geändert:
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§ 32 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Nach Beginn der Wahlzeit muss die erste Sitzung in-
nerhalb von drei Wochen stattfi nden; im Übrigen soll 
der Kreistag zusammentreten, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert, mindestens jedoch alle drei Monate.“

Artikel 4
Änderung der Landschaftsverbandsordnung

Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LVerbO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. Oktober 2007 (GV. 
NRW. S. 443) wird wie folgt geändert:

§ 7b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Vertretungen der Mitgliedskörperschaften wäh-
len innerhalb von zehn Wochen nach Beginn ihrer 
Wahlzeit die Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung.“

Artikel 5
Änderung des Gesetzes über den 

Regionalverband Ruhr

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr (RVRG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 
2004 (GV. NRW. S. 96), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380), wird wie folgt 
geändert:
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§ 10 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die weiteren Mitglieder der Verbandsversammlung 
werden von den Vertretungen der Mitgliedskörper-
schaften innerhalb von zehn Wochen nach Beginn ih-
rer Wahlzeit für deren Wahlzeit gewählt.“

Artikel 6
Änderung des Gesetzes zur Übertragung der 
Regionalplanung für die Metropole Ruhr auf 

den Regionalverband Ruhr

Nummer 1 des Artikels 3 des Gesetzes zur Übertra-
gung der Regionalplanung für die Metropole Ruhr 
auf den Regionalverband Ruhr vom 5. Juni 2007 (GV. 
NRW. S. 212) erhält folgende Fassung:

„1. Artikel 1 tritt am 21. Oktober 2009 in Kraft. Die Re-
gionalräte Arnsberg, Düsseldorf und Münster werden 
nach dem 21. Oktober 2009 nach Maßgabe dieses Ge-
setzes errichtet.“

Artikel 7
Änderung des Landesplanungsgesetzes

Das Gesetz zur Neufassung des Landesplanungsge-
setzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13. März 2007 (GV. NRW. 
S. 133), wird wie folgt geändert:
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1. § 7 Abs. 10 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Der Regionalrat tritt spätestens innerhalb von sech-
zehn Wochen nach Beginn der Wahlzeit der Gemein-
devertretungen zusammen.“

2. § 40 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Es wählen innerhalb von zehn Wochen nach Beginn 
der Wahlzeit der Vertretungskörperschaften die Krei-
se und kreisfreien Städte mit einer betroffenen Bevöl-
kerung

1. bis 150.000 Einwohner 1 Mitglied,
2. über 150.000 Einwohner 2 Mitglieder

des Braunkohlenausschusses.“

Artikel 8
Änderung der Regionalräte-Verordnung

Die Verordnung über das Verfahren zur Bildung und 
Einberufung der Regionalräte sowie über die Ent-
schädigung der Mitglieder der Regionalräte und die 
Zuwendungen für die im Regionalrat vorhandenen 
Gruppierungen der Parteien und Wählergruppen (Re-
gionalräte-Verordnung) vom 10. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 506) wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Mitglieder des Regionalrates sind innerhalb 
von zehn Wochen nach Beginn der Wahlzeit der Ver-
tretungskörperschaften zu wählen.“
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Artikel 9
Änderung der Verordnung zur 

Braunkohlenplanung

Die Verordnung über das Verfahren zur Bildung und 
Einberufung des Braunkohlenausschusses, die Ent-
schädigung der Mitglieder, die Abgrenzung des Krei-
ses der Beteiligten, das Verfahren der Beteiligung 
bei der Erarbeitung der Braunkohlenpläne, Gegen-
stand, Form und Merkmale des Planungsinhaltes der 
Braunkohlenpläne und die räumliche Abgrenzung des 
Braunkohlenplangebietes (Verordnung zur Braunkoh-
lenplanung) vom 10. Mai 2005 (GV. NRW. S. 506) wird 
wie folgt geändert:

§ 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Mitglieder des Braunkohlenausschusses nach 
§ 40 Abs. 1 LPlG sind innerhalb von zehn Wochen nach 
Beginn der Wahlzeit der Gemeindevertretungen zu 
wählen.“

Artikel 10
Änderung des Gesetzes zur Vorbereitung 
der Wahlen des ersten Städteregionstags 

und des ersten Städteregionsrates der 
Städteregion Aachen

Das Gesetz zur Vorbereitung der Wahlen des ersten 
Städteregionstags und des ersten Städteregionsrates 
der Städteregion Aachen vom 26. Februar 2008 (GV. 
NRW. S. 162) wird wie folgt geändert:
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§ 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Der Wahlausschuss der Städteregion Aachen teilt 
bezüglich der Wahl des ersten Städteregionstags der 
Städteregion Aachen spätestens bis zum 31. Oktober 
2008 das Wahlgebiet in 36 Wahlbezirke ein. Die Wahl-
ausschüsse der Gemeinden im Kreis Aachen und in 
der kreisfreien Stadt Aachen teilen das Wahlgebiet 
spätestens bis zum 30. September 2008 in so viele 
Wahlbezirke ein, wie Vertreter gemäß § 3 Abs. 2 des 
Kommunalwahlgesetzes in Wahlbezirken zu wählen 
sind.“

Artikel 11
Übergangsregelungen 

§ 1 
Ende der Wahlperiode im Jahr 2009 und Beginn der 
Wahlperiode nach den Kommunalwahlen 2009

(1) Die Wahlperiode der im Jahr 2004 gewählten Ver-
tretungen und Bezirksvertretungen endet am 20. Ok-
tober 2009.

(2) Die Wahlperiode der im Jahr 2009 gewählten Ver-
tretungen und Bezirksvertretungen beginnt am 21. 
Oktober 2009.

§ 2
Wahl der Nachfolger der Bürgermeister und Landräte, 
deren Amtszeit am 20. Oktober 2009 endet
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Die Wahl der Nachfolger der Bürgermeister und Land-
räte, deren Amtszeit am 20. Oktober 2009 endet, fi n-
det am Tag der allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 
2009 statt. Satz 1 gilt auch für die Wahl der Nachfolger 
der Bürgermeister und Landräte, die vorzeitig, aber 
nach dem 1. September 2008 aus dem Amt ausschei-
den, es sei denn, die Aufsichtsbehörde hat den Tag der 
Neuwahl bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes festgelegt.

§ 3
Amtszeit der nach den Kommunalwahlen 2004 und 
vor dem 17. Oktober 2007 gewählten Bürgermeister 
und Landräte

Die Amtszeit der nach den allgemeinen Kommunal-
wahlen im Jahr 2004 und vor dem 17. Oktober 2007 
gewählten Bürgermeister und Landräte endet am 20. 
Oktober 2014.

§ 4
Einteilung in Wahlbezirke zu den Kommunalwahlen 
2009

Für die allgemeinen Neuwahlen im Jahr 2009 teilen 
die Wahlausschüsse der Gemeinden spätestens bis 
zum 30. September 2008, die Wahlausschüsse der 
Kreise spätestens bis zum 31. Oktober 2008 das Wahl-
gebiet in so viele Wahlbezirke ein, wie Vertreter gemäß 
§ 3 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in Wahlbezir-
ken zu wählen sind.
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Artikel 12
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Abweichend von Satz 1 treten die Änderungen 
der §§ 3 Abs. 2 Satz 2 und 3, 4 Abs. 1 und 17 Abs. 4 des 
Kommunalwahlgesetzes durch Artikel 1 am 1. August 
2014 in Kraft. Für die am 21. Oktober 2009 beginnen-
de Wahlperiode gelten die in Satz 2 genannten Vor-
schriften des Kommunalwahlgesetzes mit der Maß-
gabe, dass die dort bestimmten Monatszahlen um 
jeweils 4 Monate verringert werden.
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Beamtengesetz für das
Land Nordrhein-Westfalen
(Landesbeamtengesetz – LBG)

vom 21. April 2009, zuletzt geändert 

durch Artikel III des Gesetzes

vom 10. November 2009 (GV. NRW. 

S. 570)

– Auszug §§ 92, 119, 120 – 
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Durch das Gesetz zur Änderung der kommunalen 
Selbstverwaltung vom 9. Oktober 2007 (GV.NRW. 
S. 380) ist in Abschnitt Xa der § 195 LBG geändert 
worden. Er erfasst die (Ober-)Bügermeisterinnen 
bzw. (Ober-)Bürgermeister und Landrätinnen und 
Landräte,  deren Beamtenverhältnis nach dem 16. 
Oktober 2007 durch Annahme der Wahl (§ 36 Kom-
munalwahlgesetz) begründet worden ist (§ 195 Abs. 
3 LBG).

Die Vorschriften über Kommunale Wahlbeamte in 
den §§ 195 ff LBG wurden zwischenzeitlich im Rah-
men der technischen Dienstrechtsnovelle auf die 
Regelungen im BeamtStG angepasst: §§ 195 f LBG 
entsprechen nunmehr §§ 119 f LBG. Inhaltliche Ände-
rungen gegenüber des GO-Reformgesetz sind hier-
mit nicht verbunden.

§ 92 Übertragung von Aufgaben der 
Personalverwaltung

(1) Der Dienstherr kann Aufgaben der Personalver-
waltung zur Durchführung auf eine personalverwal-
tende Stelle eines anderen Dienstherrn übertragen. 
Die Aufgabenübertragung kann sich auf die Durch-
führung von Widerspruchsverfahren und die Ver-
tretung des Dienstherrn in gerichtlichen Verfahren 
erstrecken. Der Dienstherr darf die zur Aufgaben-
erfüllung erforderlichen Personalaktendaten an die 
personalverwaltende Stelle übermitteln.
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(2) Die mit der Durchführung beauftragte personal-
verwaltende Stelle handelt in Vertretung des die Auf-
gabe übertragenden Dienstherrn.

(3) Für die mit der Durchführung beauftragte perso-
nalverwaltende Stelle gelten die Regelungen der §§ 84 
bis 91 sowie § 50 BeamtStG entsprechend.

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Tätig-
keit der kommunalen Versorgungskassen gemäß Ge-
setz über die kommunalen Versorgungskassen und Zu-
satzversorgungskassen im Land Nordrhein-Westfalen.

(5) Der Dienstherr kann sich zur Erfüllung seiner Ver-
pfl ichtungen im Rahmen der Beihilfebearbeitung nach 
§ 77 auch geeigneter Stellen außerhalb des öffentli-
chen Dienstes bedienen und diesen die zur Beihilfe-
bearbeitung erforderlichen Daten übermitteln. Die be-
auftragte Stelle darf die Daten, die ihr im Rahmen der 
Beihilfebearbeitung bekannt werden, nur für diesen 
Zweck verarbeiten. §§ 85 und 90 Absatz 2 sowie § 11 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV. 
NRW. S. 542), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Vierten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 332), gelten entsprechend.

§ 119 Bürgermeister und Landräte

(1) Auf die Bürgermeister fi nden die für die Beamten 
allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, soweit 
nachstehend nichts anderes bestimmt ist.
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(2) Bürgermeister sind Wahlbeamte in einem Beam-
tenverhältnis auf Zeit. Sie sind nicht verpfl ichtet, sich 
einer Wiederwahl zu stellen.

(3) Das Beamtenverhältnis wird mit dem Tage der An-
nahme der Wahl, frühestens mit dem Ausscheiden des 
Vorgängers aus dem Amt, begründet (Amtsantritt) und 
bedarf keiner Ernennung. Es endet mit Ablauf der Wahl-
zeit. Diese beträgt sechs Jahre, beginnend mit dem 
Amtsantritt. Das Beamtenverhältnis ist nichtig, wenn 
die zugrunde liegende Wahl unwirksam ist. Die bis zur 
rechtskräftigen Feststellung der Unwirksamkeit der 
Wahl vorgenommenen Amtshandlungen sind in gleicher 
Weise gültig, wie wenn sie ein Beamter ausgeführt hätte.

(4) Für Bürgermeister gilt keine Altersgrenze. Auf den 
Eintritt in den Ruhestand fi nden §§ 31 und 33 Abs. 3 
keine Anwendung. Bürgermeister treten mit Ablauf ih-
rer Amtszeit in den Ruhestand, wenn sie

1.  insgesamt eine mindestens achtjährige ruhege-
haltfähige Dienstzeit erreicht und das fünfund-
vierzigste Lebensjahr vollendet haben oder

2.  eine ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne des 
§ 6 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung von acht-
zehn Jahren erreicht haben oder

3.  als Beamter auf Zeit eine Gesamtdienstzeit von 
acht Jahren erreicht haben;

anderenfalls sind sie entlassen. Die ruhegehaltfähi-
ge Dienstzeit im Sinne des Satzes 3 Nr. 1 schließt ne-
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ben den kraft Gesetzes zu berücksichtigenden Zeiten 
auch solche Zeiten ein, die durch Ermessensentschei-
dung als ruhegehaltfähige Dienstzeit anerkannt wor-
den sind.

(5)  Auf abgewählte Bürgermeister fi nden die §§ 38 
LBG NRW und 30 Abs. 3 Satz 3 BeamtStG entspre-
chende Anwendung. Mit Ablauf der Amtszeit gilt Ab-
satz 4 entsprechend.

(6) Die Aufgaben der für die Ernennung zuständi-
gen Stelle nimmt im Falle der Entlassung (§ 28) und 
der Versetzung in den Ruhestand (§ 36) die Aufsichts-
behörde wahr, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. In den Fällen des § 34 LBG NRW, §§ 27 und 
37 BeamtStG sowie des § 45 Abs. 3 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 gelten-
den Fassung nimmt die Aufsichtsbehörde die Aufga-
ben der dienstvorgesetzten Stelle wahr.

(7) Bei Anwendung des § 85 Beamtenversorgungsge-
setz in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gilt 
ein am 30. September 1999 bestehendes Beamten-
verhältnis auf Zeit als ein unmittelbar vorangehendes 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis im Sinne die-
ser Vorschrift.

(8) Für Landräte gelten die Absätze 1 bis 7 entspre-
chend.
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§ 120 Übrige kommunale Wahlbeamte

(1) Auf die übrigen kommunalen Wahlbeamten fi nden 
die für die Beamten allgemein geltenden Vorschrif-
ten dieses Gesetzes Anwendung, soweit nachstehend 
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die übrigen kommunalen Wahlbeamten werden 
für die Dauer von acht Jahren in das Beamtenver-
hältnis auf Zeit berufen. Über die Berufung darf frü-
hestens sechs Monate vor Freiwerden der Stelle ent-
schieden werden. Bei ihrer erstmaligen Berufung in 
ein Beamtenverhältnis auf Zeit dürfen sie nicht älter 
als sechsundfünfzig Jahre sein. Sie sind verpfl ichtet, 
das Amt nach einer ersten und zweiten Wiederwahl 
weiterzuführen. Die Berufung in das Beamtenverhält-
nis ist nichtig, wenn die ihr zugrunde liegende Wahl un-
wirksam ist. Die bis zur rechtskräftigen Feststellung 
der Unwirksamkeit der Wahl vorgenommenen Amts-
handlungen sind in gleicher Weise gültig, wie wenn sie 
ein Beamter ausgeführt hätte.

(3) Auf die übrigen kommunalen Wahlbeamten fi nden 
im Falle der Abberufung oder Abwahl die §§ 38 LBG 
NRW und 30 Abs. 3 BeamtStG entsprechende Anwen-
dung. Mit Erreichen der Altersgrenze oder mit Ablauf 
der Amtszeit gilt § 31 Abs. 1 und 3 entsprechend.
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Bestandsschutz- und Übergangsregelungen

Für (Ober-)Bügermeisterinnen bzw. (Ober-)Bürgermeis-
ter und Landrätinnen und Landräte, deren Beamtenver-
hältnis bereits vor der Gesetzesänderung am 17. Okto-
ber 2007 begründet worden ist, sind deren Rechte aus 
§ 65 GO NRW sowie § 195 LBG (seit 01.04.2009 § 119 
LBG) durch § 3 Artikel XI Bestandsschutz- und Über-
gangsregelungen gesichert worden.

§ 3 Artikel XI Bestandsschutz- und Übergangs-
regelungen zu Artikel I, II und VII

(1) Die Änderungen der Gemeindeordnung in Artikel I 
Nr. 25 gelten nicht für Bürgermeister, die bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes im Amt sind für die Dauer der 
laufenden Amtszeit.

(2) Die Änderungen der Kreisordnung in Artikel II Nr. 
15 gelten nicht für Landräte, die bei In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes im Amt sind für die Dauer der laufen-
den Amtszeit.

(3) Die Änderungen des Landesbeamtengesetzes in Ar-
tikel VII Nr. 2 a), b), c), d) und g) gelten nicht für Bürger-
meister und Landräte, die bei In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes im Amt sind für die Dauer der laufenden Amtszeit.

(4) Die Amtszeit der Bürgermeister und Landräte, die 
vom Geltungsbereich des Gesetzes zur Regelung der 
Wahlperiode der im Jahr 2004 gewählten kommuna-
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len Vertretungen vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 351) 
erfasst werden, endet am 20.10.2009.

(5) Der Wahltag für die Neuwahlen der Nachfolger der 
in Absatz 4 bezeichneten Bürgermeister und Landräte 
ist der Tag der allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 
2009. Scheidet ein in Absatz 4 bezeichneter Bürger-
meister oder Landrat vor dem 20.10.2009 aus dem 
Amt aus oder tritt ein nach Satz 1 gewählter Nach-
folger sein Amt nicht an, wird der Wahltermin für den 
Nachfolger von der Aufsichtsbehörde festgelegt.

Begründung des Gesetzentwurfs zu § 3 Artikel XI 
„Bestandsschutz- und Übergangsregelungen“

Zu § 3 Übergangsregelung zu Art. I, II und VII

„Die Übergangsregelungen in Absatz 1 bis 3 gewähr-
leisten, dass die Verlängerung der Amtszeit auf sechs 
Jahre und der Wegfall der Altersgrenze nur für Bürger-
meister bzw. Landräte gilt, die künftig gewählt werden. 
Die Amtszeit der bei In-Kraft-Treten des Gesetzes am-
tierenden Hauptverwaltungsbeamten endet nach den 
bisher geltenden Regelungen. Dies gilt auch, wenn sie 
während ihrer laufenden Wahlzeit die bisherige Alters-
grenze des vollendeten 68. Lebensjahres erreichen. 
Sie treten dann nach den bisherigen Regelungen in 
den Ruhestand.

Auf diese Weise wird erreicht, dass für die bei In-Kraft-
Treten des Gesetzes laufenden Amtsverhältnisse die 
Bedingungen zum Eintritt in den Ruhestand gelten, 
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auf die sich die Amtsinhaber zum Zeitpunkt ihrer Wahl 
eingestellt hatten.

Die Regelung in Absatz 4 stellt klar, dass für die im 
Jahre 2004 in verbundener Wahl mit den kommuna-
len Vertretungen gewählten Bürgermeister und Land-
räte weiterhin die Amtszeiten gelten, die in dem Ge-
setz zur Regelung der Wahlperiode der im Jahr 2004 
 gewählten kommunalen Vertretungen vom 17. Juni 
2003 festgeschrieben worden waren.

Die Regelung in Absatz 5 schreibt fest, dass in den Fäl-
len, in denen im Jahre 2009 Amtszeiten von Bürger-
meistern und Landräten zeitgleich mit der Wahlzeit 
der kommunalen Vertretungen auslaufen, die Nach-
folger am Tag der allgemeinen Kommunalwahlen ge-
wählt werden.

In allen anderen Fällen gilt nach In-Kraft-Treten dieses 
Gesetzes, dass der Wahltermin für die Wahl eines Bür-
germeisters oder Landrates von der Aufsichtsbehör-
de festgelegt wird.“
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Bestandsschutz- und Übergangs-
regelungen zum GO-Reformgesetz 
vom 9. Oktober 2007
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Artikel XI
Bestandsschutz-
und Übergangsregelungen

§ 1 Bestandsschutz zu Artikel I

Wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Betätigun-
gen, die vor dem 19. März 2007 auf der Grundlage der 
seinerzeit geltenden Gemeindeordnung aufgenom-
men wurden, dürfen unbeschadet der in diesem Ge-
setz erfolgten Änderungen des § 107 GO NRW fortge-
setzt werden.

§ 2 Übergangsregelung zu Artikel I

Abweichend von § 56 Abs. 1 GO NRW kann im Rat einer 
kreisfreien Stadt, die auf der Grundlage des § 3 Kom-
munalwahlgesetz (KWahlG) die Zahl der bei der Kom-
munalwahl 2004 zu wählenden Vertreter auf 57 oder 
weniger gesenkt hatte, bis zum Ablauf der Wahlperio-
de am 20. Oktober 2009 eine Fraktion aus mindestens 
zwei Mitgliedern bestehen.

§ 3 Übergangsregelung zu Artikel I, II und VII

(1) Die Änderungen der Gemeindeordnung in Artikel I 
Nr. 25 gelten nicht für Bürgermeister, die bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes im Amt sind, für die Dauer der 
laufenden Amtszeit.

(2) Die Änderungen der Kreisordnung in Artikel II Nr. 
15 gelten nicht für Landräte, die bei In-Kraft-Treten 
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dieses Gesetzes im Amt sind, für die Dauer der laufen-
den Amtszeit.

(3) Die Änderungen des Landesbeamtengesetzes in 
Artikel VII Nr. 2 a), b), c), d) und g) gelten nicht für Bür-
germeister und Landräte, die bei In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes im Amt sind, für die Dauer der laufenden 
Amtszeit.

(4) Die Amtszeit der Bürgermeister und Landräte, die 
vom Geltungsbereich des Gesetzes zur Regelung der 
Wahlperiode der im Jahr 2004 gewählten kommuna-
len Vertretungen vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 351) 
erfasst werden, endet am 20. Oktober 2009.

(5) Der Wahltag für die Neuwahlen der Nachfolger der 
in Absatz 4 bezeichneten Bürgermeister und Landrä-
te ist der Tag der allgemeinen Kommunalwahlen im 
Jahr 2009. Scheidet ein in Absatz 4 bezeichneter Bür-
germeister oder Landrat vor dem 20. Oktober 2009 
aus dem Amt aus oder tritt ein nach Satz 1 gewählter 
Nachfolger sein Amt nicht an, wird der Wahltermin für 
den Nachfolger von der Aufsichtsbehörde festgelegt.
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Artikel XII
In-Kraft-Treten
 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die Regelungen in 
Artikel I, § 50 Abs. 3 Sätze 3 bis 6 der Gemeindeord-
nung und Artikel II, § 35 Abs. 3 Sätze 3 bis 6 der Kreis-
ordnung sowie Artikel III, § 10 Abs. 4 der Landschafts-
verbandsordnung erst mit Ende der Wahlperiode der 
Vertretungen am 20. Oktober 2009 in Kraft.



Einleitung
Das Land schafft die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen für die Gemeinden und Kreise in Nordrhein-West-
falen. Die Grundlagen regeln dabei die Gemeindeord-
nung und die Kreisordnung. Sie legen die Stellung und 
Aufgaben der kommunalen Organe sowie die Mitwir-
kungsmöglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern 
fest. Die beiden Gesetze gehören damit zum wesentli-
chen Rüstzeug für alle kommunalpolitisch Aktiven und 
Interessierten. Die vorliegende kompakte Broschüre 
bietet Ihnen die Möglichkeit, die Volltexte der beiden 
Gesetze sowie Auszüge aus weiteren grundlegenden 
kommunalrechtlichen Vorschriften stets zur Hand zu 
haben.

Das nordrhein-westfälische Innenministerium gibt die 
Broschüre in Zusammenarbeit mit der Landeszentra-
le für politische Bildung Nordrhein-Westfalen heraus. 
Die Publikation leistet einen wichtigen Beitrag, die 
kommunalen Spielregeln auch auf dem Weg der Er-
wachsenenbildung und über die Schulen bekannt zu 
machen.

Weitere Informationen zu Kommunalrecht und -politik 
in Nordrhein-Westfalen bieten die Internetangebote 
des Innenministeriums unter www.im.nrw.de und 
der Landeszentrale für politische Bildung unter 
www.politische-bildung.nrw.de.

Hinweis
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von 
Wahlbewerberinnen/Wahlbewerbern oder Wahlhelfe-
rinnen/Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum 
Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies 
gilt für Landtags-, Bundestags- und Kommunalwah-
len sowie auch für die Wahl der Mitglieder des Europä-
ischen Parlaments. Missbräuchlich ist insbesondere 
die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informati-
onsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdru-
cken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen 
oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Wei-
tergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Eine 
Verwendung dieser Druckschrift durch Parteien oder 
sie unterstützende Organisationen ausschließlich zur 
Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder bleibt hiervon 
unberührt. Unabhängig davon, wann, auf welchem 
Weg und in welcher Anzahl diese Schrift der Empfän-
gerin oder dem Empfänger zugegangen ist, darf sie 
auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden 
Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als 
Parteinahme der Landesregierung zu Gunsten einzel-
ner politischer Gruppen verstanden werden könnte. 
Die Verwendung der Broschüre durch öffentliche Bil-
dungseinrichtungen zum Zweck der Informationsge-
winnung bleibt hiervon unberührt.
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